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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2006/783/JI
des Rates vom 6. Oktober 2006 über die Anwendung des Grundsatzes
der gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsentscheidungen
(Umsetzungsgesetz Rahmenbeschluss Einziehung)

A. Problem und Ziel

Mit dem Gesetz soll der Rahmenbeschluss 2006/783/JI des Rates vom
6. Oktober 2006 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen An-
erkennung auf Einziehungsentscheidungen (ABl. L 328 vom 24. 11. 2006,
S. 59) in nationales Recht umgesetzt werden. Zudem soll die Ratifikation des
Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Rechtshilfeübereinkommen vor-
bereitet werden.

B. Lösung

Der Rahmenbeschluss soll durch Änderung des Gesetzes über die internationale
Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) umgesetzt werden. Die Umsetzung soll zum
Anlass genommen werden, auch Regelungen im Vierten Teil des Gesetzes über
die internationale Rechtshilfe in Strafsachen, die auch den Vollstreckungshilfe-
verkehr mit Nicht-EU-Staaten betreffen, in bestimmten Bereichen anzupassen.
Die erforderlichen gesetzlichen Änderungen zur Vorbereitung der Ratifikation
des Übereinkommens des Europarates sollen ebenfalls im Gesetz über die inter-
nationale Rechtshilfe in Strafsachen erfolgen.

C. Alternativen

Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Es wird ein erhöhter Vollzugsaufwand für die Justizbehörden entstehen. Anord-
nungen des Verfalls oder der Einziehung aus einem anderen EU-Mitgliedstaat
sind unter erleichterten Bedingungen in Deutschland in einem gerichtlichen Ver-
fahren für vollstreckbar zu erklären und anschließend regelmäßig durch die
Staatsanwaltschaft als Vollstreckungsbehörde zu vollstrecken. Es lassen sich
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keine Fallzahlen prognostizieren. Der umzusetzende Rahmenbeschluss sieht im
Grundsatz vor, dass vollstreckte Beträge bis zu 10 000 Euro dem ersuchten Staat
zugute kommen und höhere Beträge hälftig zwischen ersuchendem und ersuch-
tem Mitgliedstaat geteilt werden. Es ist davon auszugehen, dass die Kosten für
die Bearbeitung eingehender Ersuchen auch unter Berücksichtigung etwaiger
Entschädigungszahlungen an den Verletzten der Straftat durch die Vollstre-
ckungserlöse gedeckt werden. Zudem wird der deutsche Staatshaushalt künftig
umgekehrt auch bei ausgehenden Ersuchen entsprechend an dem abgeschöpften
Vermögen beteiligt.

E. Sonstige Kosten

Für die Wirtschaft, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen, entstehen
keine Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau,
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Die ver-
urteilten Personen tragen die Kosten der Vollstreckung.

F. Bürokratiekosten

Es werden weder für Unternehmen noch für Bürgerinnen und Bürger Informa-
tionspflichten eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. In dem umzusetzenden
Rahmenbeschluss sind verschiedene Informationspflichten für die Verwaltung
im Verhältnis zu den zuständigen Justizbehörden der Mitgliedstaaten enthalten,
die durch gemeinsame Verwaltungsvorschriften von Bund und Ländern in na-
tionales Recht umgesetzt werden sollten. Darüber hinaus wird eine bereits be-
stehende Informationspflicht der Behörden gegenüber Bürgerinnen und Bürgern
anders ausgestaltet.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2006/783/JI
des Rates vom 6. Oktober 2006 über die Anwendung des Grundsatzes
der gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsentscheidungen
(Umsetzungsgesetz Rahmenbeschluss Einziehung)

Vom …

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Gesetzes über die internationale
Rechtshilfe in Strafsachen

Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1994
(BGBl. I S. 1537), das zuletzt durch … geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angaben zu den §§ 56a bis 58 werden durch fol-
gende Angaben ersetzt:

„§ 56a Entschädigung der verletzten Person

§ 56b Vereinbarung über die Verwertung, Herausga-
be und Aufteilung des abgeschöpften Vermö-
gens

§ 57 Vollstreckung

§ 57a Kosten der Vollstreckung

§ 58 Sicherung der Vollstreckung“.

b) Die Angabe zu § 61b wird durch folgende Angaben
ersetzt:

„§ 61b Gemeinsame Ermittlungsgruppen

§ 61c Audiovisuelle Vernehmung“.

c) Die Angabe zu § 67a wird wie folgt gefasst:

„§ 67a Rechtshilfe für internationale Strafgerichts-
höfe, zwischen- und überstaatliche Einrich-
tungen“.

d) Nach der Angabe zu § 71 wird folgende Angabe ein-
gefügt:

„§ 71a Vereinbarung über die Verwertung, Herausga-
be und Aufteilung des abgeschöpften Vermö-
gens“.

e) Die Angabe zu § 74a wird wie folgt gefasst:

„§ 74a Internationale Strafgerichtshöfe, zwischen-
und überstaatliche Einrichtungen“.

f) Die Angaben zu den §§ 88 bis 90 werden durch fol-
gende Angaben ersetzt:

„§ 88 Grundsatz

§ 88a Voraussetzungen der Zulässigkeit

§ 88b Unterlagen

§ 88c Ablehnungsgründe

§ 88d Verfahren

§ 88e Vollstreckung

§ 88f Aufteilung der Erträge

§ 89 Sicherstellungsmaßnahmen

§ 90 Ausgehende Ersuchen“.

2. § 49 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 werden die Wörter „dem im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes geltenden“ durch das Wort
„deutschem“ ersetzt.

b) Die Nummern 4 und 5 werden wie folgt gefasst:

„4. keine Entscheidung der in § 9 Nummer 1 genann-
ten Art ergangen ist, es sei denn, es wird um die
Vollstreckung einer Anordnung des Verfalls oder
der Einziehung ersucht und eine solche Maßnah-
me könnte entsprechend § 76a des Strafgesetz-
buchs selbständig angeordnet werden, und

5. die Vollstreckung nicht nach deutschem Recht
verjährt ist oder bei sinngemäßer Umstellung des
Sachverhalts verjährt wäre; ungeachtet dessen ist
die Vollstreckung einer Anordnung des Verfalls
oder der Einziehung zulässig, wenn

a) für die der Anordnung zugrunde liegende Tat
deutsches Strafrecht nicht gilt oder

b) eine solche Anordnung, gegebenenfalls bei
sinngemäßer Umstellung des Sachverhalts,
nach § 76a Absatz 2 Nummer 1 des Strafge-
setzbuchs erfolgen könnte.“

3. § 54 Absatz 2a wird wie folgt gefasst:

„(2a) Soweit eine Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung, die einen bestimmten Gegenstand betrifft,
umzuwandeln ist, bezieht sich die Erklärung der Voll-
streckbarkeit auf diesen Gegenstand. Statt auf den be-
stimmten Gegenstand kann sich die Erklärung der Voll-
streckbarkeit auch auf einen dem Wert des Gegenstandes
entsprechenden Geldbetrag beziehen, wenn

1. der ausländische Staat darum ersucht hat und

2. die Voraussetzungen des § 76 des Strafgesetzbuchs in
entsprechender Anwendung vorliegen.

Ist die Anordnung des Verfalls oder der Einziehung dem
Wert nach bestimmt, ist Absatz 2 entsprechend anzuwen-
den.“

4. § 55 Absatz 3 Satz 5 wird aufgehoben.
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5. § 56 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Wird auf Ersuchen die Vollstreckung einer
Geld- oder Freiheitsstrafe bewilligt, darf die Tat nach
deutschem Recht nicht mehr verfolgt werden.“

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Wortlaut wird die Angabe „73d, 74e“
durch die Angabe „73, 74“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„§ 439 der Strafprozessordnung gilt entspre-
chend.“

6. § 56a wird wie folgt gefasst:

„§ 56a
Entschädigung der verletzten Person

(1) Wurde auf Ersuchen eines anderen Staates aus
einer ausländischen Anordnung des Verfalls im Inland in
Vermögenswerte der verurteilten Person vollstreckt, wird
die durch die der ausländischen Anordnung zugrunde lie-
gende Straftat verletzte Person auf Antrag aus der Staats-
kasse entschädigt, wenn

1. ein deutsches oder ausländisches Gericht gegen die
verurteilte Person eine rechtskräftige Entscheidung
über den Anspruch auf Schadenersatz erlassen hat
oder sich diese durch einen Vollstreckungstitel gegen-
über der verletzten Person zur Zahlung verpflichtet
hat,

2. der Titel im Inland vollstreckbar ist,

3. die verletzte Person glaubhaft macht, dass der Voll-
streckungstitel den Schadenersatz aus der der Anord-
nung des Verfalls zugrunde liegenden Straftat umfasst
und

4. die verletzte Person glaubhaft macht, dass sie durch
die Vollstreckung aus dem Titel ihre Befriedigung
nicht vollständig erlangen könne.

Die Entschädigung ist gegen Abtretung des Anspruchs
auf Schadenersatz in entsprechender Höhe zu leisten.

(2) Eine Entschädigung wird nicht gewährt, wenn die
Rechte der verletzten Person gemäß § 73e Absatz 1
Satz 2 des Strafgesetzbuchs fortbestehen.

(3) Der Umfang der Entschädigung ist durch den der
deutschen Staatskasse verbleibenden Erlös des aus der
Anordnung des Verfalls im Inland vollstreckten Ver-
mögenswertes begrenzt. Haben mehrere Verletzte einen
Antrag gemäß Absatz 1 gestellt, so bestimmt sich deren
Entschädigung nach der Reihenfolge ihrer Anträge. Ge-
hen mehrere Anträge am gleichen Tag ein und reicht der
Erlös nicht zur Entschädigung dieser Personen aus, sind
sie anteilig nach der Höhe ihrer Schadenersatzansprüche
zu entschädigen.

(4) Der Antrag ist an die zuständige Vollstreckungsbe-
hörde zu richten. Er kann abgelehnt werden, wenn sechs
Monate nach Beendigung der Vollstreckung in den Ver-
mögenswert, aus dem die Entschädigung geleistet wer-
den könnte, vergangen sind. Die Vollstreckungsbehörde

kann angemessene Fristen setzen, binnen deren die ver-
letzte Person erforderliche Unterlagen beizubringen hat.

(5) Gegen die Entscheidung der Vollstreckungsbehör-
de ist der Rechtsweg zu den Zivilgerichten eröffnet.“

7. Nach § 56a wird folgender § 56b eingefügt:

„§ 56b
Vereinbarung über die Verwertung, Herausgabe

und Aufteilung
des abgeschöpften Vermögens

(1) Die für die Bewilligung zuständige Behörde kann
mit der zuständigen Behörde des ersuchenden Staates für
den Einzelfall eine Vereinbarung über die Verwertung,
Herausgabe und Aufteilung der aus der Vollstreckung
einer Anordnung des Verfalls oder der Einziehung stam-
menden Vermögenswerte treffen, soweit die Gegenseitig-
keit zugesichert ist.

(2) Vereinbarungen, die sich auf Gegenstände im Sinne
der §§ 1 und 10 des Gesetzes zum Schutz deutschen Kul-
turgutes gegen Abwanderung beziehen, bedürfen der
Einwilligung des Beauftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien. Wird die Einwilligung verweigert, ist
§ 16 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes zum Schutz deutschen
Kulturgutes gegen Abwanderung entsprechend anzuwen-
den.“

8. § 57 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „und Vollzug“
gestrichen.

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Zuständigkeit für die Vollstreckung einer Sank-
tion, die in eine nach dem Jugendgerichtsgesetz zuläs-
sige Sanktion umgewandelt worden ist, richtet sich
nach den Bestimmungen des Jugendgerichtsgeset-
zes.“

c) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:

„(4) Die Vollstreckung der umgewandelten Sankti-
on richtet sich nach den Vorschriften, die auf eine ent-
sprechende in der Bundesrepublik Deutschland ver-
hängte Sanktion anwendbar wären.

(5) Die Vollstreckung eines Geldbetrages ist einzu-
stellen oder zu beschränken, wenn die verurteilte Per-
son eine Urkunde vorlegt, aus der sich ergibt, dass der
Geldbetrag in einem anderen Staat vollstreckt wurde
oder dies der Vollstreckungsbehörde auf andere Weise
bekannt wird.“

d) Folgender Absatz 7 wird angefügt:

„(7) Wurde eine ausländische Anordnung des Ver-
falls vollstreckt und ergeben sich aus ihr Anhalts-
punkte dafür, dass eine namentlich bekannte Person
gegen die verurteilte Person aus der der Anordnung
zugrunde liegenden Tat einen Schadensersatz-
anspruch haben könnte, so ist diese durch die Voll-
streckungsbehörde unverzüglich durch einfachen
Brief an die letzte bekannte Anschrift über die Rechte
nach § 56a zu belehren. Davon kann abgesehen wer-
den, wenn die in § 56a Absatz 4 Satz 2 genannte Frist
verstrichen ist.“
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9. Nach § 57 wird folgender § 57a eingefügt:

„§ 57a
Kosten der Vollstreckung

Die verurteilte Person trägt die Kosten der Vollstre-
ckung.“

10. In der Überschrift des § 58 werden die Wörter „Haft
zur“ gestrichen.

11. Nach § 61a wird folgender § 61b eingefügt:

„§ 61b
Gemeinsame Ermittlungsgruppen

(1) Wenn eine völkerrechtliche Vereinbarung dies
vorsieht, kann eine gemeinsame Ermittlungsgruppe ge-
bildet werden. Einem von einem anderen Staat in eine
gemeinsame Ermittlungsgruppe entsandten Mitglied
kann unter der Leitung des zuständigen deutschen Mit-
glieds die Durchführung von Ermittlungsmaßnahmen
übertragen werden, sofern dies vom entsendenden Staat
gebilligt worden ist.

(2) Anderen Personen kann die Teilnahme an einer
gemeinsamen Ermittlungsgruppe nach Maßgabe der
Rechtsvorschriften der teilnehmenden Staaten oder
einer zwischen ihnen anwendbaren Übereinkunft ge-
stattet werden.

(3) Die an der gemeinsamen Ermittlungsgruppe be-
teiligten Beamten und Beamtinnen dürfen den von an-
deren Staaten entsandten Mitgliedern oder anderen teil-
nehmenden Personen dienstlich erlangte Informationen
einschließlich personenbezogener Daten unmittelbar
übermitteln, soweit dies für die Tätigkeit der gemeinsa-
men Ermittlungsgruppe erforderlich ist.

(4) Soweit die Übermittlung der nach Absatz 3 er-
langten Informationen eine besondere zweckändernde
Vereinbarung erfordert, ist diese zulässig, wenn ein auf
die Verwendung der Informationen gerichtetes Ersu-
chen bewilligt werden könnte.“

12. Der bisherige § 61b wird § 61c.

13. § 67a wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach den Wörtern „inter-
nationale Strafgerichtshöfe“ ein Komma und die
Wörter „zwischen- und überstaatliche Einrichtun-
gen“ eingefügt.

b) In dem Wortlaut werden nach den Wörtern „eines
internationalen Strafgerichtshofes“ die Wörter „und
anderer zwischen- und überstaatlicher Einrichtun-
gen“ eingefügt.

14. Nach § 71 wird folgender § 71a eingefügt:

„§ 71a
Vereinbarung über die Verwertung, Herausgabe
und Aufteilung des abgeschöpften Vermögens

Wird ein ausländischer Staat um Vollstreckung einer
Anordnung des Verfalls oder der Einziehung ersucht,
gilt § 56b Absatz 1 entsprechend.“

15. § 74a wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach den Wörtern „inter-
nationale Strafgerichtshöfe“ ein Komma und die

Wörter „zwischen- und überstaatliche Einrichtun-
gen“ eingefügt.

b) In dem Wortlaut werden nach den Wörtern „eines
internationalen Strafgerichtshofes“ die Wörter „und
anderer zwischen- und überstaatlicher Einrichtun-
gen“ eingefügt.

16. § 81 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. die beiderseitige Strafbarkeit nicht zu prüfen ist,
wenn die dem Ersuchen zugrunde liegende Tat nach
dem Recht des ersuchenden Staates mit einer frei-
heitsentziehenden Sanktion im Höchstmaß von min-
destens drei Jahren bedroht ist und den in Artikel 2
Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des
Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen
Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen
den Mitgliedstaaten (ABl. L 190 vom 18. 7. 2002,
S. 1) aufgeführten Deliktsgruppen zugehörig ist.“

17. § 88 wird durch folgende §§ 88 bis 88f ersetzt:

„§ 88
Grundsatz

Die Vollstreckungshilfe für einen anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union nach Maßgabe des Rah-
menbeschlusses 2006/783/JI des Rates vom 6. Oktober
2006 über die gegenseitige Anerkennung auf Einzie-
hungsentscheidungen (ABl. L 328 vom 24. 11. 2006,
S. 59) richtet sich nach den §§ 88a bis 88f. Soweit die-
ser Abschnitt keine besonderen Regelungen enthält
oder das Ersuchen nicht nach Maßgabe des Rahmenbe-
schlusses 2006/783/JI gestellt wurde, sind die Vor-
schriften des Vierten Teils sowie die allgemeinen Be-
stimmungen des Ersten und Siebenten Teils dieses
Gesetzes anzuwenden.

§ 88a
Voraussetzungen der Zulässigkeit

(1) In Abweichung von § 49 Absatz 1 ist die Voll-
streckung einer nach Maßgabe des Rahmenbeschlusses
2006/783/JI übersandten gerichtlichen Anordnung des
Verfalls oder der Einziehung, die auf einen bestimmten
Geldbetrag oder Vermögensgegenstand gerichtet ist,
nur zulässig, wenn

1. eine zuständige Behörde eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union unter Vorlage der in
§ 88b genannten Unterlagen darum ersucht hat und

2. auch nach deutschem Recht, ungeachtet etwaiger
Verfahrenshindernisse und gegebenenfalls bei sinn-
gemäßer Umstellung des Sachverhalts, wegen der
Tat, die der ausländischen Anordnung des Verfalls
oder der Einziehung zugrunde liegt, eine derartige
Anordnung ungeachtet des § 73 Absatz 1 Satz 2 des
Strafgesetzbuchs hätte getroffen werden können,
wobei

a) außer bei Ersuchen um Vollstreckung einer dem
§ 73d oder dem § 74a des Strafgesetzbuchs ent-
sprechenden Maßnahme die beiderseitige Straf-
barkeit nicht zu prüfen ist, wenn die dem Ersu-
chen zugrunde liegende Tat nach dem Recht des
ersuchenden Mitgliedstaates mit einer Freiheits-
strafe im Höchstmaß von mindestens drei Jahren
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bedroht ist und den in Artikel 6 Absatz 1 des
Rahmenbeschlusses 2006/783/JI aufgeführten
Deliktsgruppen zugehörig ist und

b) die Vollstreckung in Steuer-, Abgaben-, Zoll-
oder Währungsangelegenheiten auch zulässig
ist, wenn das deutsche Recht keine gleichartigen
Steuern oder Abgaben vorschreibt oder keine
gleichartigen Steuer-, Abgaben-, Zoll- oder
Währungsbestimmungen enthält wie das Recht
des ersuchenden Mitgliedstaates.

(2) Die Vollstreckung einer nach Absatz 1 übersand-
ten Anordnung des Verfalls oder der Einziehung ist un-
zulässig, wenn

1. die Tat im Inland oder in einem der in § 4 des Straf-
gesetzbuchs genannten Verkehrsmittel begangen
wurde und nach deutschem Recht nicht mit Strafe
bedroht ist;

2. die verurteilte Person zu der Verhandlung, die zur
Anordnung eines Verfalls oder einer Einziehung ge-
führt hat, nicht persönlich erschienen ist und nicht
durch einen Verteidiger oder eine Verteidigerin ver-
treten wurde, es sei denn

a) die verurteilte Person, ihr Verteidiger oder ihre
Verteidigerin wurde nach dem Recht des ersu-
chenden Mitgliedstaates über das Verfahren un-
terrichtet oder

b) die verurteilte Person hat erklärt, die ergangene
Entscheidung nicht anzufechten;

3. die verurteilte Person wegen derselben Tat, die dem
Ersuchen zugrunde liegt, bereits von einem anderen
als dem ersuchenden Mitgliedstaat rechtskräftig ab-
geurteilt worden ist, vorausgesetzt, dass diese Sank-
tion bereits vollstreckt worden ist, gerade vollstreckt
wird oder nach dem Recht des Urteilsstaates nicht
mehr vollstreckt werden kann, es sei denn, der Ver-
fall oder die Einziehung könnte entsprechend § 76a
des Strafgesetzbuchs selbständig angeordnet wer-
den;

4. bei Straftaten, für die das deutsche Strafrecht gilt,
die Vollstreckung nach deutschem Recht verjährt ist,
es sei denn, eine Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung könnte entsprechend § 76a Absatz 2
Nummer 1 des Strafgesetzbuchs erfolgen.

§ 88b
Unterlagen

(1) Der ersuchende Mitgliedstaat hat das Original
oder eine beglaubigte Abschrift einer rechtskräftigen
gerichtlichen Entscheidung mit einer Bescheinigung
nach Artikel 4 des Rahmenbeschlusses 2006/783/JI
vorzulegen, die die folgenden Angaben enthält:

1. die Bezeichnung und Anschrift des Gerichts, das
den Verfall oder die Einziehung angeordnet hat;

2. die Bezeichnungen und Anschriften der für das Er-
suchen zuständigen Justizbehörden;

3. die möglichst genaue Bezeichnung der natürlichen
oder juristischen Person, gegen die die Entschei-
dung vollstreckt werden soll;

4. die Nennung des Geldbetrages oder die Beschrei-
bung eines anderen Vermögensgegenstandes, der
Gegenstand der Vollstreckung sein soll;

5. die Darlegung der Gründe für die Anordnung;

6. die Beschreibung der Umstände, unter denen die
Straftat begangen wurde, einschließlich der Tatzeit
sowie des Tatortes;

7. die Art und rechtliche Würdigung der Straftat, ein-
schließlich der gesetzlichen Bestimmungen, auf de-
ren Grundlage die Entscheidung ergangen ist und

8. die Auskunft über das persönliche Erscheinen der
verurteilten Person zu der Verhandlung oder Anga-
ben darüber, weshalb das Erscheinen nicht erforder-
lich war.

(2) Ist eine Bescheinigung nach Absatz 1 bei Stel-
lung des Ersuchens nicht vorhanden oder unvollständig
oder entspricht sie offensichtlich nicht der zu vollstre-
ckenden Entscheidung, kann die zuständige Behörde
eine Frist für die Vorlage oder Vervollständigung oder
Berichtigung setzen. Ist die Bescheinigung nach
Absatz 1 unvollständig, ergeben sich die erforderlichen
Angaben aber aus der zu vollstreckenden Entscheidung
oder aus anderen beigefügten Unterlagen, so kann die
zuständige Behörde auf die Vorlage einer vervollstän-
digten Bescheinigung verzichten.

§ 88c
Ablehnungsgründe

Ein nach § 88a zulässiges Ersuchen kann nur abge-
lehnt werden, wenn

1. die Bescheinigung gemäß Artikel 4 des Rahmen-
beschlusses 2006/783/JI durch den ersuchenden
Mitgliedstaat auch nicht in einem Verfahren ent-
sprechend § 88b Absatz 2 Satz 1 vorgelegt, vervoll-
ständigt oder berichtigt wurde;

2. die Tat im Inland oder in einem der in § 4 des Straf-
gesetzbuchs genannten Verkehrsmittel begangen
wurde;

3. die Tat weder im Inland noch im Hoheitsbereich des
ersuchenden Mitgliedstaates begangen wurde und
deutsches Strafrecht nicht gilt oder die Tat nach
deutschem Recht nicht mit Strafe bedroht ist;

4. im Inland eine Anordnung des Verfalls oder der Ein-
ziehung ergangen ist, die sich auf dieselben Vermö-
genswerte bezieht, und aus öffentlichem Interesse
der Vollstreckung dieser Anordnung Vorrang einge-
räumt werden soll oder

5. ein Ersuchen um Vollstreckung einer Anordnung
des Verfalls oder der Einziehung aus einem weiteren
Staat eingegangen ist, das sich auf dieselben Vermö-
genswerte bezieht, und aus öffentlichem Interesse
der Vollstreckung dieser Anordnung Vorrang einge-
räumt werden soll.

§ 88d
Verfahren

(1) Erachtet die nach den §§ 50 und 51 zuständige
Staatsanwaltschaft das Ersuchen für zulässig und beab-
sichtigt sie, keine Ablehnungsgründe nach § 88c gel-
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tend zu machen, leitet sie geeignete und erforderliche
Maßnahmen zur einstweiligen Sicherstellung der zu
vollstreckenden Vermögenswerte entsprechend den
§§ 111b bis 111d der Strafprozessordnung ein und gibt
der verurteilten Person sowie Dritten, die den Umstän-
den des Falles nach Rechte an dem zu vollstreckenden
Gegenstand geltend machen könnten, Gelegenheit, sich
zu äußern. Entscheidet die Staatsanwaltschaft, nicht
von den Ablehnungsgründen nach § 88c Nummer 1
bis 3 Gebrauch zu machen, begründet sie diese Ent-
scheidung in dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung
über die Vollstreckbarkeit.

(2) Die zuständige Behörde kann das Verfahren auf-
schieben,

1. solange anzunehmen ist, dass die Anordnung
gleichzeitig in einem anderen Mitgliedstaat voll-
ständig vollstreckt wird oder

2. solange das Verfahren zur Anerkennung und Voll-
streckung der ausländischen Anordnung laufende
Straf- und Vollstreckungsverfahren beeinträchtigen
könnte.

(3) In Abweichung von § 54 Absatz 1 wird die aus-
ländische Anordnung durch das Gericht gemäß den
§§ 50 und 55 für vollstreckbar erklärt, soweit deren
Vollstreckung zulässig ist und die Staatsanwaltschaft
ihr Ermessen, nicht von den Ablehnungsgründen nach
§ 88c Nummer 1 bis 3 Gebrauch zu machen, fehlerfrei
ausgeübt hat. In der Beschlussformel ist auch der zu
vollstreckende Geldbetrag oder Vermögensgegenstand
anzugeben. § 54 Absatz 2a und 4 gilt entsprechend. Die
verhängte Sanktion ist in die ihr im deutschen Recht am
meisten entsprechende Sanktion umzuwandeln, wenn
die Entscheidungsformel der ausländischen Anordnung
nicht nach § 459g der Strafprozessordnung vollstreck-
bar ist.

§ 88e
Vollstreckung

(1) § 57 Absatz 1 gilt mit der Maßgabe, dass sich die
Zuständigkeit für die Vollstreckung einer ausländischen
Anordnung auch dann nach den Bestimmungen des Ju-
gendgerichtsgesetzes richtet, wenn die Sanktion nicht
gemäß § 88d Absatz 3 Satz 4 umgewandelt wurde und
das Gericht bei der Entscheidung über die Vollstreck-
barkeit das Jugendgerichtsgesetz angewendet hat.

(2) § 57 Absatz 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe,
dass die Anordnung der Haft zur Abgabe einer eides-
stattlichen Versicherung über das Vermögen oder über
den Verbleib von Vermögensgegenständen nur mit Zu-
stimmung der zuständigen Behörde des ersuchenden
Mitgliedstaates erfolgen darf.

(3) Die Vollstreckung kann unter den Voraussetzun-
gen des § 88d Absatz 2 einstweilen eingestellt werden.

§ 88f
Aufteilung der Erträge

Der Ertrag aus der Vollstreckung ist mit der zustän-
digen Behörde des ersuchenden Mitgliedstaates hälftig
zu teilen, wenn er ohne Abzug von Kosten und Entschä-
digungsleistungen (§ 56a) über 10 000 Euro liegt und

keine Vereinbarung nach § 56b Absatz 1 getroffen wur-
de. Dies gilt nicht, wenn die entsprechend § 56b
Absatz 2 erforderliche Einwilligung verweigert wur-
de.“

18. § 90 wird wie folgt gefasst:

„§ 90
Ausgehende Ersuchen

(1) Die zuständigen Behörden können Ersuchen um
Vollstreckung einer Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung nach Maßgabe des Rahmenbeschlusses
2006/783/JI an einen anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union richten. Ein gleichgerichtetes Ersuchen
kann an einen weiteren Mitgliedstaat nur gerichtet wer-
den, wenn

1. berechtigter Grund zu der Annahme besteht, dass
sich ein bestimmter oder verschiedene Vermögens-
gegenstände, die von der zu vollstreckenden Ent-
scheidung umfasst sind, in verschiedenen Mitglied-
staaten befinden könnten oder

2. die Vollstreckung in einen bestimmten Vermögens-
gegenstand oder wegen eines Geldbetrages es erfor-
dert, das Ersuchen an mehrere Mitgliedstaaten zu
richten.

(2) Noch nicht erledigte Ersuchen sind zurückzuneh-
men, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht
mehr vorliegen.

(3) Bezieht sich die Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung auf einen bestimmten Gegenstand, kann die
zuständige Vollstreckungsbehörde der ersatzweisen
Vollstreckung eines seinem Wert entsprechenden Geld-
betrages zustimmen, wenn eine Entscheidung nach § 76
des Strafgesetzbuchs erfolgt ist.

(4) Aus dem Sechsten Teil dieses Gesetzes sind § 71
Absatz 5 sowie die §§ 71a und 72 anzuwenden.“

19. § 93 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „Beamten“ durch das
Wort „Mitglieds“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Beamten“ die
Wörter „und Beamtinnen“ eingefügt.

20. § 94 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die beiderseitige Strafbarkeit nicht zu prü-
fen ist, wenn die dem Ersuchen zugrunde
liegende Tat nach dem Recht des ersu-
chenden Staates mit einer Freiheitsstrafe
im Höchstmaß von mindestens drei Jahren
bedroht ist und den in Artikel 3 Absatz 2
des Rahmenbeschlusses 2003/577/JI auf-
geführten Deliktsgruppen zugehörig ist,“.

bb) In Nummer 2 wird jeweils nach den Wörtern
„ein Ersuchen in Steuer-,“ und „keine gleich-
artigen Steuer-,“ das Wort „Abgaben-,“ einge-
fügt.
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b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Dies gilt nicht, wenn das Ersuchen der Vorberei-
tung einer Anordnung des Verfalls oder der Einzie-
hung dient und eine solche Maßnahme entsprechend
§ 76a des Strafgesetzbuchs selbständig angeordnet
werden könnte.“

21. § 95 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „Justizbehörde des er-
suchten Staates“ durch das Wort „Behörde“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Justizbehörde“ durch das
Wort „Behörde“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung der Justizverwaltungskostenordnung

Die Justizverwaltungskostenordnung in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 363-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, die zuletzt durch … geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1. § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) In den nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 bezeich-
neten Angelegenheiten werden Kosten nicht erhoben,

1. wenn nach § 75 des Gesetzes über die internationale
Rechtshilfe in Strafsachen oder nach § 71 des
IStGH-Gesetzes darauf verzichtet worden ist oder

2. soweit Rahmenbeschlüsse des Rates der Europäi-
schen Union oder völkerrechtliche Übereinkommen
einen gegenseitigen Verzicht auf Kostenerstattung
vorsehen.

§ 57a des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen bleibt unberührt.“

2. § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In dem Wortlaut wird die Angabe „Absatz 1 Nr. 1“
durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ er-
setzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„§ 57a des Gesetzes über die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen bleibt unberührt.“

Artikel 3

Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am … [einzusetzen: Datum des 14. Ka-
lendertages nach der Verkündung] in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Anlässlich des Rahmenbeschlusses 2006/783/JI des Rates
der Europäischen Union über die Anwendung des Grund-
satzes der gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsent-
scheidungen (ABl. L 328 vom 24. 11. 2006, S. 59, im Fol-
genden als „Rb Einziehung“ bezeichnet) sollen neben den
Vorschriften zur Umsetzung dieses Rechtsinstruments auch
Regelungen im Vierten Teil des Gesetzes über die internati-
onale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG), die auch den Voll-
streckungshilfeverkehr mit Nicht-EU-Staaten betreffen, ge-
ändert werden. Insbesondere soll die Umsetzung des
Rahmenbeschlusses zum Anlass genommen werden, eine
Aufteilung abgeschöpfter Vermögenswerte mit anderen
Staaten zu ermöglichen. Zudem sollen die Voraussetzungen,
unter denen Verletzte einer Straftat eine Entschädigung für
Vermögensschäden erhalten, erleichtert werden. Zur Vorbe-
reitung der Ratifizierung des Zweiten Zusatzprotokolls zum
Europäischen Rechtshilfeübereinkommen soll die bislang
lediglich im Rechtshilfeverkehr mit Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union bestehende Ermächtigung zur Bildung ei-
ner gemeinsamen Ermittlungsgruppe auch auf den Rechts-
hilfeverkehr mit anderen Staaten, mit denen eine
entsprechende völkerrechtliche Vereinbarung besteht, er-
streckt werden.

I. Entstehungsgeschichte des umzusetzenden
Rahmenbeschlusses

Nach einer ersten allgemeinen Ausrichtung im April 2004
hat der Rat am 6. Oktober 2006 den Rb Einziehung förmlich
angenommen. Es handelt sich um das vierte Rechtsinstru-
ment, das auf dem Grundsatz der gegenseitigen Anerken-
nung strafrechtlicher Entscheidungen beruht.

Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung geht auf die
Sondertagung des Europäischen Rates vom 15. bis 16. Okto-
ber 1999 im finnischen Tampere zurück. Dort wurde dieses
Prinzip als Eckstein der zukünftigen justiziellen Zusammen-
arbeit in Zivil- und Strafsachen bezeichnet. Der Grundsatz
wurde im Maßnahmenprogramm des Rates zur Umsetzung
des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung gericht-
licher Entscheidungen weiterentwickelt (ABl. C vom 15. 1.
2001, S. 10).

Das erste auf diesem Grundsatz fußende Rechtsinstrument
war der Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union vom 13. Juni 2002 (ABl. L 190
vom 18. 7. 2002, S. 1, im Folgenden: Rb EuHb), der durch
das vom Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 18. Juli
2005 für nichtig erklärte Europäische Haftbefehlsgesetz
(EuHbG) vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1748) in das deut-
sche Recht umgesetzt worden war. Die erneute Umsetzung
des genannten Rahmenbeschlusses erfolgte durch das
EuHbG vom 20. Juli 2006 (BGBl. I S. 1721).

Als zweites auf dem Grundsatz der gegenseitigen Anerken-
nung beruhendes Rechtsinstrument wurde am 22. Juni 2003
der Rahmenbeschluss 2003/577/JI des Rates über die Voll-
streckung von Entscheidungen über die Sicherstellung von

Vermögensgegenständen oder Beweismitteln in der Euro-
päischen Union (ABl. L 196 vom 2.8.2003, S. 45, im Fol-
genden: Rb Sicherstellung) beschlossen (umgesetzt durch
das Gesetz vom 6. Juni 2008, BGBl. I S. 995). Darauf folgte
am 24. Februar 2005 der Rahmenbeschluss des Rates 2005/
214/JI über die Anwendung des Grundsatzes der gegensei-
tigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen (vgl.
ABl. L 76 vom 22. 3. 2005, S. 16, im Folgenden: Rb Geld-
strafen).

Systematisch und rechtstechnisch orientiert sich der
Rb Einziehung an den vorangegangenen Rechtsinstrumen-
ten zur Umsetzung des Prinzips der gegenseitigen Anerken-
nung.

II. Vermögensabschöpfung im deutschen Recht

Die Vermögensabschöpfung ist nach deutschem Recht durch
eine Anordnung des Verfalls oder eine Anordnung der Ein-
ziehung möglich.

1. Verfall

Der Verfall ist nach § 73 Absatz 1 Satz 1 des Strafgesetz-
buchs (StGB) gegen den Täter oder Teilnehmer einer rechts-
widrigen Tat anzuordnen, wenn der Beteiligte für die Tat
oder aus ihr etwas erlangt hat. Abzuschöpfen sind insbeson-
dere die Belohnung und die Tatbeute. Die Anordnung des
Verfalls erfasst auch gezogene Nutzungen (§ 73 Absatz 2
Satz 1 StGB) und kann sich auf Surrogate für das eigentliche
Verfallsobjekt erstrecken (§ 73 Absatz 2 Satz 2 StGB).

Der Verfall wird nach § 73 Absatz 1 Satz 2 StGB nicht ange-
ordnet, soweit dem Verletzten aus der Tat ein Anspruch er-
wachsen ist, dessen Erfüllung dem Täter oder Teilnehmer
den Wert des aus der Tat Erlangten entziehen würde. Im Voll-
streckungshilfeverkehr ist diese Frage unbeachtlich (§ 49
Absatz 1 Nummer 3 IRG).

Die Anordnung des Verfalls unterbleibt, wenn sie für den
Betroffenen eine unbillige Härte bedeuten würde (§ 73
Absatz 1 Satz 1 StGB). Sie kann unterbleiben, soweit der
Wert des Erlangten zur Zeit der Anordnung in dem Vermö-
gen des Betroffenen nicht mehr vorhanden ist oder wenn das
Erlangte nur einen geringen Wert hat (§ 73c Absatz 1 Satz 2
StGB).

Mit rechtskräftiger Anordnung des Verfalls geht das Eigen-
tum an dem Gegenstand oder das verfallene Recht auf den
Staat über; Rechte Dritter bleiben bestehen (§ 73e Absatz 1
StGB). Vor Eintritt der Rechtskraft wirkt die Anordnung als
Veräußerungsverbot im Sinne von § 136 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs (§ 73e Absatz 2 StGB).

Ist der Verfall eines bestimmten Gegenstandes nicht mög-
lich, hat das Gericht nach § 73a StGB den Verfall eines Geld-
betrages anzuordnen, der dem Wert des zunächst Erlangten
entspricht.

Bei bestimmten Taten, die dem Bereich der organisierten
Kriminalität zuzuordnen sind, beschränkt sich die Vermö-
gensabschöpfung nicht nur auf Vorteile, die für die oder aus
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der Tat erlangt wurden. § 73d StGB sieht bei rechtswidrigen
Taten, die nach einem Gesetz begangen wurden, das auf die-
se Vorschrift verweist, einen erweiterten Verfall vor. In die-
sen Fällen ordnet das Gericht den Verfall von Gegenständen
auch an, wenn die Umstände die Annahme rechtfertigen,
dass die Gegenstände für andere rechtswidrige Taten oder
aus ihnen erlangt sind. Nach § 73d Absatz 1 Satz 3 StGB fin-
det die Vorschrift des § 73 Absatz 2 StGB auf den erweiter-
ten Verfall entsprechende Anwendung. Der erweiterte Ver-
fall erfasst damit auch gezogene Nutzungen und kann sich
auf Surrogate erstrecken.

§ 73 Absatz 1 Satz 2 StGB findet nach § 73d Absatz 1 Satz 3
StGB auf die Anordnung des erweiterten Verfalls entspre-
chende Anwendung, so dass auch der erweiterte Verfall nicht
angeordnet werden darf, wenn dem Verletzten aus der Tat ein
Anspruch erwachsen ist, dessen Erfüllung dem Täter oder
Teilnehmer den Wert des aus der Tat Erlangten entziehen
würde. Nach § 73d Absatz 4 StGB findet auch auf den er-
weiterten Verfall die Härtevorschrift des § 73c StGB An-
wendung.

Kann gegen einen Betroffenen kein Strafverfahren durchge-
führt werden, ist unter den Voraussetzungen des § 76a StGB
die Anordnung des Verfalls auch in einem selbständigen Ver-
fahren gemäß den §§ 440 bis 442 der Strafprozessordnung
(StPO) möglich.

2. Einziehung

Neben den für die oder aus der Tat erlangten Gegenständen,
die dem Verfall unterliegen, können auch Gegenstände, die
durch die Tat hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder
Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen
sind, abgeschöpft werden. Diese Gegenstände unterliegen
der Einziehung nach den §§ 74 bis 74f StGB.

Die Anordnung der Einziehung nach § 74 Absatz 1 StGB ist
fakultativ. Bei einer entsprechenden Einziehungsanordnung
ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten (vgl.
§ 74b StGB). Wurde die Einziehung durch Veräußerung,
Verbrauch oder auf anderem Weg vereitelt, kann das Gericht
als Surrogat die Einziehung eines Geldbetrages anordnen
(§ 74c StGB).

Die Einziehung ist regelmäßig nur zulässig, wenn die
Gegenstände zur Zeit der Entscheidung dem Täter oder Teil-
nehmer gehören (§ 74 Absatz 2 Nummer 1 StGB). Gegen-
stände, die einem Dritten gehören, können jedoch ein-
gezogen werden, wenn sie nach ihrer Art und den
Umständen die Allgemeinheit gefährden oder die Gefahr
besteht, dass sie der Begehung rechtswidriger Taten dienen
werden (§ 74 Absatz 2 StGB) oder wenn der Eigentümer we-
nigstens leichtfertig dazu beigetragen hat, dass die Sache
oder das Recht Mittel oder Gegenstand der Tat oder ihrer
Vorbereitung gewesen ist, bzw. wenn er die Gegenstände in
Kenntnis der Umstände, welche die Einziehung zugelassen
hätten, in verwerflicher Weise erworben hat (§ 74a StGB).
Wie der Verfall kann auch die Einziehung gemäß § 76a StGB
selbständig angeordnet werden.

Mit Rechtskraft der Einziehung geht das Eigentum an dem
Gegenstand auf den Staat über; Rechte Dritter bleiben regel-
mäßig bestehen (§ 74e StGB). Vor Eintritt der Rechtskraft
wirkt die Anordnung der Einziehung als Veräußerungsverbot
im Sinne von § 136 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (vgl.

§ 74e Absatz 3 StGB in Verbindung mit § 73e Absatz 2
StGB). Werden durch die Einziehungsentscheidung Rechte
Dritter beeinträchtigt, sieht § 74f Absatz 1 StGB (mit Aus-
nahmen) eine Entschädigung durch die Staatskasse vor.
Hierüber entscheidet in den Fällen des § 436 Absatz 3 StPO
der Strafrichter.

III. Rechtshilfe bei der Vermögensabschöpfung

Erstmals mit Artikel 5 Absatz 4 des Übereinkommens der
Vereinten Nationen vom 20. Dezember 1988 gegen den un-
erlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen Stof-
fen (BGBl. 1993 II S. 1137) übernahm die Bundesrepublik
Deutschland die Verpflichtung, eine ausländische Anord-
nung des Verfalls oder der Einziehung zu vollstrecken oder
eine entsprechende Anordnung nach nationalem Recht zu er-
wirken, sachlich begrenzt auf das Gebiet des Betäubungs-
mittelstrafrechts. In Umsetzung dieser völkerrechtlichen
Verpflichtung wurde der Vierte Teil des Gesetzes über die
internationale Rechtshilfe in Strafsachen um die Vollstre-
ckung ausländischer Entscheidungen über den Verfall und
die Einziehung erweitert (Ausführungsgesetz Suchtstoff-
übereinkommen 1988 vom 2. August 1993, BGBl. I
S. 1407). Bis dahin war die Abschöpfung von Vermögen nur
möglich, wenn ein objektives Einziehungsverfahren gemäß
§ 76a StGB in Verbindung mit § 440 StPO durchgeführt
wurde, was insbesondere wegen des Erfordernisses einer
Beweiserhebung – regelmäßig verbunden mit ausgehenden
Rechtshilfeersuchen – einen unverhältnismäßigen Aufwand
darstellte (vgl. Bundestagsdrucksache 12/3533 S. 19).

Weitere Vereinbarungen über die Vollstreckung von Einzie-
hungsentscheidungen wurden in Artikel 13 des Überein-
kommens des Europarates vom 8. November 1990 über
Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einzie-
hung von Erträgen aus Straftaten getroffen (BGBl. 1998 II
S. 519, für Deutschland in Kraft seit 1. Januar 1999,
BGBl. 1999 II S. 200).

Zur Vorbereitung der Vollstreckung von Einziehungsent-
scheidungen anderer EU-Mitgliedstaaten besteht nach dem
Rb Sicherstellung die Verpflichtung, vollstreckbare Vermö-
genswerte einstweilen bis zur gerichtlichen Entscheidung
des ersuchenden Mitgliedstaates sicherzustellen. Diese Ver-
pflichtung wurde durch Gesetz vom 6. Juni 2008 (BGBl. I
S. 995) in § 58 Absatz 3 und in den §§ 89, 94 ff. IRG in na-
tionales Recht umgesetzt.

1. Materielle Voraussetzungen

Seit Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes Suchtstoffüber-
einkommen 1988 sieht § 48 Satz 2 IRG vor, dass eine aus-
ländische Entscheidung durch eine sogenannte Exequatur-
entscheidung auch im Hinblick auf einen angeordneten
Verfall oder eine angeordnete Einziehung für vollstreckbar
erklärt werden kann. Die materiellen Voraussetzungen einer
Exequaturentscheidung sind nach geltendem Recht folgen-
de:

a) Es muss ein Ersuchen der zuständigen Stelle des auslän-
dischen Staates vorliegen (§ 49 Absatz 1 Nummer 1
IRG).

b) Dem Ersuchen muss die rechtskräftige und vollstreckba-
re Entscheidung eines Gerichts über die Anordnung des
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Verfalls oder der Einziehung beigefügt werden (§ 49
Absatz 1 Nummer 1 IRG). Anwendbar ist der Vierte Teil
des IRG auch dann, wenn um Vollstreckung einer Anord-
nung ersucht wird, die ein nicht für strafrechtliche Ange-
legenheiten zuständiges Gericht getroffen hat, sofern der
Anordnung eine mit Strafe bedrohte Tat zugrunde liegt
(§ 48 Satz 2 IRG).

c) In dem Verfahren des ersuchenden Staates müssen be-
stimmte verfahrensrechtliche Mindeststandards wie die
Gewähr rechtlichen Gehörs, Ermöglichung einer ange-
messenen Verteidigung sowie die Unabhängigkeit des
Gerichts und die Eröffnung eines gerichtlichen Rechts-
schutzes (vgl. im Einzelnen § 49 Absatz 1 Nummer 2
IRG) eingehalten worden sein.

d) Auch nach deutschem Recht müsste ungeachtet etwaiger
Verfahrenshindernisse und gegebenenfalls bei sinngemä-
ßer Umstellung des Sachverhalts wegen der Tat eine An-
ordnung des Verfalls oder der Einziehung möglich sein
(§ 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG). Eine Exequaturent-
scheidung, die die Vollstreckung für zulässig erklärt, er-
fordert somit das Vorliegen der beiderseitigen Strafbar-
keit und der weiteren Voraussetzungen für den Verfall
oder die Einziehung. Wäre die Anordnung des Verfalls
durch ein deutsches Gericht jedoch alleine deshalb nicht
möglich, weil dem Verletzten aus der Tat ein Anspruch
erwachsen ist, dessen Erfüllung dem Täter oder Teilneh-
mer den Wert des aus der Tat Erlangten entziehen würde
(§ 73 Absatz 1 Satz 2 StGB), ist die Vollstreckung einer
ausländischen Anordnung des Verfalls gleichwohl zuläs-
sig (§ 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG).

e) Die Vollstreckung darf nach deutschem Recht nicht ver-
jährt sein (§ 49 Absatz 1 Nummer 4 IRG).

f) Es darf wegen der Tat keine Entscheidung nach § 9
Nummer 1 IRG ergangen sein, also insbesondere kein
Urteil bzw. Strafbefehl, Ablehnung der Eröffnung des
Hauptverfahrens oder Einstellung des Verfahrens gemäß
§ 153a StPO oder gemäß den §§ 45, 47 des Jugendge-
richtsgesetzes (JGG), vgl. § 49 Absatz 1 Nummer 5 IRG.

2. Verfahren

Das Verfahren regeln Gesetz und Verwaltungsvorschriften
wie folgt:

a) Für die Exequaturentscheidung ist sachlich gemäß § 50
IRG, § 78a Absatz 1 Nummer 3 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (GVG) das Landgericht – Kleine Straf-
vollstreckungskammer – zuständig. Die örtliche Zustän-
digkeit richtet sich, sofern ausschließlich die Voll-
streckung der Anordnung des Verfalls bzw. der
Einziehung ersucht wird, gemäß § 51 Absatz 2 Satz 2
IRG in erster Linie danach, wo sich das Vermögen be-
findet.

Die Exequaturentscheidung wird durch die Staatsanwalt-
schaft bei dem Landgericht vorbereitet (§ 50 Satz 2 IRG).
Nach Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzungen stellt die
Staatsanwaltschaft bei der Strafvollstreckungskammer
den Antrag, über die Vollstreckbarkeit des ausländischen
Erkenntnisses zu entscheiden (Nummer 68 der Richt-
linien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrecht-
lichen Angelegenheiten, Bundesanzeiger Nummer 196b
vom 24. Dezember 2008; im Folgenden: RiVASt).

b) Vor der Exequaturentscheidung müssen der Verurteilte
sowie Dritte, die nach den Umständen des Falles Rechte
an dem Gegenstand geltend machen können, Gelegenheit
zur Äußerung erhalten (§ 52 Absatz 3 IRG). Sie können
sich eines Beistandes bedienen (§ 53 IRG).

c) Wurde ein bestimmter Gegenstand für verfallen erklärt
oder eingezogen, bezieht sich die Erklärung der Voll-
streckbarkeit auf diesen (§ 54 Absatz 2a IRG); Geldbe-
träge fremder Währungen werden gemäß § 54 Absatz 2
IRG umgerechnet.

d) Gegen den Beschluss des Landgerichts kann sofortige
Beschwerde eingelegt werden (§ 55 Absatz 2 IRG).

e) Nach Rechtskraft des Beschlusses entscheidet die gemäß
§ 74 IRG zuständige Behörde über die Bewilligung des
Ersuchens. Die Bewilligung steht der rechtskräftigen An-
ordnung eines Verfalls bzw. einer Einziehung gleich und
hat damit die Wirkungen der §§ 73e, 74e StGB (§ 56
Absatz 4 IRG). Die Bundesregierung hat gemäß § 74
Absatz 2 IRG die Ausübung der Befugnis, über Rechtshil-
feersuchen anderer EU-Mitgliedstaaten zu entscheiden,
durch eine Vereinbarung mit den Ländern (neugefasst am
28. April 2004, Bundesanzeiger Nummer 100 vom
29. Mai 2004, S. 11494) auf die Regierungen der Länder
übertragen. Die Landesregierungen haben die Zuständig-
keiten auf die Landesjustizverwaltungen, die Staatsan-
waltschaften bei den Oberlandesgerichten oder auf die
Staatsanwaltschaften bei den Landgerichten weiter über-
tragen (vgl. auch die Ausführungen unter Nummer V zu
Artikel 3). Die zuständige Behörde kann das Ersuchen erst
nach Erlass einer rechtskräftigen gerichtlichen Exequatur-
entscheidung bewilligen (§ 56 Absatz 1 IRG).

IV. Harmonisierung des materiellen Rechts in der
Europäischen Union

Im Zusammenhang mit dem Rb Einziehung hat der Rat be-
reits mit dem Rahmenbeschluss (RB) 2005/212/JI vom
24. Februar 2005 über die Einziehung von Erträgen, Tat-
werkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten
(ABl. L 68 vom 15. 3. 2005, S. 49) das materielle Recht der
EU-Mitgliedstaaten harmonisiert. Ziel jenes Rahmenbe-
schlusses ist es, sicherzustellen, dass alle Mitgliedstaaten
über wirksame Vorschriften für die Einziehung von Erträgen
aus Straftaten verfügen, unter anderem über die Beweislast
für die Herkunft der Vermögenswerte einer Person, die we-
gen einer Straftat im Zusammenhang mit organisierter Kri-
minalität verurteilt wurde (vgl. Erwägungsgrund Nummer 8
zum Rb Einziehung).

Artikel 2 RB 2005/212/JI verpflichtet die Mitgliedstaaten
sicherzustellen, dass Tatwerkzeuge und Erträge aus Strafta-
ten oder Vermögensgegenstände, deren Wert diesen Erträgen
entspricht, ganz oder teilweise eingezogen werden können,
soweit es sich um eine Straftat handelt, die mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als einem Jahr bedroht ist. Das deutsche
Recht entspricht in den §§ 73, 73a und 74 StGB diesen Vor-
gaben.

Artikel 3 RB 2005/212/JI regelt die Anforderungen, nach
denen erweiterte Einziehungsmöglichkeiten vorgesehen
werden müssen. Bei bestimmten Delikten wie beispiels-
weise – jeweils bandenmäßig begangen – Geldfälschung,



Drucksache 16/12320 – 14 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

Geldwäsche, Menschenhandel, sexuelle Ausbeutung von
Kindern und Verbreitung von Kinderpornographie, Bildung
einer kriminellen Vereinigung, Diebstahl, Erpressung oder
Urkundenfälschung muss eine erweiterte Einziehung mög-
lich sein. In diesen Fällen soll ein Gericht Vermögensgegen-
stände einziehen können, wenn es entweder auf Grund kon-
kreter Tatsachen zu der Überzeugung gelangt ist, dass die
Vermögensgegenstände aus Straftaten bzw. aus ähnlichen
Straftaten des Verurteilten stammten oder wenn erwiesen ist,
dass der Wert der Vermögensgegenstände in einem Missver-
hältnis zum rechtmäßigen Einkommen des Verurteilten steht
und das Gericht auf Grund konkreter Tatsachen zu der vollen
Überzeugung gelangt, dass die Vermögensgegenstände aus
Straftaten des Verurteilten stammen.

Diesen Vorgaben wird das deutsche Recht durch die Rege-
lung des erweiterten Verfalls in § 73d StGB gerecht. Die An-
ordnung des erweiterten Verfalls nach § 73d Absatz 1 Satz 1
StGB ist zulässig, wenn eine Strafnorm auf § 73d StGB ver-
weist. Das ist bei allen in Artikel 3 RB 2005/212/JI genann-
ten Delikten der Fall. Als Voraussetzungen für die Anord-
nung des erweiterten Verfalls normiert § 73d Absatz 1 Satz 1
StGB, dass Umstände die Annahme rechtfertigen, der betref-
fende Gegenstand sei für oder aus einer rechtswidrigen Tat
erlangt worden. Soweit der Täter wegen einer auf § 73d
StGB verweisenden Strafnorm verurteilt wird, unterfallen
damit alle Gegenstände dem erweiterten Verfall, die für oder
aus einer anderen rechtswidrigen Tat erlangt wurden. Irrele-
vant ist dabei, ob der Straftatbestand der anderen rechtswid-
rigen Tat ebenfalls auf § 73d StGB verweist und ob diese
Straftat derjenigen ähnlich ist, deretwegen der Täter verur-
teilt wird.

Ferner schreibt Artikel 4 RB 2005/212/JI vor, dass die Mit-
gliedstaaten wirksame Rechtsmittel gegen die Anordnung
der im Rahmenbeschluss geregelten Vermögensabschöp-
fungsmaßnahmen für alle Beteiligten vorsehen. Nach deut-
schem Recht kann der Angeklagte gegen das Urteil, mit dem
neben der Strafe auch ein Verfall oder eine Einziehung ange-
ordnet wurde, das Rechtsmittel der Berufung (§ 312 StPO)
oder der Revision (§ 333 StPO) einlegen. Soweit nach § 441
Absatz 1 StPO ein selbständiges Einziehungsverfahren
durchgeführt wird, ist der Beschluss des Gerichts nach § 441
Absatz 2 StPO mit der sofortigen Beschwerde nach § 311
StPO anfechtbar.

V. Inhalt des umzusetzenden Rahmenbeschlusses

Der Rb Einziehung bezweckt die Verbesserung der Zusam-
menarbeit bei der Vollstreckung von strafrechtlichen Ent-
scheidungen, die zum endgültigen Entzug von Tatwerkzeu-
gen oder Erträgen aus Straftaten führen. Der ersuchende
Mitgliedstaat (sogenannter Entscheidungsstaat) sendet die
Entscheidung gemeinsam mit einer Bescheinigung (vgl. den
Vordruck im Anhang zum Rahmenbeschluss) an die zustän-
dige Behörde des ersuchten Mitgliedstaates (dem sogenann-
ten Vollstreckungsstaat). Der Vollstreckungsstaat erkennt die
Einziehungsentscheidung an und trifft unverzüglich alle
erforderlichen Maßnahmen, die Entscheidung nach seinem
eigenen Recht zu vollstrecken. Fällt die Tat unter eine der
32 in Artikel 6 aufgeführten Deliktskategorien, prüft er nicht
(mehr), ob die Tat auch nach seinem Recht strafbar wäre.
Ausnahmsweise kann der Vollstreckungsstaat das Ersuchen

ablehnen, z. B. wenn die Tat im ersuchten Mitgliedstaat be-
gangen wurde oder wenn Rechte Dritter der Vollstreckung
entgegenstehen. Die betroffenen Parteien sollen ihre Rechte
im Vollstreckungsstaat geltend machen können; Sachgründe
für den Erlass der Einziehungsentscheidung können aber
nicht angefochten werden (Artikel 9). Der Vollstreckungs-
staat kann bis zur Entscheidung über den Rechtsbehelf die
Vollstreckung der Entscheidung aufschieben. Dies ist bei-
spielsweise auch dann möglich, wenn die Vollstreckung
laufende Strafverfahren beeinträchtigen könnte oder die Ver-
mögensgegenstände bereits Gegenstände eines Einziehungs-
verfahrens im Vollstreckungsstaat sind (Artikel 10). Ist die
Vollstreckung erledigt, informiert der Vollstreckungsstaat
den Entscheidungsstaat über das Ergebnis (Artikel 17). Be-
träge bis zu 10 000 Euro fließen dem Vollstreckungsstaat zu,
liegt der Betrag darüber, wird er zwischen den beteiligten
Staaten hälftig geteilt (Artikel 16).

Zu den Regelungen des Rahmenbeschlusses im Einzelnen:

Artikel 1 legt in seinem Absatz 1 den Zweck des Rahmen-
beschlusses fest, wonach die von einem Strafgericht in ei-
nem anderen Mitgliedstaat erlassene Einziehungsentschei-
dung anerkannt und vollstreckt werden soll. Nach Absatz 2
sind dabei die Grundrechte und die allgemeinen Rechts-
grundsätze zu achten, wie sie in Artikel 6 des Vertrags über
die Europäische Union niedergelegt sind. Absatz 2 findet im
deutschen Recht seine Entsprechung in § 73 Satz 2 IRG. Ein
Ersuchen, dessen Erledigung gegen allgemeine Rechts-
grundsätze und Grundrechte des Gemeinschaftsrechts ver-
stoßen würde, ist bereits unzulässig und darf nicht bewilligt
werden.

Artikel 2 definiert einige wiederkehrende Begriffe. Der er-
suchende Mitgliedstaat wird im Rahmenbeschluss als „Ent-
scheidungsstaat“ bezeichnet (Buchstabe a), der ersuchte
Mitgliedstaat als „Vollstreckungsstaat“ (Buchstabe b). So-
weit im Rahmenbeschluss von einer Einziehungsentschei-
dung die Rede ist, deckt sich dies mit der Anordnung einer
Einziehung (Buchstabe d Ziffer ii), des Verfalls bzw. des
Verfalls von Wertersatz (Buchstabe d Ziffer i) und des er-
weiterten Verfalls bzw. der erweiterten Einziehung (Buch-
stabe d Ziffer iii) nach deutschem Recht. Der Begriff der
Vermögensgegenstände wird dabei wie im deutschen Recht
sehr weit verstanden (Buchstabe d), ebenso der des Ertrages
(Buchstabe e) und des Tatwerkzeugs (Buchstabe f). Von der
Verpflichtung, auch solche Anordnungen der erweiterten
Einziehungsentscheidungen zu vollstrecken, die über den
Rahmenbeschluss 2005/212/JI (mit dem das materielle
Recht angeglichen wurde) hinausgehen, kann sich jeder Mit-
gliedstaat entbinden (vgl. unten zu Artikel 7 Absatz 5). Un-
mittelbarer Umsetzungsbedarf entsteht daher durch Artikel 2
nicht.

Artikel 3 enthält eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten,
dem Generalsekretariat des Rates die zuständigen Behörden
zu benennen. Nach Verkündung des Gesetzes wird die Bun-
desregierung die von den Ländern genannten Bewilligungs-
behörden benennen. Für eingehende Ersuchen sollen für alle
Länder mit Ausnahme für Berlin die Staatsanwaltschaften
bei den Landgerichten benannt werden. Für das Land Berlin
soll die Senatsverwaltung für Justiz benannt werden.

Artikel 4 sieht in Absatz 1 vor, dass um die Vollstreckung
einer Einziehungsentscheidung mit einer ausgefüllten Be-
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scheinigung (vgl. Anlage zum Rahmenbeschluss) in folgen-
den Fällen ersucht werden kann:

1. Es soll ein Geldbetrag vollstreckt werden, und der ersu-
chende Mitgliedstaat hat berechtigten Grund zu der An-
nahme, dass der Verurteilte im ersuchten Mitgliedstaat
über Vermögen verfügt oder Einkommen bezieht
(Absatz 1 Satz 1).

2. Es sollen bestimmte Vermögensgegenstände beigetrieben
werden, und der ersuchende Mitgliedstaat hat berechtig-
ten Grund zu der Annahme, dass sich diese Vermögens-
gegenstände im ersuchten Mitgliedstaat befinden
(Absatz 1 Satz 2).

Gibt es keine vernünftigen Anhaltspunkte für die Ermittlung
des Mitgliedstaates, an den das Ersuchen gerichtet werden
kann, kann das Ersuchen an den Mitgliedstaat gerichtet wer-
den, in dem sich der Verurteilte regelmäßig aufhält (Absatz 1
Satz 3).

In § 90 Absatz 1 IRG-E wird bestimmt, dass deutsche Be-
hörden nach Maßgabe des Rahmenbeschlusses Ersuchen an
andere Mitgliedstaaten richten können. Eine weitergehende
gesetzgeberische Umsetzung des Artikels 4 Absatz 1 ist
nicht erforderlich.

Artikel 4 Absatz 2 sieht zunächst vor, dass die zuständigen
Behörden des ersuchenden Mitgliedstaates unmittelbar mit-
einander kommunizieren. Mit dieser Regelung orientiert
sich der Rahmenbeschluss an anderen Rechtsakten der Euro-
päischen Union, z. B. an Artikel 6 Absatz 1 des Überein-
kommens über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union vom 29. Mai 2000
(EU-RhÜbk, BGBl. 2005 II S. 651), Artikel 9 Rb EuHb,
Artikel 4 Absatz 1 Rb Sicherstellung und Artikel 4 Absatz 3
Rb Geldstrafen. Einer gesetzgeberischen Umsetzung bedarf
es nicht. Die Bundesregierung hat die Ausübung ihrer Be-
fugnis, über Ersuchen von EU-Mitgliedstaaten um Vollstre-
ckung von Anordnungen des Verfalls oder der Einziehung zu
entscheiden und andere EU-Mitgliedstaaten um entspre-
chende Vollstreckungshilfe zu ersuchen, gemäß § 74
Absatz 2 IRG auf die Landesregierungen übertragen, die sie
ihrerseits weiterdelegiert haben (vgl. unter III Nummer 2
Buchstabe e). Hieraus folgt die Befugnis der zuständigen
Behörden, unmittelbar mit den zuständigen Behörden des
anderen Mitgliedstaates in Kontakt zu treten.

Des Weiteren sieht der Rb Einziehung in Artikel 4 Absatz 2
und 3 vor, dass die gerichtliche Entscheidung, mit der der
Verfall bzw. die Einziehung angeordnet wurde, zusammen
mit einer unterzeichneten Bescheinigung (wie im Anhang
als Vordruck wiedergegeben) übermittelt werden soll.
Artikel 4 Absatz 2 ist in den §§ 88b, 88c Nummer 1 IRG-E
umgesetzt.

In Artikel 4 Absatz 4 sieht der Rahmenbeschluss vor, dass
die Behörde des ersuchenden Staates versuchen soll, die Fra-
ge, welche Behörde im ersuchten Mitgliedstaat zuständig ist,
vorab zu klären. Absatz 5 verpflichtet eine angeschriebene
unzuständige Behörde zur Weiterleitung des Ersuchens an
die zuständige Behörde. Diese Regelungen lösen keinen ge-
setzgeberischen Handlungsbedarf aus. Die Behörden sind
zur Weiterleitung des Ersuchens an die zuständige Stelle
durch Verwaltungsvorschrift in Nummer 17 Absatz 2 der
RiVASt verpflichtet.

Artikel 5 stellt in seinem Absatz 1 den Grundsatz auf, dass
ein Ersuchen um Vollstreckung einer Einziehungsentschei-
dung nur an einen einzigen Mitgliedstaat gerichtet werden
darf. Von dieser Beschränkung machen die Absätze 2 und 3
Ausnahmen für folgende Konstellationen:

– von der Einziehungsentscheidung sind mehrere Vermö-
gensgegenstände umfasst, die sich in verschiedenen Mit-
gliedstaaten befinden;

– die Vollstreckung in einen bestimmten Vermögensgegen-
stand erfordert Maßnahmen in mehreren Mitgliedstaaten;

– ein bestimmter Vermögensgegenstand befindet sich mög-
licherweise in verschiedenen Mitgliedstaaten;

– für die Vollstreckung eines Geldbetrages sind aus beson-
deren Gründen mehrere Ersuchen erforderlich, z. B. weil
die in anderen Mitgliedstaaten befindlichen Vermögens-
gegenstände zur Vollstreckung des Geldbetrages nicht
ausreichen.

Artikel 5 wird in § 90 Absatz 1 Satz 2 IRG-E umgesetzt, der
ausgehende Ersuchen regelt. Bei eingehenden Ersuchen
sieht § 88c Nummer 4 und 5 Ablehnungsgründe konkurrie-
render Ersuchen vor. § 57 Absatz 5 IRG-E ordnet die Ein-
stellung der Vollstreckung in Deutschland an, wenn die Voll-
streckung bereits in einem anderen Staat erfolgt ist.

Artikel 6 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses sieht, wie schon
bei den anderen Instrumenten, nach dem Grundsatz der ge-
genseitigen Anerkennung einen Verzicht der sonst üblichen
Prüfung der beiderseitigen Strafbarkeit in bestimmten De-
liktskategorien vor. Die Regelung wird durch § 88a Absatz 1
Nummer 2 Buchstabe a IRG-E umgesetzt.

Absatz 2 sieht vor, dass der Rat die Liste einstimmig um wei-
tere Arten von Straftaten erweitern kann. Einer gesetzgebe-
rischen Umsetzung bedarf es erst, wenn der Rat einen ent-
sprechenden Beschluss fasst.

Absatz 3 erlaubt dem ersuchten Mitgliedstaat bei Straftaten,
die nicht in der Liste enthalten sind, die Vollstreckung der
Einziehungsentscheidung davon abhängig zu machen, dass
es sich um eine Straftat handelt, die die Einziehung ermög-
licht. Der Entwurf sieht vor, dass davon Gebrauch gemacht
werden soll, da nach § 88a Absatz 1 Nummer 2 IRG-E die
beiderseitige Strafbarkeit bei den Delikten, die nicht in der
Liste des Artikels 6 Absatz 3 Rb Einziehung enthalten sind,
zu prüfen bleibt.

Artikel 7 verpflichtet in Absatz 1 die Mitgliedstaaten, die
Einziehungsentscheidungen vorbehaltlich der in den Arti-
keln 8 und 10 geregelten Ablehnungs- und Aufschiebungs-
gründe anzuerkennen und unverzüglich alle Maßnahmen zu
deren Vollstreckung zu treffen. Diese Verpflichtung wird in
§ 88c IRG-E umgesetzt, wonach die Ablehnung eines zuläs-
sigen Ersuchens nur aus den dort genannten Gründen erlaubt
wird.

Absatz 2 sieht vor, dass die beteiligten Mitgliedstaaten im
Einklang mit ihrer Rechtsordnung vereinbaren können, dass
statt eines in der Einziehungsentscheidung bestimmten Ver-
mögensgegenstandes ersatzweise ein Geldbetrag eingetrie-
ben werden kann. Den deutschen Justizbehörden sollen diese
Möglichkeiten durch § 54 Absatz 2a Satz 2, § 90 Absatz 3
IRG-E eröffnet werden.
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Absatz 3 verpflichtet die Mitgliedstaaten, eine Geldforde-
rung durch Verwertung jedes zur Verfügung stehenden Ver-
mögensgegenstandes zu vollstrecken. Nach § 88e Absatz 2
in Verbindung mit § 57 Absatz 4 IRG-E sind die Anordnun-
gen nach den allgemeinen zwangsvollstreckungsrechtlichen
Vorschriften zu vollstrecken (vgl. die Begründung zu § 88e
Absatz 2 IRG-E).

Absatz 4 regelt die Umrechnung des einzuziehenden Geld-
betrages in die Währung des ersuchten Mitgliedstaates. § 54
Absatz 2 IRG, der über den Verweis in § 54 Absatz 2a
IRG-E anwendbar ist, entspricht diesen Anforderungen.

Absatz 5 stellt es den Mitgliedstaaten frei, sich durch Er-
klärung gegenüber dem Generalsekretariat des Rates von
einer Verpflichtung zur Anerkennung und Vollstreckung
solcher erweiterten Einziehungsentscheidungen zu entbin-
den, die über Artikel 3 Absatz 1 und 2 des Rahmenbeschlus-
ses 2005/212/JI hinausgehen. Darin wurde das Recht der
Mitgliedstaaten dahingehend harmonisiert, dass das Gericht
nicht nur dann einen Verfall oder eine Einziehung anordnen
können soll, wenn der Vermögensgegenstand einen Ertrag
aus der der Verurteilung zugrunde liegenden Straftat oder
ein Tatwerkzeug darstellt, sondern auch dann, wenn die Ver-
mögenswerte aus nicht näher aufklärbaren Straftaten des
Verurteilten stammen (Näheres oben unter Nummer IV).
Dies entspricht dem erweiterten Verfall gemäß § 73d StGB.
Soweit sich die Anordnung des erweiterten Verfalls auf den
Deliktskatalog des Artikels 3 des Rahmenbeschlusses 2005/
212/JI bezieht, ist eine Anerkennung dieser Entscheidung
durch die anderen Mitgliedstaaten vorgeschrieben. Nur so-
weit der Rb Einziehung in seinem Artikel 7 in Verbindung
mit Artikel 2 Buchstabe d Ziffer iv auch die Anerkennung
solcher Anordnungen des erweiterten Verfalls regelt, die
nicht aus Anlass einer im Deliktskatalog des Artikels 3 RB
2005/212/JI aufgeführten Straftat ausgesprochen wurden,
können sich die Mitgliedstaaten entpflichten. Die Bundes-
republik Deutschland wird eine entsprechende Erklärung
abgeben, da eine Exequaturentscheidung weiterhin voraus-
setzen soll, dass ein erweiterter Verfall auch nach deutschem
Recht hätte angeordnet werden können (vgl. die Begrün-
dung zu § 88a Absatz 1 Nummer 2 IRG-E).

Artikel 8 benennt die Gründe, aus denen die Anerkennung
und Vollstreckung der Einziehungsentscheidungen versagt
werden dürfen.

Nach Absatz 1 kann die Anerkennung versagt werden,
wenn nicht die erforderliche Bescheinigung bestimmter Tat-
sachen auf dem im Anhang zum Rahmenbeschluss ab-
gedruckten Formular übermittelt wurde, unvollständig ist
oder der Einziehungsentscheidung offensichtlich nicht ent-
spricht. § 88b Absatz 1 IRG-E sieht als Zulässigkeitskrite-
rium vor, dass das Formular mindestens bestimmte An-
gaben enthalten muss. Ist das Formular unvollständig
ausgefüllt, ist der ersuchende Mitgliedstaat zu konsultieren
(Artikel 8 Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 8 Absatz 1
Rb Einziehung). Fehlen andere als in § 88b IRG-E aufge-
führte Angaben, die auch nach einer Fristsetzung nicht
nachgereicht werden, kann das Ersuchen gemäß § 88c
Nummer 1 IRG-E abgelehnt werden. Der Behörde steht es
frei, ein Ersuchen trotz fehlenden oder unvollständig ausge-
füllten Formulars nach Maßgabe des Vierten Teils zu behan-
deln (§ 88 Satz 2 IRG-E).

Absatz 2 sieht folgende weitere fakultative Ablehnungsgrün-
de vor:

a) Die Vollstreckung wäre ein Verstoß gegen den Grundsatz
ne bis in idem, nach dem niemand wegen derselben Tat
mehrmals verfolgt werden darf. Dieser Ablehnungsgrund
ist in Anlehnung an die Definition in Artikel 54 des
Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) in
§ 88a Absatz 2 Nummer 3 IRG-E umgesetzt. Allerdings
soll auch in dem Umfang, in dem nach § 76a StGB ein
Verfall oder eine Einziehung trotz Aburteilung möglich
ist, Vollstreckungshilfe geleistet werden können.

b) Es fehlt außerhalb des Katalogs des Artikels 6 Absatz 1
die Strafbarkeit der dem Ersuchen zugrunde liegenden
Tat nach dem Recht des ersuchten Mitgliedstaates (umge-
setzt in § 88a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a IRG-E).
Bei Straftaten aus dem Bereich der Steuer-, Abgaben-,
Zoll- und Währungsangelegenheiten sind Einziehungs-
entscheidungen jedoch auch dann anzuerkennen, wenn
das Recht des ersuchten Mitgliedstaates keine gleicharti-
gen Steuern, Abgaben usw. kennt (umgesetzt in § 88a
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b).

c) Es bestehen nach dem Recht des ersuchten Mitgliedstaa-
tes Vorrechte oder Immunitäten. Derartige Vollstre-
ckungshindernisse sind in Deutschland in § 77 Absatz 2
IRG genannt. Einer weiteren Umsetzung bedarf es nicht,
da weitere Vorrechte in diesem Sinne nicht bestehen.
Zwar dürfen bei zeugnisverweigerungsberechtigten Per-
sonen bestimmte Gegenstände nicht beschlagnahmt wer-
den (vgl. § 97 Absatz 1 StPO). Diese Beschränkung der
Beschlagnahme gilt jedoch nicht, wenn es sich um Ge-
genstände handelt, die durch eine Straftat hervorgebracht
oder zur Begehung einer Straftat gebraucht oder be-
stimmt sind oder die aus einer Straftat herrühren (§ 97
Absatz 2 Satz 3 StPO). Deshalb dürfen Verfalls- und Ein-
ziehungsgegenstände auch bei zeugnisverweigerungsbe-
rechtigten Personen beschlagnahmt werden.

d) Der Vollstreckung stehen Rechte Dritter entgegen. Die
ausländische Entscheidung darf nach § 88a Absatz 1
Nummer 2 IRG-E nur dann für vollstreckbar erklärt wer-
den, wenn ein Verfall oder eine Einziehung nach deut-
schem Recht auch im Hinblick auf Rechte Dritter hätte
angeordnet werden können (vgl. auch § 73d Absatz 1
Satz 2, § 73e Absatz 1 Satz 2, § 74 Absatz 2 Nummer 1,
§ 74 Absatz 4, §§ 74a, 74e Absatz 2 und § 74f StGB).

e) Der Betroffene war in der Verhandlung nicht erschienen
oder vertreten und wurde auch nicht selbst bzw. über ei-
nen Rechtsbeistand über das Verfahren informiert und hat
auch nicht erklärt, dass er sich der Einziehungsentschei-
dung nicht widersetze. In diesen Fällen wird die Bewilli-
gung unzulässig sein (vgl. § 88a Absatz 2 Nummer 2
IRG-E).

f) Die Straftat wurde im Hoheitsgebiet des ersuchten Mit-
gliedstaates begangen. Wurde die Tat in Deutschland be-
gangen, ist das Ersuchen bei fehlender Strafbarkeit nach
deutschem Recht unzulässig (§ 88a Absatz 2 Nummer 1
IRG-E). Ist die Tat auch nach deutschem Recht strafbar,
kann die Bewilligungsbehörde das Ersuchen nach § 88c
Nummer 2 IRG-E ablehnen. Der Rahmenbeschluss sieht
in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe f zudem einen Ableh-
nungsgrund vor, wenn die Tat in einem Drittstaat began-
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gen wurde und der ersuchte Mitgliedstaat die Tat nicht
verfolgen kann. Es kommen zwei Gründe in Betracht,
weshalb der ersuchte Mitgliedstaat die Tat aus recht-
lichen Gründen nicht verfolgen kann: Entweder ist die
Tat nach dem innerstaatlichen Recht nicht strafbar oder
sie wäre strafbar, aber das innerstaatliche Recht ist auf
den Auslandssachverhalt nicht anwendbar. In beiden Fäl-
len kann die Bewilligungsbehörde das Ersuchen nach
§ 88c Nummer 3 IRG-E ablehnen.

g) Die Einziehungsentscheidung betrifft einen Fall der er-
weiterten Einziehung außerhalb der in Artikel 3 des
Rahmenbeschlusses 2005/212/JI genannten Deliktskate-
gorien. Artikel 3 jenes Rahmenbeschlusses legt fest, dass
die Mitgliedstaaten für bestimmte Delikte die Möglich-
keit eines erweiterten Verfalls bzw. einer erweiterten Ein-
ziehung vorsehen. Nur insoweit sind die Mitgliedstaaten
verpflichtet, eine ausländische Anordnung des erweiter-
ten Verfalls oder der erweiterten Einziehung anzuerken-
nen und zu vollstrecken (vgl. im Einzelnen auch die
Ausführungen unter Nummer IV zu Artikel 3 RB 2005/
212/JI sowie unter Nummer V zu Artikel 7 Absatz 5
Rb Einziehung). Liegt der Anordnung hingegen eine an-
dere Straftat zugrunde, die nicht dem Katalog des Ar-
tikels 3 des Rahmenbeschlusses 2005/212/JI zugehörig
ist, können die Mitgliedstaaten die Anerkennung und
Vollstreckung nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe g
Rb Einziehung ablehnen.

Ausländische Anordnungen können gemäß § 88 Absatz 1
Nummer 2 IRG-E für vollstreckbar erklärt werden, wenn
auch nach deutschem Recht bei sinngemäßer Umstellung
des Sachverhaltes die Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung hätte getroffen werden können. Diese Rege-
lung gewährleistet, dass Ersuchen um Vollstreckung
einer erweiterten Einziehungsentscheidung nicht be-
willigt werden, wenn der Anordnung eine Straftat außer-
halb des Katalogs des Artikels 3 des Rahmenbeschlusses
2005/212/JI liegt und das deutsche Recht eine Maßnah-
me nach den §§ 73d, 74a StGB nicht zulässt (vgl. die Be-
gründung zu § 88a Absatz 1 Nummer 2).

h) Die Vollstreckung ist wegen Verjährung ausgeschlossen
(umgesetzt in § 88a Absatz 2 Nummer 4 IRG-E). Aller-
dings sollte die Vollstreckung einer Anordnung des Ver-
falls oder der Einziehung trotz Verjährung auch dann
zulässig sein, wenn eine entsprechende Anordnung bei
innerstaatlichen Sachverhalten gemäß § 76a Absatz 1
Nummer 2 StGB möglich wäre.

Artikel 8 Absatz 3 sieht vor, dass der ersuchte Mitgliedstaat
die Entscheidung über eine erweiterte Einziehung, die nicht
wegen einer Straftat gemäß Artikel 3 des Rahmenbeschlus-
ses 2005/212/JI angeordnet wurde, jedenfalls insoweit voll-
strecken soll, als der Verfall oder die Einziehung nach dem
Recht des ersuchten Staates hätte angeordnet werden kön-
nen. Damit soll eine Ablehnung des Ersuchens vermieden
werden, weil die Anordnung im ersuchten Staat nur teilweise
hätte ergehen können. Diese Regelung ist in § 88a Absatz 1
Nummer 2 IRG-E umgesetzt, da die ausländische Anord-
nung des Verfalls oder der Einziehung insoweit für voll-
streckbar erklärt wird, als eine solche Anordnung nach deut-
schem Recht hätte erfolgen können (vgl. die Begründung zu
§ 88a Absatz 1 Nummer 2).

Die Absätze 4 und 5 enthalten Konsultations- und
Benachrichtigungspflichten, wenn die Anerkennung der
Einziehungsentscheidung aus bestimmten Gründen abge-
lehnt werden soll oder wenn deren Vollstreckung unmöglich
ist. Erwägt die Behörde die Ablehnung wegen einer fehlen-
den oder fehlerhaften Bescheinigung, ergibt sich die Konsul-
tationspflicht aus § 88b Absatz 2 Satz 1 IRG-E (gegebenen-
falls in Verbindung mit § 88c Nummer 1 IRG-E). Im
Übrigen können die Konsultations- und Benachrichtigungs-
pflichten in den RiVASt durch Verwaltungsvorschriften ge-
regelt werden.

Artikel 9 normiert die Rechtsweggarantie der betroffenen
Parteien gegen die Entscheidung über die Anerkennung und
Vollstreckung der Einziehungsentscheidung. Durch die
Erforderlichkeit einer rechtsmittelfähigen gerichtlichen Exe-
quaturentscheidung (§ 88d Absatz 3 IRG-E in Verbindung
mit § 55 IRG) entspricht das deutsche Recht diesen Anfor-
derungen. Dabei können die Sachgründe für den Erlass der
Einziehungsentscheidung nicht mehr vor dem Gericht des
ersuchten Mitgliedstaates geltend gemacht werden (Artikel 9
Absatz 2 Rb Einziehung). Im Exequaturverfahren nach
§ 88d Absatz 3 IRG-E wird durch das Gericht nicht mehr
geprüft, ob im ersuchenden Mitgliedstaat die Sachgründe für
den Erlass einer entsprechenden Anordnung vorgelegen ha-
ben. Prüfungsmaßstab ist § 88 ff. IRG-E. Das Rechtsmittel
gegen die gerichtliche Exequaturentscheidung (vgl. § 55
Absatz 2 IRG) ist entsprechend eingeschränkt. Die in
Artikel 9 Absatz 3 vorgesehene Verpflichtung, die zustän-
dige Behörde des ersuchenden Staates über die Einlegung
eines Rechtsbehelfes zu informieren, kann in den RiVASt
durch eine Verwaltungsvorschrift umgesetzt werden.

Artikel 10 erlaubt den Mitgliedstaaten, die Vollstreckung
der Einziehungsentscheidung in folgenden Fällen aufzu-
schieben:

a) wenn anzunehmen ist, dass der im ersuchten Mitglied-
staat zu vollstreckende Betrag auf Grund einer weiteren
Vollstreckung in einem anderen Mitgliedstaat den titu-
lierten Gesamtbetrag übersteigt (umgesetzt in § 88d
Absatz 2 Nummer 1, § 88e Absatz 3 IRG-E);

b) wenn ein Rechtsbehelf gemäß Artikel 8 (gemeint ist of-
fensichtlich Artikel 9) eingelegt wurde (da das Ersuchen
gemäß § 56 Absatz 1 IRG erst nach rechtskräftiger Exe-
quaturentscheidung bewilligt werden darf, ist eine Um-
setzung nicht erforderlich);

c) wenn durch die Vollstreckung laufende Ermittlungen
beeinträchtigt werden könnten (umgesetzt in § 88d
Absatz 2 Nummer 2, § 88e Absatz 3 IRG-E);

d) wenn eine Übersetzung der Einziehungsentscheidung er-
forderlich ist (eines entsprechenden Aufschubgrundes
bedarf es nicht, da eine erforderliche Übersetzung vor Er-
lass der Exequaturentscheidung zu veranlassen ist und
erst nach dieser eine Bewilligung erfolgen kann, vgl. § 56
Absatz 1 IRG);

e) wenn die zu vollstreckenden Vermögensgegenstände be-
reits Gegenstände eines Einziehungsverfahrens sind (um-
gesetzt in § 88d Absatz 2 Nummer 2 IRG-E; eine end-
gültige Ablehnung wäre auch nach § 88c Nummer 2, 4
und 5 IRG-E möglich).
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Nach Artikel 10 Absatz 2 soll der Vollstreckungsstaat für die
Dauer des Aufschubs diejenigen sichernden Maßnahmen er-
greifen, die bei einem innerstaatlichen Fall angewendet wür-
den. § 88d Absatz 1 IRG-E verpflichtet die Staatsanwalt-
schaft zur Einleitung von Maßnahmen zur einstweiligen
Sicherstellung der zu vollstreckenden Vermögenswerte vor
der Anhörung des Verurteilten. Solange das Verfahren nach
§ 88d Absatz 2 IRG-E aufgeschoben wird, liegt das Ergrei-
fen einer nach § 58 Absatz 3 Satz 1 IRG in Verbindung mit
§ 67 Absatz 1 IRG möglichen Sicherstellungsmaßnahme im
Beurteilungsspielraum der Behörde. Da der Rahmenbe-
schluss nicht zur unbedingten Sicherstellung, sondern ledig-
lich zur gleichen Sachbehandlung des ausländischen Ersu-
chens entsprechend der innerstaatlichen Praxis verpflichtet,
ist eine weitergehende gesetzliche Regelung für den Fall des
Aufschubs nicht erforderlich. Der Praxis können gegebenen-
falls Leitlinien durch Verwaltungsvorschriften in den
RiVASt vorgegeben werden.

Die Absätze 3 und 4 sehen Benachrichtigungspflichten vor,
die in den RiVASt durch Verwaltungsvorschriften geregelt
werden können.

Artikel 11 regelt den Fall kollidierender Vollstreckungs-
hilfeersuchen dahingehend, dass in diesen Fällen der ersuch-
te Staat nach den Umständen des Einzelfalls über die Bewil-
ligung entscheidet. Diese Regelung ist als Ablehnungsgrund
in § 88c Nummer 4 und 5 IRG-E umgesetzt.

Artikel 12 bestimmt in seinem Absatz 1, dass für die Voll-
streckung der Einziehungsentscheidung grundsätzlich das
Recht des Vollstreckungsstaates maßgeblich ist. Diese Rege-
lung wird dadurch umgesetzt, dass die ausländische Ein-
ziehungsentscheidung durch das Gericht für vollstreckbar
erklärt wird und nach der Bewilligung des Ersuchens gemäß
§ 88e Absatz 2 in Verbindung mit § 57 Absatz 4 IRG-E nach
deutschem Recht zu vollstrecken ist.

Absatz 2 bestimmt die Anrechnung von Beträgen aus Zah-
lungen des Verurteilten in einem anderen Mitgliedstaat. Die
Anrechnung einer vor der Exequaturentscheidung geleiste-
ten Zahlung erfolgt nach § 88d Absatz 3 Satz 3 IRG-E in
Verbindung mit § 54 Absatz 4 IRG. Bei Zahlung im Voll-
streckungsverfahren sieht § 57 Absatz 5 IRG-E eine (teil-
weise) Einstellung vor. Ergänzend kann gemäß § 459g Ab-
satz 2, § 459 StPO in Verbindung mit § 6 Absatz 1 der Jus-
tizbeitreibungsordnung und § 775 der Zivilprozessordnung
(ZPO) die Einstellung der Vollstreckung erfolgen.

Absatz 3 verlangt, dass eine Einziehungsentscheidung gegen
eine juristische Person selbst dann zu vollstrecken ist, wenn
die Rechtsordnung des ersuchten Staates eine strafrechtliche
Verantwortlichkeit juristischer Personen nicht kennt. § 73
Absatz 3 StGB sieht für die Anordnung des Verfalls eine ent-
sprechende Zurechnungsmöglichkeit zu juristischen Per-
sonen vor. § 75 StGB ermöglicht die Einziehung von Vermö-
genswerten juristischer Personen, wenn ein Vertreter eine
Handlung begangen hat, die ihm gegenüber die Einziehung
rechtfertigen würde.

Absatz 4 verbietet dem Vollstreckungsstaat, ohne Zustim-
mung des ersuchenden Mitgliedstaates freiheitsentziehende
Maßnahmen zu ergreifen. Nach deutschem Recht kann im
Vollstreckungsverfahren die Haft zur Abgabe einer eides-
stattlichen Versicherung über das Vermögen oder den Ver-
bleib eines bestimmten Vermögensgegenstandes angeordnet

werden (vgl. §§ 807, 836 Absatz 3 Satz 2, § 883 Absatz 2
ZPO sowie § 901 ZPO). Die Regelung in Artikel 12
Absatz 4 bedarf daher einer Umsetzung in § 88e Absatz 2
IRG-E.

Artikel 13 erlaubt in seinem Absatz 1 sowohl dem ersu-
chenden als auch dem ersuchten Mitgliedstaat, Amnestie
oder Gnadenentscheidungen zu gewähren. Ein Umsetzungs-
bedarf ergibt sich nicht, da Inhalt und Umfang des Begnadi-
gungsrechts in der deutschen Rechtsordnung generell nicht
ausdrücklich gesetzlich geregelt sind. Als Grundlage des
Gnadenerweises einer deutschen Stelle kommt eine Ent-
scheidung in Betracht, mit der nach § 88d Absatz 3 IRG-E in
Verbindung mit den §§ 50, 55 IRG eine ausländische Anord-
nung des Verfalls oder der Einziehung für vollstreckbar er-
klärt wird. Soweit der ersuchende Staat die dem Ersuchen
zugrunde liegende Anordnung nachträglich im Wege der
Amnestie oder der Gnade aufgehoben hat, wird gemäß § 57
Absatz 6 IRG von der Vollstreckung abzusehen sein.

Absatz 2 stellt klar, dass nur der ersuchende Staat über An-
träge auf Überprüfung der Sachentscheidung entscheiden
kann. Einer gesetzlichen Klarstellung bedarf es nicht, da der
Betroffene durch einen Rechtsbehelf nach § 55 Absatz 2
IRG nur überprüfen lassen kann, ob die ausländische Ent-
scheidung nach § 88 ff. IRG-E für vollstreckbar erklärt wer-
den durfte. Eine inzidente Prüfung der ausländischen Ent-
scheidung ist damit nicht verbunden.

Artikel 14 sieht in Absatz 1 vor, dass der ersuchende Staat
nicht gehindert ist, selbst die Einziehungsentscheidung zu
vollstrecken. Von dieser Erlaubnis soll für ausgehende Er-
suchen kein Gebrauch gemacht werden. Vielmehr soll es bei
der Regelung in § 71 Absatz 5 IRG verbleiben, wonach
deutsche Behörden von der Vollstreckung absehen sollen,
wenn sie ein Vollstreckungshilfeersuchen an einen anderen
Staat gestellt haben (vgl. § 90 Absatz 4 IRG-E). Artikel 14
Absatz 2 Rb Einziehung bestimmt, dass der insgesamt zu
vollstreckende Betrag nicht durch die Vollstreckung in meh-
reren Mitgliedstaaten überschritten werden darf. § 57
Absatz 5 IRG-E sieht in diesem Fall die Einstellung der Voll-
streckung vor. Zudem kann das Verfahren aufgeschoben
werden, wenn Anhaltspunkte vorliegen, dass die Anordnung
gleichzeitig in einem anderen Mitgliedstaat vollständig voll-
streckt wird (§ 88d Absatz 2 Nummer 1, § 88e Absatz 3
IRG-E). Artikel 14 Absatz 3 Rb Einziehung sieht Benach-
richtigungspflichten des ersuchenden Staates über relevante
Entwicklungen vor, an die die deutschen Behörden durch
Verwaltungsvorschriften gebunden werden können.

Artikel 15 verpflichtet den ersuchenden Staat in Satz 1, den
ersuchten Staat darüber zu unterrichten, wenn der Titel er-
lischt. Diese Verpflichtung wird in § 90 Absatz 2 IRG-E um-
gesetzt. Nach Artikel 15 Satz 2 ist die Vollstreckung durch
den ersuchten Staat zu beenden, sobald im ersuchenden Staat
die Grundlage der Vollstreckung entfallen ist. In diesem Fall
ist nach § 57 Absatz 6 IRG von der Vollstreckung abzuse-
hen.

Artikel 16 regelt die Aufteilung der Erträge. Nach Absatz 1
sollen Beträge bis zu 10 000 Euro beim ersuchten Staat ver-
bleiben. Beträge, die darüber hinausgehen, sollen hälftig ge-
teilt werden. Diese Regelung ist in § 88f IRG-E umgesetzt.
Hiervon können die Mitgliedstaaten im Einzelfall abwei-
chende Vereinbarungen treffen (Absatz 4). Diese Möglich-
keit wird den zuständigen Behörden bei eingehenden Ersu-
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chen durch § 88f IRG-E in Verbindung mit § 56b IRG-E und
bei ausgehenden Ersuchen durch § 90 Absatz 4 in Verbin-
dung mit den §§ 71a, 56b IRG-E eröffnet.

Absatz 2 stellt die Verwertung von Vermögensgegenständen
in das Ermessen des Vollstreckungsstaates. Da sich die Voll-
streckung gemäß § 88e Absatz 2 IRG-E nach den allgemei-
nen Vorschriften richtet, ist eine weitergehende Umsetzung
nicht erforderlich. Nach Absatz 3 ist der ersuchende Mit-
gliedstaat nicht verpflichtet, Kulturgüter im Sinne der Richt-
linie 93/7/EWG zu verkaufen oder zurückzugeben (vgl.
Artikel 2 Buchstabe g Rb Einziehung). Gemäß § 88f Satz 2
IRG-E in Verbindung mit § 56b Absatz 2 IRG-E dürfen Kul-
turgüter nicht herausgegeben werden, wenn der Beauftragte
der Bundesregierung für Kultur und Medien die erforder-
liche Einwilligung verweigert hat.

Artikel 17 stellt Benachrichtigungspflichten über das Er-
gebnis der Vollstreckung für den ersuchten Staat auf. Diese
können in den RiVASt durch Verwaltungsvorschriften nor-
miert werden.

Artikel 18 enthält eine Regelung für den Regress von Scha-
densersatzzahlungen zwischen den Mitgliedstaaten, die kei-
ner gesetzlichen Umsetzung bedarf. Die Schadensersatzan-
sprüche des durch die Vollstreckung in seinen Rechten
Verletzten richten sich nach nationalem Recht, in der Bun-
desrepublik Deutschland nach § 839 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs (BGB) in Verbindung mit Artikel 34 des Grundge-
setzes.

Artikel 19 bestimmt die Pflicht, die Bescheinigung (nicht
jedoch die Einziehungsentscheidung) zu übersetzen.
Artikel 19 Absatz 2 Rb Einziehung sieht vor, dass die Mit-
gliedstaaten durch Erklärung angeben können, welche wei-
teren Sprachen akzeptiert werden. Hiervon soll kein
Gebrauch gemacht werden, da die Übersetzung in die deut-
sche Sprache zur Vorbereitung der gerichtlichen Exequatur-
entscheidung wegen § 184 Satz 1 GVG erforderlich ist und
– anders als beim Europäischen Haftbefehl – im Regelfall
keine Dringlichkeit besteht, das Ersuchen in der Sprache des
ausländischen Staates entgegenzunehmen. Wird die Be-
scheinigung vom ersuchenden Staat nicht in deutscher Spra-
che vorgelegt, kann das Ersuchen abgelehnt werden.

Artikel 20 sieht in Absatz 1 vor, dass die Mitgliedstaaten ge-
genseitig auf die Erstattung von Kosten verzichten. Sind au-
ßergewöhnliche Kosten entstanden, kann der ersuchte Mit-
gliedstaat dem ersuchenden Mitgliedstaat vorschlagen, die
Kosten zu teilen. Gesetzlich soll der grundsätzliche Verzicht,
Kosten des Bewilligungsverfahrens gegen den ersuchenden
Mitgliedstaat geltend zu machen, durch eine Änderung des
§ 5 der Justizverwaltungskostenordnung verankert werden
(siehe Artikel 2 des Entwurfs).

Artikel 21 bestimmt, dass der Rahmenbeschluss nicht die
Anwendung bilateraler oder multilateraler Übereinkünfte
berührt, soweit sie zu einer weiteren Vereinfachung oder Er-
leichterung der Vollstreckungshilfe beitragen. Dieser Vor-
rang entspricht § 1 Absatz 3 IRG. Die Bundesrepublik
Deutschland hat keine entsprechenden bilateralen Abkom-
men mit Mitgliedstaaten der Europäischen Union abge-
schlossen.

Artikel 22 und 23 enthalten Regelungen zur Umsetzung
und zum Inkrafttreten des Rahmenbeschlusses.

VI. Änderungen im IRG

Die Umsetzung des Rb Einziehung soll durch eine Einbet-
tung des neuen Europäischen Rechtshilfeinstruments in das
bewährte System der Vollstreckungshilfe erfolgen. Damit
bleibt es also bei dem Erfordernis eines gerichtlichen
Exequaturverfahrens. Der Konzeption für die Umsetzung
anderer Rahmenbeschlüsse folgend, werden die Sondervor-
schriften für den Vollstreckungshilfeverkehr mit den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union in den Neunten Teil des
IRG aufgenommen.

Die Umsetzung des Rahmenbeschlusses führt zu einer Ver-
pflichtung zur gegenseitigen Rechtshilfe im Verhältnis zu
anderen EU-Mitgliedstaaten bei der Anerkennung und Voll-
streckung von gerichtlichen Anordnungen des Verfalls oder
der Einziehung. Wurde die der Anordnung zugrunde liegen-
de Tat im Hoheitsbereich des ersuchenden Mitgliedstaates
begangen, darf der ersuchte Staat das Ersuchen nicht unter
Hinweis auf fehlende Strafbarkeit nach seinem Recht ab-
lehnen, wenn die Tat einer im Rahmenbeschluss genannten
Liste von 32 Delikten zugeordnet wurde. Nur ausnahms-
weise kann der Vollstreckungsstaat das Ersuchen ablehnen,
z. B. wenn die Tat im ersuchten Mitgliedstaat begangen wur-
de. Im Verhältnis zu EU-Mitgliedstaaten ist grundsätzlich
eine hälftige Teilung der Vollstreckungserträge von mehr als
10 000 Euro vorgesehen. Liegt der Betrag darunter, kommt
er dem ersuchten Mitgliedstaat zugute.

Zudem sollen aus Anlass der Umsetzung weitere Anpassun-
gen vorgenommen, die auch auf den Rechtshilfeverkehr mit
Staaten außerhalb der Europäischen Union Anwendung fin-
den. Hervorzuheben sind folgende Änderungen:

– Die Bewilligungsbehörden erhalten die Möglichkeit, mit
den zuständigen Behörden anderer Staaten (auch außer-
halb der Europäischen Union) im Einzelfall Vereinbarun-
gen über die Herausgabe oder Aufteilung des abge-
schöpften Vermögens zu treffen (§ 56b IRG-E).

– Die Möglichkeiten der Rechtshilfe bei der Vollstreckung
von ausländischen Anordnungen des Verfalls oder der
Einziehung sollen den Befugnissen bei vergleichbaren
innerstaatlichen Sachverhalten angeglichen werden. So
sollen beispielsweise bestimmte verfahrensabschließen-
de Entscheidungen deutscher Justizbehörden (§ 49
Absatz 1 Nummer 4 IRG-E) oder eine eingetretene Voll-
streckungsverjährung (§ 49 Absatz 1 Nummer 5 IRG-E)
auch im internationalen Vollstreckungshilfeverkehr keine
Hindernisse für die Vollstreckung einer Anordnung des
Verfalls oder der Einziehung darstellen.

– Der Verletzte einer Straftat soll unter erleichterten Vor-
aussetzungen eine staatliche Entschädigung erhalten,
wenn auf ein Ersuchen eine ausländische Verfallsanord-
nung vollstreckt worden ist (§ 56a IRG-E). Die Ent-
schädigung ist auf den der deutschen Staatskasse verblei-
benden Vollstreckungserlös beschränkt. Insbesondere
soll zukünftig nicht mehr die Vorlage eines Urteils eines
deutschen Gerichts Voraussetzung für den Anspruch
sein. Vielmehr soll künftig auch die Vorlage eines auslän-
dischen Vollstreckungstitels ausreichen, wenn er in
Deutschland vollstreckbar ist.

– Zur Vorbereitung der Ratifikation des Zweiten Zusatz-
protokolls zum Europäischen Rechtshilfeübereinkom-
men soll eine Ermächtigungsgrundlage zur Bildung ge-
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meinsamer Ermittlungsgruppen mit Staaten außerhalb
der Europäischen Union aufgenommen werden (§ 61b
IRG-E). Voraussetzung zur Bildung einer gemeinsamen
Ermittlungsgruppe wird das Bestehen einer völkerrecht-
lichen Vereinbarung sein.

VII. Gesetzgebungszuständigkeit

Die internationale Zusammenarbeit in strafrechtlichen An-
gelegenheiten ist Teil der Pflege der auswärtigen Beziehun-
gen nach Artikel 32 des Grundgesetzes. Die Änderungen
fallen deshalb in den Bereich der ausschließlichen Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 Num-
mer 1 des Grundgesetzes.

VIII. Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

Das Vorhaben selbst wird Bund, Länder und Gemeinden
nicht mit Mehrkosten belasten. Auswirkungen auf die Ein-
zelpreise, das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, oder die Umwelt sind ebenfalls nicht zu erwar-
ten. Den verurteilten Personen können die Kosten der
Vollstreckung auferlegt werden (vgl. § 57a IRG-E).

IX. Bürokratiekosten

Mit dem Gesetzentwurf werden keine Informationspflichten
für die Wirtschaft und Bürgerinnen und Bürger eingeführt.

In dem umzusetzenden Rahmenbeschluss sind verschiedene
Informationspflichten für die beteiligten Behörden im Ver-
hältnis zueinander vereinbart. Dabei handelt es sich um die
Verpflichtung, aus bestimmten Gründen den Sachstand mit-
zuteilen (vgl. Artikel 9 Absatz 3, Artikel 10 Absatz 3 und 4,
Artikel 12 Absatz 2, Artikel 14 Absatz 3 Rb Einziehung),
ferner um Konsultationspflichten vor dem Erlass einer
(teilweise) ablehnenden Bewilligungsentscheidung (vgl.
Artikel 6 Absatz 4 Rb Einziehung) und um Informations-
pflichten über den Ausgang des Verfahrens (vgl. Artikel 6
Absatz 5, Artikel 15, Artikel 17 Rb Einziehung). Eine Um-
setzung dieser Pflichten soll durch die Anpassung von Ver-
waltungsvorschriften erfolgen.

In § 56b Absatz 2 IRG-E wird ein Einwilligungserfordernis
für den Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und
Medien eingeführt. Darüber hinaus wird die in § 55
Absatz 3 Satz 5 IRG bestehende Informationspflicht anders
ausgestaltet (vgl. § 57 Absatz 7 IRG-E).

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes über
die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen)

Zu § 49 (Voraussetzungen der Zulässigkeit)

§ 49 Absatz 1 IRG regelt die Zulässigkeitsvoraussetzungen
für die Vollstreckung einer ausländischen Sanktion. Im Voll-
streckungshilfeverkehr mit den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union enthält § 88a IRG-E eine Spezialregelung für
die Vollstreckung einer Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung.

Die Änderung in § 49 Absatz 1 Nummer 3 sowie die Ände-
rung der Nummerierung sind redaktioneller Art. Materiell-
rechtlich werden die Voraussetzungen für die Vollstreckung
einer ausländischen Anordnung des Verfalls oder der Einzie-
hung in den Punkten gelockert, die nicht nur im Verhältnis zu
EU-Mitgliedstaaten, sondern auch im Verhältnis zu allen an-
deren Staaten eine sinnvolle Erweiterung der Vollstre-
ckungshilfe darstellen.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 4

Nach § 49 Absatz 1 Nummer 5 IRG in der geltenden Fas-
sung ist die Vollstreckung einer ausländischen Entscheidung
nur dann zulässig, wenn keine Entscheidung der in § 9
Nummer 1 IRG genannten Art ergangen ist. Es darf also
nicht durch ein deutsches Gericht oder eine deutsche Behör-
de gegen den Verfolgten wegen der Tat, die dem Ersuchen
zugrunde liegt, ein Urteil oder eine Entscheidung mit ent-
sprechender Rechtswirkung erlassen worden sein bzw. keine
Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens (§ 204
StPO), keine Verwerfung eines Antrags auf Erhebung der
öffentlichen Klage (§ 174 StPO) und keine Einstellung des
Verfahrens nach § 153a StPO oder nach den §§ 45, 47 JGG
erfolgt sein.

Da es sich bei der Anordnung des Verfalls oder der Einzie-
hung um eine Nebenfolge der Straftat handelt, hindern
selbst bei einem innerstaatlichen Sachverhalt nicht alle Ent-
scheidungen der in § 9 Nummer 1 IRG genannten Art eine
entsprechende Maßnahme. Nach § 76a Absatz 1 StGB ist
eine selbständige Anordnung des Verfalls oder der Einzie-
hung möglich, wenn wegen der Straftat aus tatsächlichen
Gründen keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt
werden kann, aber im Übrigen alle erforderlichen Vorausset-
zungen vorliegen. § 76a Absatz 2 StGB erlaubt die selbstän-
dige Anordnung einer Sicherungseinziehung, wenn die
Straftat verjährt oder sonst aus rechtlichen Gründen eine be-
stimmte Person nicht verfolgt werden kann. Daher kann in
einem anhängigen Verfahren gegen den Angeklagten selbst
dann unter besonderen Voraussetzungen eine Maßnahme
der Vermögensabschöpfung erfolgen, wenn ansonsten eine
strafrechtliche Verurteilung beispielsweise wegen fehlender
Schuld oder eingetretener Verjährung nicht möglich ist. En-
dete ein Gerichtsverfahren in Deutschland aus solchen
Gründen mit Freispruch und könnte unter den Voraussetzun-
gen des § 76a StGB eine selbständige Anordnung des Ver-
falls oder der Einziehung getroffen werden, soll die frei-
sprechende Aburteilung der Vollstreckungshilfe nicht
entgegenstehen. War im Inland bereits wegen der Tat, die
dem Ersuchen zugrunde liegt, eine Anordnung des Verfalls
oder der Einziehung ergangen, wird in der Regel § 73c
StGB anzuwenden sein, um eine durch doppelte Voll-
streckung entstehende unbillige Härte auszuschließen. Die
in § 76a Absatz 2 Satz 2 StGB genannten Strafverfolgungs-
voraussetzungen (Antrag, Ermächtigung, Strafverlangen)
sind gemäß § 49 Absatz 1 Nummer 2 IRG nicht zu be-
achten.

Auch wenn das Gericht von Strafe absieht oder wenn das
Verfahren nach einer Vorschrift eingestellt wird, die dies
nach dem Ermessen der Staatsanwaltschaft oder des Ge-
richts oder im Einvernehmen beider zulässt, kann der Verfall
oder die Einziehung selbständig angeordnet werden (§ 76a
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Absatz 3 StGB). Daher sollte auch dann, wenn eine deut-
sche Behörde von Strafe absieht (beispielsweise gemäß § 31
des Betäubungsmittelgesetzes) bzw. das Verfahren gemäß
§ 153a StPO oder den §§ 45, 47 JGG einstellt, wegen der
gleichen Tat Vollstreckungshilfe geleistet werden können.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 5

§ 49 Absatz 1 Nummer 4 IRG in der geltenden Fassung er-
klärt die Vollstreckung einer ausländischen Entscheidung für
unzulässig, wenn die Vollstreckung nach deutschem Recht
verjährt wäre.

a) Im Schrifttum ist der Gesetzgeber aufgefordert worden,
die Frage zu prüfen, ob Vollstreckungshilfe trotz einge-
tretener Verjährung ermöglicht werden sollte (vgl. Hack-
ner in: Schomburg/Lagodny, Internationale Rechtshilfe
in Strafsachen, § 49 IRG Rn. 17). Insbesondere im Be-
reich der Vollstreckungshilfe bei der Vermögensabschöp-
fung ist es nicht zwingend geboten, ein Vollstreckungs-
hilfeersuchen nur deshalb abzulehnen, weil die der
Anordnung zugrunde liegende Tat verjährt ist. Das Voll-
streckungshilfeersuchen sollte wegen Verjährung der Tat
nach deutschem Recht aber jedenfalls dann abgelehnt
werden, wenn die Tat auch deutscher Gerichtsbarkeit un-
terliegt. In diesem Fall sollten die Wertungen des deut-
schen materiellen Strafrechts, wonach nach Ablauf der
Verjährungsfrist keine strafrechtliche Sanktion mehr ver-
hängt werden kann, zum Tragen kommen. Es ist jedoch
nicht geboten, den Täter, dessen Handeln wegen fehlen-
der Anknüpfungspunkte in Deutschland ausschließlich
nach dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaates zu be-
urteilen ist, über die Verjährungsvorschriften des ersu-
chenden Staates hinaus zusätzlich durch das deutsche
Verjährungsrecht zu schützen. Daher soll die Verjährung
der Vollstreckung nach deutschem Recht nur dann zur
Unzulässigkeit der Vollstreckung einer ausländischen
Anordnung des Verfalls oder der Einziehung führen,
wenn für die Tat deutsches Strafrecht gilt (§ 49 Absatz 1
Nummer 5 Buchstabe a IRG-E). Maßgebend hierfür sind
die §§ 3 bis 7 und 9 StGB.

b) § 76a Absatz 2 Nummer 1 StGB lässt die selbständige
Anordnung eines Verfalls oder einer Einziehung trotz
eingetretener Verjährung zu, wenn die Gegenstände nach
ihrer Art und den Umständen die Allgemeinheit gefähr-
den oder die Gefahr besteht, dass sie der Begehung
rechtswidriger Taten dienen werden (§ 74 Absatz 2
Nummer 2 StGB), auch wenn der Täter ohne Schuld ge-
handelt hat (§ 74 Absatz 3 StGB). Nach § 76a Absatz 2
Nummer 1 StGB in Verbindung mit § 74d StGB ist trotz
eingetretener Verjährung auch die Einziehung von
Schriften mit strafbarem Inhalt sowie der zu ihrer Her-
stellung gebrauchten Gegenstände zulässig. Durch die
Ergänzung in § 49 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe b
IRG-E soll vermieden werden, dass die Vollstreckungs-
hilfe in diesen Fällen allein an der eingetretenen Verjäh-
rung nach deutschem Recht scheitert. Da die Vorschriften
präventiven Charakter haben, sollen die Möglichkeiten
der Rechtshilfe an die innerstaatlichen Befugnisse ange-
passt werden.

Zu § 54 (Umwandlung der ausländischen Sanktion)

Hat ein deutsches Gericht den Verfall oder die Einziehung
angeordnet und erweist sich, dass diese Anordnung nicht
ausführbar ist oder aus bestimmten Gründen unzureichend
wäre, kann das Gericht gemäß § 76 StGB nachträglich den
Verfall oder die Einziehung des Wertersatzes anordnen. Soll
eine ausländische Anordnung, die sich auf einen bestimmten
Gegenstand bezieht, umgewandelt werden, bezieht sich die
Exequaturentscheidung gemäß § 54 Absatz 2a Satz 1 IRG-E
stets auf diesen Gegenstand. In der Neufassung des Satzes 1
soll auch klargestellt werden, dass – wie in § 54 Absatz 1
Satz 2, Absatz 2 und 3 vorgesehen – gegebenenfalls eine
Umwandlung der ausländischen Entscheidung in die ihr im
deutschen Recht entsprechende Maßnahme des Verfalls oder
der Einziehung erfolgt.

Durch § 54 Absatz 2a Satz 2 IRG-E soll es ermöglicht wer-
den, die Vollstreckbarkeit einer ausländischen Anordnung
im Einvernehmen mit dem ersuchenden Staat auf den Wert
des Gegenstandes zu beziehen, wenn zum Zeitpunkt der ge-
richtlichen Entscheidung die Voraussetzungen des § 76
StGB in entsprechender Anwendung vorliegen. In der
Exequaturentscheidung gemäß den §§ 50, 55 IRG oder
nachträglich in einem abändernden Beschluss kann das Ge-
richt entscheiden, dass statt eines bestimmten Gegenstandes
der entsprechende Wert vollstreckbar ist. Erforderlich ist
allerdings ein entsprechendes Ersuchen des ausländischen
Staates. Artikel 7 Absatz 2 Rb Einziehung sieht vor, dass die
Mitgliedstaaten eine solche Vorgehensweise erwägen kön-
nen. Da eine solche Regelung nicht nur im Verhältnis zu
EU-Mitgliedstaaten sinnvoll ist, soll sie in den Vierten Teil
des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen aufgenommen werden, der den Vollstreckungshilfever-
kehr mit allen Staaten regelt.

§ 54 Absatz 2a Satz 3 IRG-E entspricht mit einer redaktio-
nellen Änderung § 54 Absatz 2a Satz 2 IRG und schreibt die
Umrechnung des in ausländischer Währung angegebenen
Geldbetrages vor.

Zu § 55 (Entscheidung über die Vollstreckbarkeit)

§ 55 Absatz 3 Satz 5 IRG-E verpflichtet das Gericht, das
rechtskräftig eine ausländische Anordnung des Verfalls für
vollstreckbar erklärt, eine Mehrfertigung der Entscheidung
dem nach § 32 ZPO zuständigen Gericht zur Unterrichtung
des Verletzten zu übersenden, wenn die Umstände des Falles
Anlass zur Annahme geben, der durch die der Anordnung
zugrunde liegende Tat Verletzte habe über den ihm dadurch
entstandenen Schaden einen im Bundesgebiet vollstreckba-
ren Titel erwirkt. Mit der Reform des § 56a IRG wird die Be-
lehrung des Verletzten in § 57 Absatz 7 IRG-E neu gefasst.
§ 55 Absatz 3 Satz 5 IRG ist daher aufzuheben.

Zu § 56 (Bewilligung der Rechtshilfe)

a) § 56 Absatz 3 IRG in der geltenden Fassung bestimmt,
dass die Tat nach deutschem Recht nicht mehr verfolgt
werden darf, sobald die Rechtshilfe bewilligt wird. Die
Regelung ist Ausfluss des in Artikel 103 Absatz 3 des
Grundgesetzes niedergelegten Grundsatzes ne bis in
idem. Das verfassungsrechtliche Verbot der doppelten
Strafverfolgung gilt indes nur, wenn ein Gericht der Bun-
desrepublik Deutschland entschieden hat (vgl. zuletzt



Drucksache 16/12320 – 22 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

eingehend BVerfG, Beschluss vom 4. Dezember 2007,
Az. 2 BvR 38/06, Strafverteidiger Forum 2008, 151).
Durch § 56 Absatz 3 IRG soll die Vollstreckung einer
ausländischen Entscheidung so behandelt werden, als ha-
be ein deutsches Gericht die Tat abgeurteilt. Der Wortlaut
der Vorschrift in der bisherigen Fassung verbietet jedoch
auch dann eine Strafverfolgung, wenn sie in einem ver-
gleichbaren rein innerstaatlichen Sachverhalt noch mög-
lich wäre: Keine Strafen im Sinne des Artikels 103
Absatz 3 des Grundgesetzes sind die Maßregeln der Bes-
serung und Sicherung (BVerfG, Beschluss vom 27. Sep-
tember 1995, 2 BvR 1734/90, NStZ-RR 1996, 122) und
die Maßnahmen des Verfalls und der Einziehung (BVerfG,
Beschluss vom 14. Januar 2004, Az. 2 BvR 564/95, NJW
2004, 2073). Auch ein von einer Verwaltungsbehörde er-
lassener Bußgeldbescheid wegen einer Ordnungswidrig-
keit verbietet nicht die anschließende Verfolgung der
Handlung als Straftat, da unter „allgemeinen Strafgeset-
zen“ im Sinne des Artikels 103 Absatz 3 des Grund-
gesetzes nur die Kriminalstrafgesetze zu verstehen sind
(BVerfG, Beschluss vom 9. November 1976, Az. 2 BvL
1/76, BVerfGE 43, 101). Daher wäre die Verhängung einer
Strafe im Sinne des Ersten Titels im Dritten Abschnitt des
Strafgesetzbuchs (§ 38 ff.) rein verfassungsrechtlich be-
trachtet auch dann zulässig, wenn ein deutsches Gericht
zuvor eine Maßregel der Besserung und Sicherung ver-
hängt bzw. einen Verfall oder eine Einziehung angeordnet
hätte, ohne zugleich eine Freiheits- oder Geldstrafe auszu-
sprechen. Gleiches gilt, wenn eine Tat durch die Verwal-
tungsbehörde mittels Bußgeldbescheid als Ordnungswid-
rigkeit mit einer Geldbuße geahndet wurde.

Der Wortlaut des § 56 Absatz 3 IRG in seiner bisherigen
Fassung verbietet hingegen auch dann die Verhängung
einer Geld- oder Freiheitsstrafe durch ein deutsches Ge-
richt, wenn zuvor ein ausländisches Ersuchen um Voll-
streckung beispielsweise einer Verfallsanordnung bewil-
ligt worden ist. Die gesetzliche Regelung verbietet mithin
Strafverfolgungsmaßnahmen, wenn bestimmte ausländi-
sche Sanktionen in Deutschland vollstreckt wurden, ob-
wohl eine entsprechende, durch ein deutsches Gericht
verhängte Sanktion eine weitere Strafverfolgung nicht
ausschließen würde. Da § 88c IRG-E zur Bewilligung
ausländischer Anordnungen des Verfalls oder der Einzie-
hung in Umsetzung von Artikel 7 Rb Einziehung ver-
pflichtet, bedarf es einer einschränkenden Regelung, um
zu verhindern, dass eine Strafverfolgung in Deutschland
durch die Vollstreckung einer solchen Maßnahme ausge-
schlossen ist.

Durch die Neufassung des § 56 Absatz 3 IRG-E wird die
Sperrwirkung auf die Fälle eingeschränkt, in denen auf
ein ausländisches Ersuchen die Vollstreckung einer Geld-
oder Freiheitsstrafe bewilligt wird. Maßgebend ist, ob
das Gericht in der Exequaturentscheidung die ausländi-
sche Entscheidung in eine Geldstrafe im Sinne des § 40
StGB oder eine Freiheitsstrafe im Sinne des § 38 StGB
umgewandelt hat. Dem steht die Verhängung einer Ju-
gendstrafe gemäß § 17 JGG gleich. Einer ausdrücklichen
Erwähnung der Jugendstrafe im Gesetzestext bedarf es
nicht, weil mit § 56 Absatz 3 IRG-E eine im Sinne von
§ 2 Absatz 2 JGG allgemein anwendbare Vorschrift ein-
geführt werden soll (vgl. auch Bundestagsdrucksache 16/
8954 S. 36).

Unabhängig von § 56 Absatz 3 IRG-E kann sich ein Ver-
fahrenshindernis auch aus Artikel 54 SDÜ ergeben. Da-
nach darf, wer durch eine Vertragspartei des Schengener
Durchführungsübereinkommens rechtskräftig abgeurteilt
worden ist, durch eine andere Vertragspartei wegen der-
selben Tat nicht verfolgt werden, vorausgesetzt, dass im
Fall einer Verurteilung die Sanktion bereits vollstreckt
worden ist, gerade vollstreckt wird oder nach dem Recht
des Urteilsstaats nicht mehr vollstreckt werden kann (vgl.
zum Anwendungsbereich des Artikels 54 SDÜ auch die
Ausführungen in der Begründung zu § 88a Absatz 2
Nummer 3 IRG-E).

b) Durch die Änderung des Verweises wird in § 56 Absatz 4
IRG ein redaktioneller Fehler beseitigt. Der nun korrekte
Verweis auf die Vorschriften der §§ 73, 74 StGB, die die
Anordnungsbefugnis des Gerichts regeln, umfasst wie
auch bislang den Verfall des Wertersatzes (§ 73a StGB),
den erweiterten Verfall (§ 73d StGB), die erweiterte Ein-
ziehung (§ 74a StGB), die Einziehung des Wertersatzes
(§ 74c), die Einziehung von Schriften (§ 74d StGB) so-
wie die nachträgliche (§ 76 StGB) und selbständige An-
ordnung (§ 76a StGB). Durch § 56 Absatz 4 IRG-E ent-
sprechen die Wirkungen der Bewilligung des auf die
Vollstreckung einer ausländischen Anordnung des Ver-
falls oder der Einziehung gerichteten Rechtshilfeersu-
chens den Wirkungen der §§ 73e, 74e StGB.

c) Ferner sieht § 56 Absatz 4 IRG-E eine entsprechende
Anwendung von § 439 StPO vor. Wer Rechte an einem
Gegenstand hat, kann diese gegen eine innerstaatliche
Anordnung der Einziehung geltend machen. Die Anord-
nung der Einziehung nach § 74 Absatz 1 StGB ist nur
dann zulässig, wenn der Einziehungsgegenstand zur Zeit
der Entscheidung dem Täter oder Teilnehmer gehört oder
zusteht, § 74 Absatz 2 Nummer 1 StGB. Rechte Dritter
bleiben bestehen (§ 74e Absatz 2 StGB) oder es wird eine
Entschädigung gewährt (§ 74f StGB). Das deutsche
Strafverfahrensrecht sieht daher vor, denjenigen am Ver-
fahren zu beteiligen, dessen Rechte beeinträchtigt wer-
den könnten (vgl. §§ 431 bis 438 StPO). Wurde durch die
Einziehung das Recht eines Dritten beeinträchtigt und
konnte er ohne Verschulden nicht die Rechte als Einzie-
hungsbeteiligter wahrnehmen, kann er in einem Nachver-
fahren gemäß § 439 StPO geltend machen, dass die Ein-
ziehung ihm gegenüber nicht gerechtfertigt war. Ein
Antrag nach § 439 StPO ist auch möglich, wenn eine aus-
ländische Anordnung rechtskräftig für vollstreckbar er-
klärt wird. Die Ergänzung des § 56 Absatz 4 stellt dieses
bereits heute in Verbindung mit § 77 Absatz 1 IRG beste-
hende Antragsrecht des Berechtigten, dessen dingliche
Rechte durch die Vollstreckung einer ausländischen Ein-
ziehungsentscheidung betroffen sind, klar.

Zu § 56a (Entschädigung der verletzten Person)

§ 56a IRG-E sieht einen Anspruch des Verletzten einer Straf-
tat auf Entschädigung aus dem abgeschöpften inkriminierten
Vermögen vor. Dieses durch das Ausführungsgesetz Sucht-
stoffübereinkommen 1988 vom 2. August 1993 eingeführte
Instrument soll insbesondere durch Aufgabe der Vorausset-
zung, dass bereits bei Eingang des Rechtshilfeersuchens eine
vollstreckbare Entscheidung eines deutschen Gerichts über
den Schadenersatzanspruch ergangen sein muss, praxis-
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gerechter ausgestaltet werden. Zukünftig ist es nicht mehr er-
forderlich, dass ein deutsches Gericht den Schadenersatzan-
spruch festgestellt hat. Es genügt auch die Vorlage eines
ausländischen Titels, wenn er in Deutschland vollstreckbar
ist.

Der Vorschrift liegt der Gedanke zugrunde, dass der Verletz-
te entschädigt werden soll, wenn ihm durch die Vollstre-
ckung der Anordnung des Verfalls Masse entzogen wird, in
die er hätte vollstrecken können. Der Verletzte hat deshalb
nur insoweit Anspruch auf Entschädigung, als die Vermö-
genswerte dem deutschen Fiskus verblieben sind. Der An-
spruch ist gegenüber der Vollstreckungsbehörde (§ 57
Absatz 1, § 88e Absatz 1 IRG-E) geltend zu machen. Gegen
deren Entscheidung ist der Rechtsweg zu den Zivilgerichten
eröffnet.

Zu Absatz 1

Absatz 1 verlangt in Satz 1 den Antrag des Verletzten. Die
deklaratorische Nennung des Rechtsnachfolgers als An-
tragsberechtigten in der bisherigen Fassung des § 56 IRG
wird im Entwurf nicht übernommen, da sich sein Antrags-
recht bereits daraus ergibt, dass der Anspruch nicht höchst-
persönlich ist. Eine Einschränkung der Rechte des Rechts-
nachfolgers ist daher mit der Änderung des Wortlautes nicht
verbunden.

Materiell setzt der Anspruch zunächst voraus, dass im Wege
der Vollstreckungshilfe auf Grundlage einer ausländischen
Entscheidung, die der Anordnung des Verfalls gemäß § 73 ff.
StGB entspricht, im Inland in Vermögenswerte der verurteil-
ten Person vollstreckt wurde. Zudem muss dem Verletzten
durch die Straftat, wegen der der Verfall angeordnet wurde,
ein Schaden entstanden sein. Der ausländischen Anordnung
des Verfalls muss diese konkrete Tat zugrunde liegen. Nur
insoweit kommt ein Entschädigungsanspruch in Betracht.
Ergibt sich aus den Gründen der Verfallsentscheidung, dass
nur ein Teil des Vermögenswertes, der aus der gegen den
Verletzten verübten Tat erlangt wurde, für verfallen erklärt
wurde, kann demnach nur für diesen Teil des Schadens eine
Entschädigung verlangt werden. Diese Beschränkung ist ins-
besondere dann relevant, wenn der Anordnung Straftaten mit
mehreren Verletzten zugrunde liegen (vgl. Näheres in der
Begründung zu § 56a Absatz 3 Satz 2 IRG-E).

Des Weiteren setzt der Entschädigungsanspruch voraus:

1. Ein deutsches oder ausländisches Gericht muss gegen die
verurteilte Person, also die Person, gegen die sich die aus-
ländische Anordnung des Verfalls richtet, eine rechts-
kräftige Entscheidung über die zivilrechtlichen Schaden-
ersatzansprüche des Verletzten erlassen haben. Um die
einvernehmliche Streitbeilegung zu fördern, genügt auch
die Vorlage eines vollstreckbaren Vergleichs oder eines
vollstreckbaren Schuldanerkenntnisses (§ 56a Absatz 1
Nummer 1 IRG-E).

2. Der Titel muss im Inland nach den Vorschriften des Zivil-
prozessrechts vollstreckbar sein. Dieses Erfordernis ver-
folgt zwei Zwecke: Zum einen soll das Entschädigungs-
verfahren von der Prüfung zivilrechtlicher Fragen frei
sein; zum anderen soll der Vollstreckungsbehörde der Re-
gress gegen den Verurteilten ermöglicht werden. Zur
Erreichung dieser Zwecke ist es nicht – wie nach bisheri-

ger Rechtslage – erforderlich, dass ein deutsches Gericht
diesen Anspruch festgestellt hat. Entscheidend ist viel-
mehr, dass die Entscheidung in Deutschland vollstreck-
bar ist (§ 56 Absatz 1 Nummer 2 IRG-E). Insbesondere
für Unionsbürger wird durch die Anerkennung von Ent-
scheidungen anderer EU-Mitgliedstaaten nach der Brüs-
sel-I-Verordnung die Geltendmachung des Ersatzanspru-
ches nach § 56a IRG-E erleichtert. In anderen Fällen
muss der Verletzte, der im Ausland einen Titel erwirkt
hat, nach den Regeln des internationalen Zivilprozess-
rechts eine gerichtliche Exequaturentscheidung herbei-
führen. Durch die Neuregelung soll künftig auch eine
ausländische Entscheidung als Nachweis für die berech-
tigten Schadenersatzansprüche genügen. In der Konse-
quenz bedeutet dies, dass gegebenenfalls ausländisches
Recht für die Frage maßgebend sein kann, ob bzw. in
welcher Höhe ein Schaden entstanden ist. Um den
Zweck, das Entschädigungsverfahren von zivilrecht-
lichen Fragen zu entlasten, zu erreichen, ist die Beurtei-
lung der ausländischen Entscheidung, wonach dem Ver-
letzten ein Schaden entstanden ist, vorgreifend.

3. Der Verletzte muss glaubhaft machen, dass der Vollstre-
ckungstitel den Ersatz des Schadens aus der der Anord-
nung des Verfalls zugrunde liegenden Straftat umfasst
(§ 56a Absatz 1 Nummer 3 IRG-E). Soweit ein zivil-
rechtliches Urteil mit Gründen versehen wurde, ergibt
sich der Schuldgrund bereits hieraus. Bei einem Voll-
streckungsbescheid, Versäumnisurteil, Prozessvergleich
oder einem anderem, nicht mit Gründen versehenen Titel
kann dieser Zusammenhang durch Beifügung von (gege-
benenfalls vom Verletzten zu übersetzenden) Akten-
stücken oder außergerichtlichem Schriftverkehr glaub-
haft gemacht werden. Der Verletzte kann sich dabei aller
Beweismittel bedienen und auch zur Versicherung an Ei-
des statt zugelassen werden (Rechtsgedanke des § 294
Absatz 1 ZPO).

4. Da die Staatskasse nur insoweit zur Entschädigung ver-
pflichtet sein soll, als durch die Vollstreckung der Ver-
fallsanordnung die Beitreibung der Schadenersatzan-
sprüche des Verletzten beeinträchtigt sein könnte, muss
der Verletzte glaubhaft machen, dass er durch die Voll-
streckung aus dem Titel seine Befriedigung nicht voll-
ständig erlangen könne. Der Gesetzeswortlaut orientiert
sich an § 807 Absatz 1 Nummer 2 ZPO, weshalb bei der
Anwendung der Norm auf die von der Rechtsprechung zu
§ 807 ZPO entwickelten Grundsätze zurückgegriffen
werden kann.

Nach § 56a Absatz 1 Satz 2 ist die Entschädigung gegen
Abtretung der Schadenersatzansprüche zu leisten. Als Inha-
ber des Entschädigungsanspruchs muss der Verletzte seine
titulierten Schadenersatzansprüche abtreten, bevor die Ent-
schädigung geleistet wird. Die Pflicht zur Abtretung ist im
Umfang auf die Höhe der Entschädigungsleistung be-
schränkt. Sie umfasst auch die Pflicht zur Herausgabe des
Titels (§ 402 BGB) und gegebenenfalls zur Mitwirkung bei
der Umschreibung des Titels nach § 727 ZPO. Durch die
Entschädigungsleistung nach § 56a IRG-E wird das Interes-
se des Verletzten befriedigt. Statt des Verletzten sollte die
Vollstreckungsbehörde in die Lage versetzt werden zu prü-
fen, ob – und sei es in ferner Zukunft – eine Vollstreckung
aus dem abgetretenen Titel Aussicht auf Erfolg hätte.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 sieht vor, dass der Entschädigungsanspruch nicht
besteht, wenn die Rechte der verletzten Person an dem ver-
fallenen Gegenstand nach § 73e Absatz 1 Satz 2 StGB fort-
bestehen. In dieser Konstellation bedarf die verletzte Person
keiner Entschädigung. Diese Regelung bringt die bereits be-
stehende Rechtslage, die einen Entschädigungsanspruch für
Dritte ausschloss, klarer zum Ausdruck.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht der bisherigen Rechtslage und sieht eine
Beschränkung des Anspruchs vor: Die Entschädigung soll
maximal dem der Staatskasse verbleibenden Erlös entspre-
chen. „Erlös“ bedeutet der aus der Vollstreckung bzw. der
Verwertung gezogene Geldbetrag abzüglich der Kosten (mit
allen angefallenen Gebühren und Auslagen), die während
des gesamten Verfahrens – einschließlich Exequatur-, Bewil-
ligungs- und Vollstreckungsverfahren – entstanden sind. Mit
Ersatzansprüchen gegen den Antragsteller aus dem Entschä-
digungsverfahren (beispielsweise Erstattung von Überset-
zungskosten oder Kostenerstattungsansprüchen gemäß § 92
ZPO) kann die Staatskasse aufrechnen.

Der Erlös „verbleibt“ bei der Staatskasse, soweit er nicht an-
deren ausgekehrt wurde: In Betracht kommen insbesondere
Zahlungen an andere Staaten im Rahmen einer Vereinbarung
über die Herausgabe oder die Aufteilung der abgeschöpften
Vermögenswerte (vgl. § 56b IRG-E) oder eine Aufteilung
nach § 88f IRG-E mit anderen Mitgliedstaaten. Auch Ent-
schädigungen nach § 56a IRG-E an andere Verletzte min-
dern den Anspruch des nachfolgenden Antragstellers.

Der Verletzte kann grundsätzlich nicht geltend machen, dass
eine mögliche Sicherstellung oder Vollstreckung der Vermö-
genswerte unterblieben sei, eine auf andere Art und Weise
erfolgte Vollstreckung oder Verwertung erfolgreicher gewe-
sen wäre, die Zahlung an einen Dritten ungerechtfertigt oder
von der Behörde getätigte Aufwendungen unwirtschaftlich
gewesen seien. Der Entschädigungsanspruch beruht letztlich
auf dem Gedanken der Billigkeit. Das Entschädigungsver-
fahren soll daher nicht mit Fragen nach der wirtschaftlichen
Angemessenheit von Vollstreckung und Verwertung oder der
Rechtmäßigkeit von Vermögensabschöpfungsvereinbarun-
gen bzw. der Überprüfung von Zahlungen an andere Verletz-
te belastet werden.

Liegen mehrere Anträge nach § 56a IRG-E vor, bestimmt
sich die Entschädigung – dem Prioritätsprinzip des Einzel-
zwangsvollstreckungsrechts folgend – nach der Reihenfolge
des Eingangs der Anträge bei der Vollstreckungsbehörde
(§ 56a Absatz 3 Satz 2 IRG-E). Jeder Verletzte kann aber nur
den Anteil seines Schadens geltend machen, der der Anord-
nung des Verfalls zugrunde gelegt wurde. Ergibt sich daher
aus den Gründen der ausländischen Verfallsentscheidung,
dass nur ein Teil des erlangten Vermögenswertes für verfal-
len erklärt wurde, kann nur für diesen eine Entschädigung
gewährt werden. Hat das ausländische Gericht beispielswei-
se einen Verfall in Höhe von 15 000 Euro angeordnet und
festgestellt, dass der Verurteilte 5 000 Euro aus einer Tat ge-
gen den Antragsteller erlangt hat, wird dieser selbst dann
maximal in dieser Höhe entschädigt, wenn er einen Vollstre-
ckungstitel über 8 000 Euro erwirkt hat. Beträgt in diesem
Beispiel der Erlös aus der Verfallsanordnung lediglich 9 000

Euro, erhält der Antragsteller, wenn er als erster den Antrag
gestellt hat, nach § 56a Absatz 3 Satz 2 IRG-E eine Entschä-
digung in Höhe von 5 000 Euro. Trifft das ausländische Ge-
richt in der Anordnung hingegen keine Feststellungen dazu,
welche Beträge der Verurteilte zum Nachteil mehrerer Ver-
letzter erlangt hat, kann die Vollstreckungsbehörde davon
ausgehen, dass der gesamte titulierte Schadenersatzanspruch
der Anordnung zugrunde liegt. In dem gewählten Beispiel
könnte der erste Antragsteller in Höhe von 8 000 Euro ent-
schädigt werden, auch wenn ein zweiter Antragsteller einen
Titel über 10 000 Euro erwirkt hat und damit offenkundig ist,
dass die Verfallsanordnung nicht den gesamten Schaden al-
ler Verletzten umfasst.

§ 56a Absatz 3 Satz 3 enthält eine Regelung für den Fall,
dass der verteilbare Erlös nicht zur Entschädigung aller
gleichrangig Berechtigten ausreicht. Als gleichrangig be-
rechtigt gelten Verletzte, deren Anträge am gleichen Tag bei
der Vollstreckungsbehörde eingehen. Reicht der auf sie
verteilbare Erlös nicht zur vollständigen Entschädigung aus,
sollen sie anteilig nach der Höhe ihrer Schadenersatzan-
sprüche entschädigt werden.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift sieht eine geänderte Befristung des Anspruchs
vor. Nach bisheriger Rechtslage kann der Anspruch zwei
Jahre nach Eingang des Rechtshilfeersuchens gestellt wer-
den. Absatz 4 verschiebt den Beginn der Frist auf den Zeit-
punkt der Beendigung der Vollstreckung. Sie beginnt ohne
Rücksicht darauf, ob der Verletzte von der Vollstreckung so-
wie Art und Umfang seines Entschädigungsanspruchs
Kenntnis hat. § 57 Absatz 7 IRG-E verpflichtet die Voll-
streckungsbehörde jedoch, ihn über seine möglichen Rechte
nach § 56a IRG-E zu belehren. Die Frage, wann die Voll-
streckung beendet ist, richtet sich nach den für die Voll-
streckungsmaßnahme einschlägigen Bestimmungen, regel-
mäßig also nach der Zivilprozessordnung bzw. dem Gesetz
über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung
(vgl. § 6 Absatz 1 Nummer 1 der Justizbeitreibungsordnung
in Verbindung mit den §§ 866, 869 ZPO). Im Gegenzug soll
die Frist jedoch statt zwei Jahren nur noch sechs Monate be-
tragen. Nach Ablauf der Frist steht es dann im Ermessen der
Behörde, die Entschädigung zu leisten. Bei der Ausübung
des Ermessens könnte sie sich beispielsweise daran orien-
tieren, ob die Versagung der Entschädigung eine unbillige
Härte darstellen würde oder ob der Anspruch auch nach all-
gemeinen Regeln verjährt wäre.

Der Fristenlauf dient dem öffentlichen Interesse, die Voll-
streckungshilfe abzuschließen. Die Neuregelung beruht auf
dem Gedanken, dass die zuständige Behörde möglicher-
weise das abgeschöpfte Vermögen mit einem anderen Staat
gemäß § 56b IRG-E teilen muss. Sieht eine Vereinbarung
nach § 56b IRG-E eine Teilung der vollstreckten Vermö-
genswerte nach Abzug von Entschädigungsleistungen vor,
kann zum Vollzug der Vereinbarung abgewartet werden, ob
Entschädigungsansprüche geltend gemacht werden. Im Ver-
hältnis zum Verletzten der Tat besteht jedoch keine Ver-
pflichtung, den Zeitraum von sechs Monaten bis zum
Eingang von Entschädigungsanträgen abzuwarten. Sein An-
spruch auf Entschädigung ist durch den der deutschen
Staatskasse verbleibenden Erlös beschränkt (§ 56a Absatz 3
IRG-E).
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Nach § 56a Absatz 4 Satz 3 IRG-E kann die Vollstreckungs-
behörde dem Verletzten angemessene Fristen setzen, inner-
halb derer erforderliche Unterlagen einzureichen sind. Da-
durch soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass
der Verletzte innerhalb der Antragsfrist möglicherweise
nicht in der Lage ist, alle Unterlagen beizubringen. Insbeson-
dere kann es erforderlich werden, eine Klage zu erheben, um
einen zivilrechtlichen Vollstreckungstitel gegen den Verur-
teilten zu erwirken bzw. einen Vollstreckungsauftrag zu er-
teilen. Die Vollstreckungsbehörde soll hierzu angemessene
Fristen setzen können. Da sie in diesem Fall weiß, dass ein
Anspruch gestellt wird, kann sie diese Kenntnis bei der Ab-
rechnung mit dem ersuchenden Staat berücksichtigen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 sieht vor, dass für Streitigkeiten die Zivilgerichts-
barkeit zuständig ist. Die gesetzliche Klarstellung entspricht
der bisherigen Rechtslage (vgl. Bundestagsdrucksache 12/
3533 S. 22).

Zu § 56b (Vereinbarung über die Verwertung, Herausgabe
und Aufteilung des abgeschöpften Vermögens)

Die Neuregelung greift Artikel 16 des Rahmenbeschlusses
auf und führt erstmals die Möglichkeit ein, Vereinbarungen
mit ausländischen Staaten über die Verwertung, Herausgabe
und Aufteilung zu treffen.

Bislang herrschte im internationalen Rechtshilferecht der
Grundsatz, dass der Erlös aus der Vollstreckung einer Ver-
falls- oder Einziehungsentscheidung beim ersuchten Staat
verbleibt. Artikel 15 des Übereinkommens des Europarates
über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und
Einziehung von Erträgen aus Straftaten vom 8. November
1990 (BGBl. 1998 II S. 519) sah erstmals vor, dass die betei-
ligten Staaten von dieser Grundregel durch Einzelvereinba-
rung abweichen können, um eine Teilung der vollstreckten
Erlöse vorzunehmen. Der historische Gesetzgeber sah von
einer entsprechenden Ermächtigungsgrundlage ab, da er der
Ansicht war, die Schaffung finanzieller Anreize für gewisse
Bereiche der Kriminalitätsbekämpfung berge zum einen die
Gefahr in sich, zu einer unerwünschten unterschiedlichen
Bearbeitung von Rechtshilfeersuchen zu führen, zum ande-
ren widerspreche die Teilung der Erlöse der internationalen
Übung, auf Kostenerstattung zu verzichten. Im Übrigen lie-
ge der Gewinnabschöpfung die Philosophie zugrunde, dass
nicht zurückerstattet werden solle, was auf dem Hoheitsge-
biet eines Staates aus kriminellen Handlungen „erwirtschaf-
tet“ wurde. Vielmehr werde angestrebt, den durch die Tat
entstandenen rechtswidrigen Zustand zu beheben und den
Tätern zugleich durch die Wegnahme des illegal Erlangten
ihre finanziellen Ressourcen zu entziehen (Bundestags-
drucksache 13/7954 S. 32).

In multilateralen Übereinkommen wurde der Gedanke der
Rückgabe oder der Aufteilung abgeschöpften Vermögens in
den letzten Jahren wiederholt aufgegriffen. Damit wird zum
Ausdruck gebracht, dass es Ziel der Vollstreckungshilfe
nicht nur ist, den Tätern durch die Abschöpfung des inkrimi-
nierten Vermögens die finanziellen Grundlagen zu nehmen,
sondern dass sich die internationale Zusammenarbeit zu-
gleich darauf erstrecken kann, dieses Vermögen jedenfalls in
Teilen an den Staat, in dem die Tat begangen wurde, zurück-
zuführen. So verpflichten sich die Vertragsparteien des

Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 20. Dezem-
ber 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen
und psychotropen Stoffen (BGBl. 1993 II S. 1137) zwar
nicht dazu, Übereinkünfte über die Aufteilung und Rückga-
be abgeschöpften Vermögens zu schließen. Eine solche Ver-
fahrensweise soll aber zumindest in Erwägung gezogen wer-
den (Artikel 5 Absatz 5 Buchstabe b Ziffer ii). Auch das
Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 15. November
2000 gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimina-
lität (BGBl. 2005 II S. 954) ruft hierzu in Artikel 14
Absatz 3 Buchstabe b auf.

Hervorzuheben ist das Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen gegen Korruption (UNCAC, Resolution 58/4 vom
31. Oktober 2003), das in Artikel 57 vorsieht, dass auf ein
ausländisches Ersuchen eingezogenes, aus Korruptionsstraf-
taten stammendes Vermögen unter bestimmten Vorausset-
zungen an den ausländischen Staat zurückgegeben werden
soll. Das gilt gemäß seinem Artikel 57 Absatz 3 Buchstabe a
insbesondere für unterschlagene, gewaschene, veruntreute
oder auf Grund von Korruption erlangte öffentliche Geld-
beträge. Zwar steht diese Regelung gemäß Artikel 46
Absatz 21 Buchstabe d der Konvention unter dem Vorbehalt
des innerstaatlichen Rechtshilferechts. Von den Staaten, die
die Konvention ratifizieren, wird aber unzweifelhaft er-
wartet, dass sie die erforderlichen Regelungen haben oder
einführen, die eine solche Rückgabe ermöglichen (vgl.
Artikel 57 Absatz 2 der Konvention). Die Rückgabe ist nach
deutschem Recht bislang lediglich eingeschränkt möglich:

– Nach § 66 Absatz 1 IRG können Gegenstände, die der
Täter aus der Tat erlangt hat bzw. deren Surrogate an den
ersuchenden Staat herausgegeben werden. Dieser Weg
dient aber nur der Vorbereitung einer Einziehungsent-
scheidung. Die Herausgabe ist daher nur solange mög-
lich, wie noch keine rechtskräftige und vollstreckbare
ausländische Entscheidung vorliegt (§ 66 Absatz 3 IRG).

– Gemäß § 111k StPO sollen beschlagnahmte Sachen an
den Verletzten, dem sie durch die Straftat entzogen wor-
den sind, herausgegeben werden. Dabei handelt es sich
jedoch nicht um einen Fall der Rechtshilfe, da der Gegen-
stand direkt an den Verletzten zurückgegeben wird; das
kann auch der ausländische Staat sein. Insofern kann die-
ses Verfahren unter bestimmten Voraussetzungen genutzt
werden, inkriminiertes Vermögen an einen ausländischen
Staat zurückzuführen.

Artikel 16 Rb Einziehung enthält erstmals auf multilateraler
Ebene eine Verpflichtung, auf der Grundlage einer ausländi-
schen Entscheidung eingezogene Vermögenswerte mit dem
ersuchenden Staat zu teilen. Daraus resultiert ein gesetzge-
berischer Handlungsbedarf, jedenfalls mit EU-Mitgliedstaa-
ten eine Teilung des abgeschöpften Vermögens vorzuneh-
men. Auf Grund des neuen, in der UN-Konvention gegen
Korruption zum Ausdruck gebrachten gemeinsamen Ver-
ständnisses von internationaler Zusammenarbeit in diesem
Bereich soll die Umsetzung des Rahmenbeschlusses zum
Anlass genommen werden, eine Aufteilung der Vermögens-
abschöpfung auch im Verhältnis zu anderen Staaten zu
ermöglichen. Hierzu soll in § 56b IRG-E eine generelle
Ermächtigungsvorschrift zum Abschluss derartiger Verein-
barungen eingeführt werden.

Innerstaatlich fließen die in Deutschland verbleibenden Er-
löse derjenigen Körperschaft zu, die auch im Falle einer von
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einem deutschen Gericht erlassenen Anordnung des Verfalls
oder der Einziehung den Betrag erhalten würde.

Zu Absatz 1

§ 56b Absatz 1 IRG-E regelt die einzelnen Voraussetzungen
für den Abschluss einer Vereinbarung über die Vermögens-
abschöpfung. Systematisch im Vierten Teil des IRG angesie-
delt, bezieht sie sich nur auf eingehende Ersuchen; für aus-
gehende Ersuchen erklärt § 71a IRG-E die Regelung für
entsprechend anwendbar.

Möglich ist eine Vereinbarung über Fragen der Verwertung
(z. B. zu welchem Preis ein vollstreckter Vermögensgegen-
stand veräußert wird), über Fragen der Herausgabe und der
Aufteilung.

Zuständig für den Abschluss der Vereinbarung ist die Bewil-
ligungsbehörde nach § 74 IRG, im Grundsatz das Bundesmi-
nisterium der Justiz (welches seine entsprechenden Befug-
nisse auf das Bundesamt für Justiz übertragen hat) im
Einvernehmen mit anderen betroffenen Ressorts. Die Bun-
desregierung hat die Ausübung der Befugnisse zur Bewilli-
gung von Rechtshilfeersuchen u. a. für den Rechtshilfever-
kehr mit Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf die
Landesregierungen übertragen, die sie ihrerseits gemäß § 74
Absatz 2 Satz 2 IRG an die Landesjustizverwaltungen oder
an nachgeordnete Behörden weiterdelegiert haben (vgl. zur
beabsichtigten Notifikation der zuständigen Behörden für
eingehende Ersuchen nach dem Rb Einziehung die Ausfüh-
rungen unter Nummer V zu Artikel 3). In diesem Fall ist die
Behörde, die die Befugnis zur Bewilligung von Rechtshil-
feersuchen ausübt, zuständig für den Abschluss einer Verein-
barung nach § 56b Absatz 1 IRG-E. Da es sich dabei nicht
um den Abschluss eines völkerrechtlichen Vertrages im An-
wendungsbereich des Artikels 32 des Grundgesetzes han-
delt, ist es möglich und auch sinnvoll, den Landesbehörden,
soweit sie die Befugnis zur Bewilligung des Vollstreckungs-
hilfeersuchens ausüben, die Kompetenz zum Abschluss
einer Vereinbarung über die Verwertung, Herausgabe und
Aufteilung des abgeschöpften Vermögens zuzuweisen. Hier-
bei handelt es sich um Fragen, die in einem engen Zusam-
menhang mit der Bewilligung des Ersuchens stehen. Nach
Nummer 8 der Vereinbarung der Bundesregierung mit den
Landesregierungen über die Zuständigkeit im Rechtshilfe-
verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegen-
heiten (neugefasst am 28. April 2004, Bundesanzeiger Num-
mer 100 vom 29. Mai 2004, S. 11494) setzen sich die
Landesregierungen in Fällen, denen besondere Bedeutung in
politischer, tatsächlicher oder rechtlicher Beziehung zu-
kommt, mit der Bundesregierung rechtzeitig ins Benehmen
und werden Bedenken der Bundesregierung Rechnung tra-
gen. Im Verhältnis zu Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on ist eine Vereinbarung nur ausnahmsweise zulässig, da das
Prinzip der hälftigen Teilung nach § 88f IRG-E vorgeht (vgl.
Begründung zu § 88f IRG-E). Daher ist eine Vereinbarung
nach § 56b IRG-E stets ein Fall von besonderer Bedeutung
im Sinne der Zuständigkeitsvereinbarung.

Eine solche Vereinbarung darf nur nach dem Prinzip der Ge-
genseitigkeit geschlossen werden, d. h. nur wenn auf Grund
der vom ersuchenden Staat gegebenen Zusicherung erwartet
werden kann, dass dieser einem vergleichbaren deutschen
Ersuchen entsprechen würde. Zur Beurteilung dieser Frage
kann auf die zu § 5 IRG durch die Rechtsprechung ent-

wickelten Grundsätze zurückgegriffen werden. Das Erfor-
dernis der Gegenseitigkeit bezieht sich nicht nur darauf, ob
eine Vereinbarung abgeschlossen werden darf, sondern be-
grenzt auch den Umfang ihres Inhalts: Sichert der ersuchen-
de Staat etwa zu, die Erlöse im umgekehrten Fall nach Ab-
zug entstandener Kosten hälftig zu teilen, darf maximal der
entsprechende Anteil an den ersuchenden Staat abgeführt
werden. Zudem sind, was sich auch aus § 1 Absatz 3 IRG er-
gibt, völkerrechtliche Vereinbarungen zu berücksichtigen.

Abgesehen davon steht es im freien Ermessen der Bewilli-
gungsbehörde, ob und mit welchem Inhalt eine Vereinbarung
über die Aufteilung der Vermögensabschöpfung abgeschlos-
sen werden soll. Zu Gunsten einer größeren flexiblen An-
wendung macht § 56b IRG-E keine weiteren Vorgaben.

Zu Absatz 2

§ 56b Absatz 2 IRG-E stellt Vereinbarungen über geschützte
Kulturgüter unter einen Einwilligungsvorbehalt des Beauf-
tragten der Bundesregierung für Kultur und Medien.

Nach Artikel 16 Absatz 3 Rb Einziehung ist der ersuchte
Staat nicht verpflichtet, auf der Grundlage des Ersuchens
vollstreckte Kulturgüter zu verkaufen oder herauszugeben,
wenn sie nach der Richtlinie 93/7/EWG des Rates vom
15. März 1993 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus
dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kultur-
gütern (ABl. L 74 vom 27. 3. 1993, S. 74, ABl. L 187 vom
10. 7. 2001, S. 43) geschützt sind. Diese Kulturgüter werden
nach nationalem Recht auf der Grundlage des Gesetzes zum
Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung
(BGBl. 1999 I S. 1754, BGBl. 2007 I S. 757, im Folgenden:
Kulturgutschutzgesetz) geschützt. § 1 des Kulturgutschutz-
gesetzes umfasst Kunstwerke und anderes Kulturgut – ein-
schließlich Bibliotheksgut –, deren Abwanderung ins Aus-
land einen wesentlichen Verlust für den deutschen
Kulturbesitz bedeuten würde. § 10 des Kulturgutschutzge-
setzes umfasst Archive, archivalische Sammlungen, Nach-
lässe und Briefsammlungen mit wesentlicher Bedeutung für
die deutsche politische sowie die Kultur- und Wirtschaftsge-
schichte. Die geschützten Gegenstände werden in den Bun-
desländern in ein „Verzeichnis national wertvollen Kulturgu-
tes“ bzw. ein „Verzeichnis national wertvoller Archive“
eingetragen. Die Ausfuhr oder das sonstige Verbringen ins
Ausland bedarf der Genehmigung (§ 1 Absatz 4 und § 10
Absatz 1 des Kulturgutschutzgesetzes). Hierüber entscheidet
der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien
nach Anhörung eines Sachverständigen-Ausschusses (§§ 5
und 12 des Kulturgutschutzgesetzes). Die Genehmigung
kann an Bedingungen geknüpft werden. Sie ist zu versagen,
wenn bei Abwägung der Umstände des Einzelfalles wesent-
liche Belange des deutschen Kulturbesitzes überwiegen (§ 1
Absatz 4 und § 10 Absatz 3 des Kulturgutschutzgesetzes).

Da auch die Herausgabe von geschützten Kulturgütern auf
der Grundlage einer Vereinbarung nach § 56b Absatz 1
IRG-E eine Ausfuhr, jedenfalls ein sonstiges Verbringen, im
Sinne von § 1 Absatz 4 und von § 10 Absatz 1 des Kultur-
gutschutzgesetzes darstellt, stehen entsprechende Vereinba-
rungen schon nach geltender Rechtslage unter dem Geneh-
migungsvorbehalt nach dem im Kulturgutschutzgesetz
vorgesehenen Verfahren. § 56b Absatz 2 Satz 1 IRG-E stellt
klar, dass die erforderliche Einwilligung vor dem Abschluss
der Vereinbarung mit dem ersuchenden Staat einzuholen ist.
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§ 56b Absatz 2 Satz 2 IRG-E trifft für den Fall der ver-
weigerten Zustimmung eine spezielle Regelung darüber,
wem die vollstreckten Kunstgegenstände zugute kommen.
Durch den (dynamischen) Verweis auf § 16 Absatz 3 Satz 2
des Kulturgutschutzgesetzes sind die Gegenstände an das
Land herauszugeben, in dem das Kulturgut oder Archivgut
durch die Eintragung in das Verzeichnis geschützt ist oder
seine Eintragung eingeleitet war. Wird die Zustimmung zu
dem Abschluss der Vereinbarung mit dem ersuchenden
Staat erteilt, bleibt es bei dem dargestellten Grundsatz, dass
der Erlös derjenigen Körperschaft zufließt, die auch im Fal-
le einer von einem deutschen Gericht erlassenen Anord-
nung des Verfalls oder der Einziehung den Betrag erhalten
würde.

Zu § 57 (Vollstreckung)

Zu den Absätzen 1 und 4 sowie zur Überschrift

Nach § 57 Absatz 5 IRG in der geltenden Fassung richtet
sich der Vollzug der umgewandelten Sanktion nach den Vor-
schriften, die auf eine im Geltungsbereich des Gesetzes ver-
hängte Sanktion anwendbar wären. Der Begriff des „Vollzu-
ges“ soll durch den auch sonst in § 57 IRG verwendeten
Oberbegriff der „Vollstreckung“ ersetzt werden. In der Ter-
minologie der Strafprozessordnung wird der Begriff der
Vollstreckung einheitlich für die Durchsetzung sämtlicher
Sanktionen verwendet (vgl. § 449 ff. StPO).

Die Neufassung soll § 57 Absatz 4 IRG ersetzen. Diese Vor-
schrift bestimmt bislang, dass für die Vollstreckung einer
Sanktion, die in eine nach dem Jugendgerichtsgesetz zuläs-
sige Sanktion umgewandelt worden ist, die Vorschriften des
Jugendgerichtsgesetzes entsprechend gelten. Damit soll die
besondere Zuständigkeit des Jugendrichters nach § 82
Absatz 1 Satz 1 JGG begründet werden (vgl. Bundestags-
drucksache 9/1338 S. 116). Der Jugendrichter ist auch Voll-
streckungsleiter, wenn gegen einen Heranwachsenden unter
Anwendung von Jugendstrafrecht eine nach dem Jugendge-
richtsgesetz zulässige Maßnahme oder eine Jugendstrafe
verhängt wurde (§ 110 Absatz 1 JGG). Da die Zuständig-
keitsbestimmung eine Spezialregelung gegenüber § 57
Absatz 1 IRG darstellt, soll die Klarstellung künftig in
Absatz 1 erfolgen. Die allgemeine, auch die Sanktionen nach
dem Jugendstrafrecht umfassende Vorschrift über die An-
wendbarkeit der vollstreckungsrechtlichen Vorschriften
kann daher in § 57 Absatz 4 IRG-E gefasst werden.

Zu Absatz 5

Nach Absatz 5 ist die Vollstreckung eines Geldbetrages ein-
zustellen oder zu beschränken, wenn der Verurteilte eine
Urkunde vorlegt, aus der sich ergibt, dass die Anordnung in
einem anderen Staat vollstreckt wurde. Das Gleiche gilt,
wenn die Vollstreckungsbehörde auf andere Weise von der
Vollstreckung im Ausland Kenntnis erlangt. Diese Kenntnis
muss zuverlässig sein, etwa durch eine entsprechende Mit-
teilung des ersuchenden Staates.

Neben den Einstellungsgründen, die sich durch die Verwei-
sung in der Justizbeitreibungsordnung auf die Vorschriften
der Zivilprozessordnung ergeben (z. B. § 775 ZPO), dient
diese Vorschrift der Klarstellung, dass auch Vollstreckun-
gen im Ausland anzurechnen sind. § 54 Absatz 4 IRG

bestimmt die Anrechnung der Teilvollstreckung im ge-
richtlichen Exequaturverfahren. § 57 Absatz 5 IRG-E er-
gänzt diese Regelung für Vollstreckungen, die im An-
schluss an das gerichtliche Exequaturverfahren im Ausland
erfolgen.

Zu Absatz 7

Bislang verpflichtet § 55 Absatz 3 Satz 5 IRG das Gericht,
welches eine ausländische Anordnung des Verfalls für voll-
streckbar erklärt hat, bei Anhaltspunkten für das Bestehen
eines Entschädigungsanspruches nach § 56a IRG die Ent-
scheidung an das Gericht weiterzuleiten, das für die aus der
Tat folgenden zivilrechtlichen Ansprüche zuständig ist, da-
mit dieses den Verletzten über die Exequaturentscheidung
unterrichtet.

Im Zuge der Reform des § 56a IRG soll diese Informations-
pflicht anders ausgestaltet werden.

Zukünftig ist die nach § 57 Absatz 1 IRG zuständige Voll-
streckungsbehörde zu einer Belehrung über die Rechte aus
§ 56a IRG-E verpflichtet. Diese Belehrungspflicht entsteht,
wenn sich aus der vollstreckten ausländischen Anordnung
des Verfalls Anhaltspunkte dafür ergeben, dass eine
bestimmte Person Schadenersatzansprüche gegen den Ver-
urteilten haben könnte. Die Vollstreckungsbehörde ist nicht
verpflichtet, eigene Ermittlungen darüber anzustellen, ob
es Personen gibt, die Schadenersatzansprüche geltend ma-
chen können. Maßgebend ist allein, ob sich Anhaltspunkte
auf einen namentlich bekannten Anspruchsinhaber aus der
vollstreckten ausländischen Verfallsanordnung ergeben.
Auch werden Nachforschungen zur Identität des Verletzten
oder zu seinem Aufenthaltsort nicht verlangt. Solche Nach-
forschungen wären insbesondere im Ausland mit einem un-
verhältnismäßigen Aufwand verbunden. Es reicht daher
aus, wenn die Vollstreckungsbehörde die vollstreckte Ent-
scheidung und ihre Begründung daraufhin prüft, ob Ver-
letzte der Tat namentlich bezeichnet sind und wenn sie die-
se Personen (bzw. ihre Vertreter) durch einfachen Brief an
die letzte bekannte Anschrift über die Rechte nach § 56a
IRG-E belehrt. Rechtsfragen sind nicht eingehend zu prü-
fen. Im Zweifel, ob Schadenersatzansprüche – gar bei An-
wendung fremden Rechts – bestehen, ist die Belehrung zu
erteilen.

Die Belehrungspflicht entsteht unverzüglich nach Beendi-
gung der Vollstreckung. Die Belehrung hat auch später un-
verzüglich zu erfolgen, sobald sie aus tatsächlichen Gründen
durchgeführt werden kann (etwa weil die Vollstreckungsbe-
hörde im Nachhinein von der Identität oder vom Aufent-
haltsort des Verletzten Kenntnis erlangt). Da nach Ablauf der
in § 56a Absatz 4 genannten Frist die Entschädigung im Er-
messen der Vollstreckungsbehörde steht, soll es ab diesem
Zeitpunkt ebenfalls in ihr Ermessen gestellt werden, ob noch
eine Belehrung über die Rechte erfolgen soll. Dabei kann sie
ihre Entscheidung davon abhängig machen, ob trotz Ablaufs
der Frist noch eine Entschädigungsleistung in Betracht
kommt.

Es ist vorgesehen, eine entsprechende Musterbelehrung be-
reitzuhalten, die z. B. in den RiVASt abgebildet werden
kann.



Drucksache 16/12320 – 28 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

Zu § 57a (Kosten der Vollstreckung)

§ 57a IRG-E enthält eine Regelung, die der Kostengrundent-
scheidung bei einem vergleichbaren inländischen Verfahren
entspricht.

Nach § 464 StPO enthalten Urteile bzw. das Urteil ersetzen-
de Beschlüsse eine Entscheidung darüber, wer die Kosten
des Verfahrens zu tragen hat. Zu den Kosten des Verfahrens
gehören nach § 464a Absatz 1 Satz 2 StPO auch die Kosten
der Vollstreckung. Ausländische Entscheidungen enthalten
nicht notwendigerweise auch eine Kostengrundentschei-
dung über die Vollstreckung. Daher ist eine gesetzliche Re-
gelung erforderlich, die die Vollstreckung ausländischer Ur-
teile kostenrechtlich der Vollstreckung inländischer Urteile
gleichstellt.

Durch die Neuregelung wird sichergestellt, dass von dem
Verurteilten auch im Rahmen der Vollstreckung einer auslän-
dischen Entscheidung diejenigen Kosten erhoben werden
können, für die das nationale Recht bei der Vollstreckung in-
ländischer Erkenntnisse Kostentatbestände vorsieht:

– Für die Vollstreckung von Freiheitsstrafen sieht § 50 des
Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der frei-
heitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Siche-
rung (StVollzG) die Erhebung eines Haftkostenbeitrages
vor, von der unter den in § 50 Absatz 1 Satz 2 StVollzG
genannten Umständen abgesehen werden kann. Für die Si-
cherungsverwahrung (vgl. § 130 StVollzG) gelten diesel-
ben Prinzipien. Bei der Vollstreckung einer Unterbringung
in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Ent-
ziehungsanstalt modifiziert § 138 Absatz 2 StVollzG die
Voraussetzungen für die Erhebung des Kostenbeitrags.

– Für die Vollstreckung von Geldstrafen und Nebenfolgen,
die zu einer Geldzahlung verpflichten, wie etwa die Ein-
ziehung des Wertersatzes (§ 74c StGB) verweist § 459
StPO (in Verbindung mit § 459g Absatz 2 StPO) auf die
Justizbeitreibungsordnung. Diese sieht im Hinblick auf
die Kosten der Vollstreckung in § 11 der Justizbeitrei-
bungsordnung eine entsprechende Anwendung der Vor-
schriften des Gerichtskostengesetzes (GKG) bei der
Pfändung von Forderungen oder anderen Vermögens-
rechten und eine entsprechende Anwendung der Vor-
schriften des Gerichtsvollzieherkostengesetzes bei der
Tätigkeit des Vollziehungsbeamten vor.

– Für die Vollstreckung des Verfalls, der Einziehung oder
der Unbrauchbarmachung einer Sache gilt dies ebenso
durch den Verweis in § 459g Absatz 1 Satz 2 StPO auf
die Vorschriften der Justizbeitreibungsordnung.

– Auch für die Vollstreckung einer Bußgeldentscheidung
eines deutschen Gerichts ist § 459 StPO einschlägig, vgl.
§ 91 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG).
Vollstreckt eine deutsche Verwaltungsbehörde gemäß § 92
OWiG einen rechtskräftigen Bußgeldbescheid, werden die
Kosten der Vollstreckung hingegen durch die Verweisung
in § 90 Absatz 1 OWiG in Verbindung mit § 19 des Ver-
waltungs-Vollstreckungsgesetzes nach § 337 Absatz 1 und
nach den §§ 338 bis 346 der Abgabenordnung erhoben.

Durch den Entwurf soll der Verurteilte nur verpflichtet wer-
den, die Kosten der Vollstreckung zu tragen. Das Exequatur-
verfahren nach dem IRG bleibt gerichtskostenfrei (Um-
kehrschluss aus § 1 Satz 1 GKG).

Auch Justizverwaltungskosten, die im Rechtshilfeverkehr
mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten – etwa
im Bewilligungsverfahren – anfallen, hat der Verurteilte
nach wie vor nicht zu tragen (§ 6 Absatz 3 der Justizverwal-
tungskostenordnung). Dies schließt die im Zusammenhang
mit der Überstellung aus dem Ausland anfallenden Kosten
der Vollstreckungsbehörde (z. B. Reise- und Personalkosten)
ein. Derartige Kosten können zurzeit auch nicht im Rahmen
des § 50 StVollzG oder nach dem GKG – quasi als Vollstre-
ckungskosten im weiteren Sinne – geltend gemacht werden.
Die Auslagentatbestände des GKG sind auf Verfahren nach
dem IRG nicht anwendbar (vgl. § 1 GKG). Die vorgeschla-
gene abstrakte Kostentragungspflicht führt in der Frage der
Überstellungskosten daher zunächst zu keiner Änderung der
Rechtslage. Im Zuge der Umsetzung des Rahmenbeschlus-
ses 2008/909/JI des Rates vom 27. November 2008 über die
Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerken-
nung auf Urteile in Strafsachen, durch die eine freiheits-
entziehende Strafe oder Maßnahme verhängt wird, für die
Zwecke ihrer Vollstreckung in der Europäischen Union
(ABl. L 327 vom 5. 12. 2008, S. 27) wird zu erwägen sein,
ob und unter welchen Voraussetzungen eine gesetzliche Re-
gelung zur Auferlegung von Überstellungskosten geschaffen
werden soll.

Zu § 58 (Sicherung der Vollstreckung)

Da § 58 IRG in den Absätzen 1 und 2 nicht nur die Haft zur
Sicherung der Vollstreckung, sondern in Absatz 3 auch ande-
re Maßnahmen regelt, ist der alleinige Hinweis in der Über-
schrift auf die Haft zu entfernen.

Zu § 61b (Gemeinsame Ermittlungsgruppen)

§ 93 IRG sieht nur für den Rechtshilfeverkehr mit Mitglied-
staaten der Europäischen Union eine Ermächtigung zur Bil-
dung gemeinsamer Ermittlungsgruppen vor. Zusätzlich soll
im allgemein anwendbaren Teil des IRG eine Regelung ein-
gefügt werden, die den Anwendungsbereich auch auf den
Rechtshilfeverkehr mit Staaten außerhalb der Europäischen
Union ausdehnt.

Die Änderungen sollen die Ratifikation des Zweiten Zusatz-
protokolls zum Europäischen Rechtshilfeübereinkommen
vorbereiten. Dieses Zusatzprotokoll wurde von der Bundes-
republik Deutschland am 8. November 2001 unterzeichnet
und enthält zum einen Vereinfachungen des allgemeinen
Rechtshilfeverfahrens und zum anderen ergänzende Rege-
lungen, etwa zur Vernehmung per Videokonferenz, zu ver-
deckten Ermittlungen und zur Bildung gemeinsamer Ermitt-
lungsgruppen.

Ein Umsetzungsbedarf besteht lediglich darin, die bestehen-
de Ermächtigungsgrundlage zur Bildung von gemeinsamen
Ermittlungsgruppen auf den Rechtshilfeverkehr mit anderen
Vertragsstaaten des Übereinkommens zu erweitern. Im
Rechtshilfeverkehr mit Mitgliedstaaten der Europäischen
Union wurde in Artikel 13 EU-RhÜbk eine völkerrechtliche
Vereinbarung zur Bildung von gemeinsamen Ermittlungs-
gruppen getroffen. Ergänzend bezieht der Rahmenbeschluss
2002/465/JI des Rates der Europäischen Union vom 13. Juni
2002 über gemeinsame Ermittlungsgruppen (ABl. L 162
vom 20. 6. 2002, S. 1) diejenigen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union ein, die das EU-Rechtshilfeübereinkommen
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noch nicht ratifiziert haben. Eine Umsetzung dieser Rechts-
akte erfolgte durch das Gesetz vom 22. Juli 2005 (BGBl. I
S. 2189) in § 83k IRG, der dem Wortlaut des § 93 IRG ent-
spricht. Wortlaut und Gesetzessystematik beschränken die
Regelung im Zehnten Teil des IRG auf den Rechtshilfever-
kehr mit Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Um den
Anwendungsbereich auf den Rechtshilfeverkehr mit anderen
Vertragsstaaten des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäi-
schen Rechtshilfeübereinkommen zu erweitern, ist es erfor-
derlich, zusätzlich eine im Wortlaut angepasste Regelung im
Fünften Teil des IRG aufzunehmen.

Voraussetzung für die Bildung einer gemeinsamen Ermitt-
lungsgruppe ist nach § 61b Absatz 1 IRG-E das Vorliegen
einer völkerrechtlichen Vereinbarung. Im Verhältnis zu den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union bleibt die gesetz-
liche Grundlage zur Bildung der gemeinsamen Ermittlungs-
gruppe in § 93 IRG erhalten (vgl. hierzu auch die Begrün-
dung zu § 93 IRG-E).

Neben der Erweiterung des Anwendungsbereichs auf weite-
re Staaten entsprechen Art und Umfang der gesetzlichen Er-
mächtigung zur Bildung von gemeinsamen Ermittlungs-
gruppen der gesetzlichen Regelung für den Rechtshilfever-
kehr mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Zur
Begründung der Regelungen in den Absätzen 1 bis 4 wird
daher auf die Ausführungen in der Gesetzesbegründung zu
§ 83k IRG a. F. (Bundestagsdrucksache 15/4232 S. 9) ver-
wiesen. Zusätzlich soll die Vorschrift geschlechtsneutral for-
muliert werden (vgl. hierzu auch die Begründung zu § 93
IRG-E).

Zu § 61c (Audiovisuelle Vernehmung)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Ein-
fügung der Regelung über die gemeinsamen Ermittlungs-
gruppen in § 61b IRG-E.

Zu § 67a (Rechtshilfe für internationale Strafgerichtshöfe,
zwischen- und überstaatliche Einrichtungen)

Durch Artikel 5 des Gesetzes zur Ausführung des Römi-
schen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofes
(BGBl. 2002 I S. 2144) wurde die bisherige Regelung über
die Zulässigkeit der Rechtshilfe für zwischen- und über-
staatliche Einrichtungen durch eine Regelung über die Zu-
sammenarbeit mit internationalen Strafgerichtshöfen er-
setzt. Hierdurch war die Rechtshilfe für Einrichtungen der
Vereinten Nationen auf Ersuchen internationaler Straf-
gerichtshöfe vom Wortlaut nicht mehr erfasst. Die Bundes-
republik Deutschland kann jedoch auf Grund eines Be-
schlusses des Sicherheitsrates nach dem VII. Kapitel der
UN-Charta verpflichtet werden, entsprechenden Organisati-
onen der Vereinten Nationen Unterstützung durch Rechts-
hilfe zu leisten. Daher soll die geltende Norm durch eine of-
fene Regelung ersetzt werden, die auch die Rechtshilfe mit
zwischen- und überstaatlichen Einrichtungen ausdrücklich
mit einbezieht.

Zu § 71a (Vereinbarung über die Verwertung, Herausgabe
und Aufteilung des abgeschöpften Vermögens)

Die Vorschrift gibt den Bewilligungsbehörden die Befugnis,
auch bei ausgehenden Ersuchen mit dem ersuchten Staat
eine Vereinbarung über die Aufteilung der Vermögensab-

schöpfung zu treffen. Die Regelung in § 56b IRG-E gilt ent-
sprechend.

Zu § 74a (Internationale Strafgerichtshöfe, zwischen- und
überstaatliche Einrichtungen)

Die Ergänzung in § 74a IRG-E um zwischen- und überstaat-
liche Einrichtungen beruht auf den gleichen Erwägungen
wie die Ergänzung in § 67a IRG-E.

Zu § 81 (Auslieferung zur Verfolgung oder zur
Vollstreckung)

§ 81 IRG betrifft eine Regelung über den Europäischen Haft-
befehl. In § 81 Nummer 4 IRG wird schon in der jetzigen
Fassung bestimmt, dass die beiderseitige Strafbarkeit bei den
sogenannten Listendelikten (Artikel 2 Absatz 2 des Rb
EuHb) nicht geprüft wird. Durch die Bezugnahme auf die
Regelung im Rb EuHb folgt, dass die Vorschrift bereits in
der geltenden Fassung dahingehend auszulegen ist, die bei-
derseitige Strafbarkeit nur dann nicht zu prüfen, wenn nach
dem Recht des ersuchenden Staates für das Delikt im
Höchstmaß eine freiheitsentziehende Sanktion von mindes-
tens drei Jahren angedroht wird (was auch regelmäßig der
Fall sein wird). Artikel 6 Absatz 1 Rb Einziehung und
Artikel 3 Absatz 2 Rb Sicherstellung sehen ebenfalls Baga-
tellgrenzen vor, nicht hingegen Artikel 5 Absatz 1 Rb Geld-
strafen. Daher erscheint es sinnvoll, die Umsetzung des Rb
Einziehung zum Anlass für eine gesetzliche Klarstellung zu
nehmen. Die weiteren Änderungen sind sprachlicher und
rechtsförmlicher Art.

Zu § 88 (Grundsatz)

Satz 1 sieht einen Vorrang der §§ 88a bis 88f für eingehende
Ersuchen um Vollstreckung einer Anordnung des Verfalls
oder der Einziehung nach Maßgabe des Rb Einziehung vor.
Wie auch in § 48 ff. IRG werden bei der Verwendung der Be-
griffe Verfall und Einziehung die Maßnahmen verstanden,
die unter der Überschrift „Verfall und Einziehung“ im Sie-
benten Titel des Dritten Abschnitts im Strafgesetzbuch
(§§ 73 bis 76a StGB) aufgeführt sind. Daher sind auch sol-
che Ersuchen nach § 88 ff. IRG-E zu behandeln, die sich auf
den Verfall des Wertersatzes (§ 73a StGB), den erweiterten
Verfall (§ 73d StGB), die erweiterte Einziehung (§ 74a
StGB), die Einziehung des Wertersatzes (§ 74c StGB) und
die Einziehung von Schriften und Unbrauchbarmachung
(§ 74d StGB) beziehen oder selbständig angeordnet wurden
(§ 76a StGB).

Aus Satz 2 ergibt sich, dass neben § 88a ff. IRG-E ergänzend
der Erste, Vierte und Siebente Teil des IRG gelten. Damit
wird der Rb Einziehung innerhalb des bereits bestehenden
Systems der Vollstreckungshilfe in § 48 ff. IRG umgesetzt.
Die erleichterten Voraussetzungen des § 88a ff. IRG-E
gelten nur, wenn das Ersuchen nach Maßgabe des
Rb Einziehung unter Verwendung des vorgesehenen Formu-
lars gestellt wurde. Ersuchen, die nicht dieser Maßgabe ent-
sprechen, können weiterhin nach den Vorschriften des Vier-
ten Teils als zulässig behandelt werden, z. B. wenn der
Anwendungsbereich des Rahmenbeschlusses nach Artikel 2
Buchstabe a nicht eröffnet ist, weil ein nicht für strafrecht-
liche Angelegenheiten zuständiges Gericht die Maßnahme
angeordnet hat und der Anordnung eine mit Strafe bedrohte
Tat zugrunde liegt (vgl. § 48 Satz 2 IRG).
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Zu § 88a (Voraussetzungen der Zulässigkeit)

Zu Absatz 1

Absatz 1 benennt die Voraussetzungen der Bewilligung, die
modifizierend an die Stelle der Voraussetzungen des § 49
Absatz 1 IRG treten. Ein Ersuchen nach Maßgabe des Rah-
menbeschlusses liegt nur vor, wenn ein ausländisches Ge-
richt im Rahmen eines Strafverfahrens eine Anordnung
erlassen hat, die der inländischen Maßnahme eines Verfalls
oder einer Einziehung entspricht (vgl. Artikel 2 Rb Ein-
ziehung) und die in Artikel 4 Rb Einziehung vorgesehene
Bescheinigung beigefügt wurde.

Im Einzelnen:

1. Nach § 88a Absatz 1 Nummer 1 IRG-E muss das Ersu-
chen einer zuständigen Behörde des anderen Mitglied-
staates unter Vorlage der in § 88b IRG-E genannten
Unterlagen eingegangen sein. Welche Behörde des ersu-
chenden Mitgliedstaates zuständig ist, ergibt sich aus der
Notifikation des ersuchenden Mitgliedstaates nach
Artikel 3 Rb Einziehung.

2. Die Vollstreckung ist nach § 88a Absatz 1 Nummer 2
IRG-E nur zulässig, wenn auch nach deutschem Recht
gegebenenfalls bei sinngemäßer Umstellung des Sach-
verhaltes wegen der Tat eine Anordnung des Verfalls
oder der Einziehung hätte getroffen werden können. Bei
der Prüfung der Frage, ob die ausländische Anordnung
mit den Vorgaben des deutschen Rechts vereinbar ist,
sind grundsätzlich alle Vorschriften des Siebenten Titels
des Dritten Abschnitts im Strafgesetzbuch (§§ 73 bis
76a) einzubeziehen; soweit sie einen Beurteilungsspiel-
raum eröffnen, ist entscheidend, dass die im Ausland ver-
hängte Sanktion in vertretbarer Weise hätte verhängt wer-
den können. Zulässig ist auch die Vollstreckung einer
ausländischen Anordnung des Verfalls oder der Einzie-
hung, wenn sie nach deutschem Recht unter den erweiter-
ten Voraussetzungen der §§ 73d, 74a StGB möglich ge-
wesen wäre oder sich auf den Wertersatz beziehen
(§§ 73a, 74c StGB). Die ausländische Entscheidung ist
unabhängig von der im ersuchenden Staat gewählten
Rechtsgrundlage umfassend nach den §§ 73 bis 76 StGB
zu prüfen. Es ist daher z. B. unschädlich, wenn die An-
ordnung im Ausland als Einziehung bezeichnet wird,
obwohl sie nach deutschem Recht als Verfall ergangen
wäre. Beschränkungen nach dem Jugendgerichtsgesetz
bei der Verhängung von Maßnahmen gegen Jugendliche
und Heranwachsende sind hingegen ebenso zu beachten
wie die besonderen Voraussetzungen der Zurechnung
nach § 73 Absatz 3 StGB und § 75 StGB bei der Voll-
streckung von Anordnungen gegen juristische Personen.

Durch die Regelung wird sichergestellt, dass gerichtlich
überprüft wird, ob sich das Ersuchen auf eine Einziehungs-
entscheidung im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 Rb Ein-
ziehung in Verbindung mit Artikel 2 Rb Einziehung bezieht.
Das deutsche Recht entspricht in den §§ 73, 74 StGB der
Definition der Einziehungsentscheidung gemäß Artikel 2
Buchstabe c bis f. Es erlaubt auch alle Maßnahmen, die nach
dem mit dem Rb Einziehung zusammenhängenden Rahmen-
beschluss 2005/212/JI über die Einziehung von Erträgen,
Tatwerkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten
vorgesehen sein müssen (vgl. die Ausführungen unter Num-
mer IV). Daher kann und sollte die Prüfung, ob ein Ersuchen

nach Artikel 7 Rb Einziehung der Anerkennungspflicht un-
terliegt, nach Maßgabe des deutschen Rechts erfolgen. Diese
Systematik gewährleistet insbesondere auch, dass erweiterte
Einziehungsentscheidungen im Einklang mit den §§ 73d,
74a StGB vollstreckt werden können.

Soweit die Anordnung eines Verfalls eine unbillige Härte
(§ 73c StGB) oder die Anordnung der Einziehung unverhält-
nismäßig (§ 74b StGB) wäre, kann ein entsprechendes Ersu-
chen rahmenbeschlusskonform abgelehnt werden, da durch
die Vollstreckung die Grundrechte und die allgemeinen
Rechtsgrundsätze nach Artikel 6 des Vertrages über die
Europäische Union (EUV) verletzt würden (Artikel 1
Absatz 2 Rb Einziehung).

Zudem sieht das deutsche Recht im Grundsatz vor, dass der
Gegenstand, auf den sich der Verfall oder die Einziehung be-
zieht, dem Verurteilten gehören muss. Entspricht ein auslän-
disches Ersuchen nicht diesen Vorgaben, kann es im Ein-
klang mit Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d Rb Einziehung
abgelehnt werden. Darüber hinaus erlaubt das deutsche
Recht etwa unter den Voraussetzungen des § 73 Absatz 4
StGB den Verfall und unter den Voraussetzungen des § 74
Absatz 2 Nummer 2 StGB auch die Einziehung fremder Ge-
genstände. Insoweit geht die Umsetzung über die Anforde-
rungen des Rahmenbeschlusses hinaus und gewährleistet,
dass Vollstreckungshilfe im Verhältnis zu anderen EU-Mit-
gliedstaaten im gleichen Umfang geleistet wird wie im Ver-
hältnis zu Nicht-EU-Staaten (vgl. § 49 Absatz 1 Nummer 3
IRG). Dies hat insbesondere zur Folge, dass auch bei fehlen-
der Strafbarkeit der im Ausland begangenen Tat nach deut-
schem Recht die Eigentumsverhältnisse in den Grenzen des
§ 73 Absatz 4 StGB nicht geprüft werden (vgl. auch § 88a
Absatz 2 Nummer 1 IRG-E). Damit wird eine Abschöpfung
ermöglicht, wenn die Übereignung des Vermögensgegen-
standes auf den Täter nichtig ist, was sonst gegebenenfalls
nach ausländischem Recht zu bewerten wäre.

Unbeachtlich ist – wie in § 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG –, ob
Verfahrenshindernisse nach deutschem Recht wie etwa ein
fehlender Strafantrag vorliegen. Zur Frage der Verjährung
trifft § 88a Absatz 2 Nummer 4 IRG-E jedoch eine Sonder-
regelung. Die sinngemäße Umstellung des Sachverhalts
richtet sich nach den Grundsätzen, die zu § 3 Absatz 2 IRG
entwickelt wurden.

Wie im Rahmen des § 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG wird fer-
ner § 73 Absatz 1 Satz 2 StGB nicht geprüft. Es bleibt also
unbeachtlich, ob dem Verletzten aus der Tat ein Anspruch er-
wachsen ist, dessen Erfüllung dem Täter oder Teilnehmer
den Wert des aus der Tat Erlangten entziehen würde. Die
maßgeblichen Gründe des historischen Gesetzgebers für die
Ausnahme von § 73 Absatz 1 Satz 2 StGB gelten auch für
den Bereich des Vollstreckungshilfeverkehrs mit EU-Mit-
gliedstaaten: Wie das Verhältnis zwischen geltend ge-
machten Schadenersatzansprüchen Dritter einerseits und der
strafrechtlichen Vermögensabschöpfung andererseits aus-
zugestalten ist, sollte in diesen Fällen dem jeweiligen auslän-
dischen Recht überlassen bleiben (vgl. Bundestagsdruck-
sache 12/3533 S. 20).

a) Im Grundsatz bleibt weiterhin zu prüfen, ob durch den in
der ausländischen Entscheidung festgestellten Sachver-
halt eine rechtswidrige Tat im Sinne des § 73 StGB (Ver-
fall) oder eine vorsätzliche Straftat im Sinne des § 74
StGB (Einziehung) verwirklicht wurde. Eine Erleichte-
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rung des Vollstreckungshilfeverkehrs mit EU-Staaten
wird es dadurch geben, dass gemäß § 88a Absatz 1
Nummer 2 Buchstabe a IRG-E die Frage der beiderseiti-
gen Strafbarkeit nicht zu prüfen ist, wenn die dem Ersu-
chen zugrunde liegende Tat nach dem Recht des ersu-
chenden Staates mit einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß
von mindestens drei Jahren bedroht ist und als Straftat de-
finiert ist, die in der Liste des Artikels 6 Absatz 1
Rb Einziehung aufgeführt ist.

aa) Auch wenn das Vorliegen einer Straftat bei einer
Einordnung des Sachverhalts durch den ersuchenden
Mitgliedstaat als „Listendelikt“ zu unterstellen ist,
bleibt nach Maßgabe von § 88a Absatz 1 Nummer 2
IRG-E zu prüfen, ob wegen der Tat eine Anordnung
des Verfalls oder der Einziehung auch nach deut-
schem Recht hätte getroffen werden können. Werden
bei dieser Prüfung ausschließlich die Voraussetzun-
gen von § 73 StGB (Verfall) oder § 74 StGB (Einzie-
hung) angewendet, ist eine rechtliche Würdigung der
Tat nach deutschem Recht nicht notwendig, da diese
Maßnahmen bei Vorliegen jeder Art von Straftat ge-
troffen werden können. Ein auf eine solche Maßnah-
me gerichtetes Ersuchen ist also nach Maßgabe von
§ 88a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a unabhängig
von der Strafbarkeit nach deutschem Recht zu be-
handeln.

Eine Ausnahme gilt jedoch, wenn die Vollstreckung
der Anordnung nur bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen des § 73d StGB (erweiterter Verfall) oder des
§ 74a StGB (erweiterte Einziehung) für zulässig er-
klärt werden kann. Diese Maßnahmen sind nach
deutschem Recht nicht bei jeder Straftat zulässig,
sondern nur, wenn das Gesetz dies ausdrücklich an-
ordnet. Insoweit muss eine rechtliche Würdigung
des Sachverhalts vorgenommen werden. Dies lässt
der Rahmenbeschluss zu. Soweit der Entwurf vor-
sieht, dass eine Maßnahme auch dann unter den er-
leichterten Voraussetzungen des § 88 ff. IRG-E
vollstreckt werden soll, wenn die Maßnahme im
deutschen Recht als erweiterte Einziehung nach
§ 74a StGB zu bewerten ist, geht die Umsetzung
über die Verpflichtungen des Rahmenbeschlusses hi-
naus. Was die erweiterten Verfallsanordnungen nach
§ 73d StGB angeht, verpflichtet der Rahmenbe-
schluss nur zur Anerkennung und Vollstreckung sol-
cher Entscheidungen, denen bestimmte Taten nach
dem – von Artikel 6 Absatz 1 Rb Einziehung abwei-
chenden – Katalog des Artikels 3 RB 2005/212/JI
zugrunde liegen (vgl. die Ausführungen unter
Nummer IV zu Artikel 3 RB 2005/212/JI und unter
Nummer V zu Artikel 7 Absatz 5 Rb Einziehung).
Auf Grund des in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe g
Rb Einziehung geregelten Verweigerungsgrundes
können die Mitgliedstaaten prüfen, ob die Handlung
nach ihrem Recht als Tat zu werten ist, die nicht un-
ter den Katalog des Artikels 3 RB 2005/212/JI fällt.
Da das deutsche Recht eine Strafbarkeit aller darin in
Bezug genommenen Handlungen vorsieht, ist aus-
geschlossen, dass die Prüfung der rechtlichen Ein-
ordnung im Einzelfall zu einem Bruch mit der
Verpflichtung zur Anerkennung erweiterter Ver-
fallsanordnungen wegen der in Artikel 3 RB 2005/

212/JI genannten Taten führt. Im Einklang mit dem
Rb Einziehung ist ein Ersuchen um Vollstreckung ei-
nes erweiterten Verfalls oder einer erweiterten Ein-
ziehung somit abzulehnen, wenn die der Anordnung
zugrunde liegende Handlung nicht nach deutschem
Recht strafbar ist oder zwar unter einen Straftatbe-
stand fällt, dieser aber nicht auf die §§ 73d, 74a
StGB verweist.

Nach Artikel 8 Absatz 3 Rb Einziehung ist die An-
ordnung aber wenigstens insoweit zu vollstrecken,
als sie nach dem Recht des ersuchten Staates hätte
angeordnet werden können. Dies bedeutet: Werden
in der ausländischen Anordnung nicht nur Vermö-
genswerte für verfallen erklärt, die keiner konkreten
Straftat zugeordnet werden können (§ 73d StGB),
sondern auch Vermögenswerte aus einer nachweis-
baren Tat (§ 73 StGB), dann muss das Ersuchen we-
nigstens insoweit unabhängig von der beiderseitigen
Strafbarkeit der nachweisbaren Tat behandelt wer-
den. Entsprechendes gilt, wenn sich die ausländische
Anordnung nicht nur auf Gegenstände bezieht, die
im Eigentum einer anderen als der verurteilten Per-
son stehen (§ 74a StGB).

bb) Gemäß Artikel 6 Absatz 1 Rb Einziehung ist bei
Ersuchen, die nicht auf einen erweiterten Verfall
oder eine erweiterte Einziehung gerichtet sind, das
Vorliegen der beiderseitigen Strafbarkeit bei folgen-
den Delikten nicht zu prüfen, wenn sie nach dem
Recht des ersuchenden Staates mit einer Freiheits-
strafe im Höchstmaß von mindestens drei Jahren be-
droht sind:

– Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung,

– Terrorismus,

– Menschenhandel,

– sexuelle Ausbeutung von Kindern und Kin-
derpornografie,

– illegaler Handel mit Drogen und psychotropen
Stoffen,

– illegaler Handel mit Waffen, Munition und
Sprengstoffen,

– Korruption,

– Betrugsdelikte, einschließlich Betrugs zum
Nachteil der finanziellen Interessen der Europäi-
schen Gemeinschaften im Sinne des Überein-
kommens vom 26. Juli 1995 über den Schutz der
finanziellen Interessen der Europäischen Ge-
meinschaften,

– Wäsche von Erträgen aus Straftaten,

– Geldfälschung, einschließlich der Euro-Fäl-
schung,

– Cyberkriminalität,

– Umweltkriminalität einschließlich des illegalen
Handels mit bedrohten Tierarten oder mit be-
drohten Pflanzen- und Baumarten,

– Beihilfe zur illegalen Einreise und zum illegalen
Aufenthalt,

– vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung,
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– illegaler Handel mit menschlichen Organen und
menschlichem Gewebe,

– Entführung, Freiheitsberaubung und Geiselnah-
me,

– Rassismus und Fremdenfeindlichkeit,

– Diebstahl in organisierter Form oder mit Waffen,

– illegaler Handel mit Kulturgütern, einschließlich
Antiquitäten und Kunstgegenständen,

– Betrug,

– Erpressung und Schutzgelderpressung,

– Nachahmung und Produktpiraterie,

– Fälschung von amtlichen Dokumenten und Han-
del damit,

– Fälschung von Zahlungsmitteln,

– illegaler Handel mit Hormonen und anderen
Wachstumsförderern,

– illegaler Handel mit nuklearen und radioaktiven
Substanzen,

– Handel mit gestohlenen Fahrzeugen,

– Vergewaltigung,

– Brandstiftung,

– Verbrechen, die in die Zuständigkeit des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs fallen,

– Flugzeug-/Schiffsentführung,

– Sabotage.

Die Vorschrift orientiert sich in der Systematik an
§ 81 Nummer 4 und § 94 Absatz 1 Nummer 1 IRG.
Sie setzt Artikel 6 Absatz 1 Rb Einziehung um. Der
Rat der Europäischen Union hat nach Artikel 6
Absatz 2 Rb Einziehung die Möglichkeit, diese Liste
im Zuge fortschreitender Harmonisierungsarbeiten
jederzeit zu erweitern oder zu ändern. Jede Ände-
rung müsste, da im IRG statisch und nicht dyna-
misch verwiesen wird, in das deutsche Recht durch
ein neues Gesetz eingefügt werden.

Zur Entstehungsgeschichte der Listendeliktslösung
und ihrer Berechtigung in einem sich zunehmend
fortentwickelnden Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts wird auf die Begründung des EuHbG
vom 21. Juli 2004 (Bundestagsdrucksache 15/1718
S. 17 f.) verwiesen.

Die in der Liste aufgeführten Deliktsgruppen sind
das Ergebnis von Verhandlungen, in das unterschied-
liche Ansätze der Mitgliedstaaten eingeflossen sind.
Die Bezeichnungen folgen daher nicht den deut-
schen strafrechtlichen Definitionen. Entscheidend
für die Zuordnung zu einer Listentat ist die Definiti-
on des ersuchenden Staates.

Die Liste soll, ebenso wie beim Europäischen Haft-
befehlsgesetz und dem Umsetzungsgesetz zum Rb
Sicherstellung, nicht in den Gesetzeswortlaut auf-
genommen werden. Hintergrund ist, dass die Umset-
zung der weiteren bereits verabschiedeten Rahmen-
beschlüsse ansteht (Rb Geldstrafen, Rb Europäische
Beweisanordnung). Eine abweichende Handhabung
hätte zur Folge, dass auch die – zum Teil sogar in-

haltlich leicht abweichenden – Deliktsgruppen der
zukünftig umzusetzenden Rahmenbeschlüsse in den
Gesetzeswortlaut aufgenommen werden müssten,
was das Gesetz überfrachten und unübersichtlich
machen würde. Eine Abbildung der Liste kann viel-
mehr in den RiVASt erfolgen.

cc) Mit Beschluss vom 30. September 2004 forderte der
Deutsche Bundestag die Bundesregierung dazu auf,
sich in den Verhandlungen über den Rahmenbe-
schluss 2008/978/JI des Rates vom 18. 12. 2008 über
die Europäische Beweisanordnung zur Erlangung
von Sachen, Schriftstücken und Daten zur Verwen-
dung in Strafsachen (ABl. L 350 vom 30. 12. 2008,
S. 72, im Folgenden: Rb EBA) dafür einzusetzen,
die Deliktsliste präziser zu fassen (vgl. Bundestags-
drucksache 15/3831). Dieser Beschluss wurde bei
den Verhandlungen zum Rb EBA in der Weise um-
gesetzt, dass die Bundesrepublik Deutschland eine
Erklärung abgegeben hat, wonach sie sich vorbehält,
die Vollstreckung einer Europäischen Beweisanord-
nung bei den in Artikel 14 Absatz 2 Rb EBA aufge-
führten Straftaten Terrorismus, Cyberkriminalität,
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Sabotage, Er-
pressung und Schutzgelderpressung sowie Betrug
von der Überprüfung des Vorliegens der beiderseiti-
gen Strafbarkeit abhängig zu machen, sofern für die
Vollstreckung der Europäischen Beweisanordnung
eine Durchsuchung oder Beschlagnahme erforder-
lich ist, es sei denn, die Anordnungsbehörde hat er-
klärt, dass die betreffende Straftat nach dem Recht
des Anordnungsstaats bestimmte Kriterien erfüllt
(vgl. ABl. L 350 vom 30. 12. 2008, S. 92).

Eine dementsprechende Erklärung konnte im Zu-
sammenhang mit dem Rb Einziehung nicht ausge-
handelt werden, da die politische Einigung über den
Verzicht auf die Prüfung der beiderseitigen Strafbar-
keit bereits auf dem Rat der Justiz- und Innenminis-
ter am 29. April 2004 (Ratsdokument 8990/04) er-
folgte.

Die mangelnde Präzisierung einiger Listendelikte
führt nicht zu einem Nachteil zu Lasten des Betroffe-
nen, wenn die der Anordnung zugrunde liegende Tat
im Inland begangen wurde. Bei Inlandstaten bleibt
die beiderseitige Strafbarkeit zu prüfen. Ist die Tat
nach deutschem Recht nicht strafbar, ist das Ersu-
chen unzulässig (§ 88a Absatz 2 Nummer 1 IRG-E).
Auch wenn die Tat in einem Drittstaat begangen
wurde, kann das Ersuchen bei fehlender Strafbarkeit
nach deutschem Recht abgelehnt werden (§ 88c
Nummer 3 IRG-E). Somit ist die Bundesrepublik
Deutschland nur in solchen Fällen verpflichtet, die
ausländische Anordnung trotz fehlender beidersei-
tiger Strafbarkeit anzuerkennen und zu vollstrecken,
wenn das Listendelikt im Hoheitsbereich des ersu-
chenden Staates begangen wurde.

Mit dieser Konzeption folgt der Entwurf der Linie,
die das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil
vom 18. Juli 2005 über das erste Europäische Haft-
befehlsgesetz vorgegeben hat (Az. 2 BvR 2236/04).
Darin hat es hinsichtlich der Taten mit Auslandsbe-
zug festgestellt, dass derjenige, der in einer anderen
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Rechtsordnung handelt, damit rechnen muss, auch in
der Bundesrepublik Deutschland zur Verantwortung
gezogen zu werden. Hinsichtlich der Taten mit
Inlandsbezug hat es offen gelassen, ob der vom Rb
EuHb vorgegebene Teilverzicht auf den Grundsatz
der beiderseitigen Strafbarkeit mit dem Schutz vor
Auslieferung nach Artikel 16 Absatz 2 des Grundge-
setzes vereinbar ist. Darauf kam es jedenfalls für Fäl-
le mit Inlandsbezug nicht an, weil der Rb EuHb eine
Ablehnung der Ersuchen erlaubt (vgl. Rn. 122 des
Urteils). Auch der Rb Einziehung gestattet bei Taten
mit Inlandsbezug eine Ablehnung des Ersuchens,
was die Umsetzung in § 88a Absatz 2 Nummer 1
IRG-E bei fehlender Strafbarkeit nach deutschem
Recht zwingend vorsieht. Bei der Vollstreckung von
Sanktionen für Taten mit Auslandsbezug darf auch
ohne Vorliegen der beiderseitigen Strafbarkeit Voll-
streckungshilfe geleistet werden. Die gesetzliche
Umsetzung folgt dem Gedanken des gemeinsamen
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts,
da verhindert wird, dass der im ersuchenden Staat
wegen einer Straftat verfolgbare Täter sein Vermö-
gen ins Ausland verbringt, um es dem staatlichen
Zugriff zu entziehen.

b) Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b sieht vor, dass es bei
Ersuchen in Steuer-, Abgaben-, Zoll- oder Währungsan-
gelegenheiten nicht darauf ankommen soll, ob das deut-
sche Recht gleichartige Steuern oder Abgaben vorsieht
oder gleichartige Steuer-, Abgaben-, Zoll- oder Wäh-
rungsbestimmungen enthält wie das Recht des ersuchen-
den Staates. Die Bestimmung setzt Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe b Rb Einziehung um. Sie hat zur Folge, dass
zwar im Grundsatz nach wie vor zu prüfen ist, ob der
Sachverhalt auch nach deutschem Recht strafbar ist. Bei
dieser Prüfung bleibt aber außer Betracht, ob das deut-
sche Recht gleichartige Steuer-, Abgaben-, Zoll- oder
Währungsbestimmungen enthält. Liegt dem Ersuchen
beispielsweise eine Tat zugrunde, die nach deutschem
Recht als Steuerhinterziehung zu bewerten wäre, prüft
die Bewilligungsbehörde alle Tatbestandsvoraussetzun-
gen des § 370 der Abgabenordnung (AO), unterstellt da-
bei aber, dass die Steuerbestimmungen des ersuchenden
Staates auch in Deutschland gelten, dass also insbeson-
dere die hinterzogenen Steuern auch in Deutschland er-
hoben werden. Fehlt es an einer anderen Tatbestandsvor-
aussetzung des § 370 AO, ist das Ersuchen unzulässig.

Zu Absatz 2

Absatz 2 benennt weitere Gründe, aus denen eine Vollstre-
ckung der ausländischen Anordnung in jedem Fall unzuläs-
sig ist.

1. Nach § 88a Absatz 2 Nummer 1 IRG-E ist ein Ersuchen
unzulässig, wenn die Tat im Inland oder in einem der in
§ 4 StGB genannten Verkehrsmittel begangen wurde und
nach deutschem Recht nicht mit Strafe bedroht ist. Die
Frage des Handlungsortes richtet sich nach § 9 StGB.
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe g Variante 1 Rb Einzie-
hung erlaubt die Versagung der Anerkennung, wenn die
Tat nach den Rechtsvorschriften des ersuchten Mitglied-
staates ganz oder zum Teil in dessen Hoheitsgebiet oder
an einem Ort, der diesem gleichwertig ist, begangen wor-

den ist. Die Umsetzung dieses Verweigerungsgrundes
soll teilweise als Zulässigkeitshindernis und teilweise als
im Ermessen der Behörde stehender Ablehnungsgrund
erfolgen: Ist die Tat nach deutschem Recht straflos, ist
das Ersuchen bereits unzulässig. Kann die Tat auch nach
den deutschen Gesetzen bestraft werden, steht der Be-
hörde ein Ermessen zu, das Ersuchen gemäß § 88c
Nummer 2 IRG-E abzulehnen.

2. Nummer 2 sieht vor, dass die Vollstreckung einer in Ab-
wesenheit der verurteilten Person oder ihres Verteidigers
ergangenen Anordnung des Verfalls oder der Einziehung
nur dann zulässig ist, wenn sie entweder über das Ver-
fahren unterrichtet wurde oder sie angegeben hat, sie
widersetze sich nicht der ergangenen Entscheidung über
die Anordnung des Verfalls oder der Einziehung. Nach
der Regelung in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe c des
Rb Einziehung können die Mitgliedstaaten die Anerken-
nung und Vollstreckung einer Einziehungsentscheidung
versagen, wenn die betreffende Person bei der Verhand-
lung nicht persönlich erschienen ist und nicht durch
einen Rechtsbeistand vertreten wurde. Der Rahmen-
beschluss verpflichtet jedoch zur Anerkennung und Voll-
streckung der Einziehungsentscheidung, wenn die be-
treffende Person persönlich oder über ihren Vertreter
über das Verfahren unterrichtet war oder wenn sie ange-
geben hat, dass sie sich der Einziehungsentscheidung
nicht widersetzt.

Das deutsche Recht sieht in § 230 ff. StPO vor, dass der
Angeklagte grundsätzlich in der mündlichen Verhand-
lung anwesend sein muss; nur unter bestimmten Umstän-
den ist ein Abwesenheitsurteil zulässig. Dieser Wertung
folgend, soll die Vollstreckung eines ausländischen Ab-
wesenheitsurteils nur so weit zulässig sein, wie der Rah-
menbeschluss die Anwesenheit des Angeklagten als ent-
behrlich ansieht.

Im Einzelnen ist die Vollstreckung unzulässig, wenn die
Anordnung des Verfalls oder der Einziehung auf der
Grundlage einer mündlichen Verhandlung beruhte, zu der
weder der Angeklagte noch sein Verteidiger erschienen
ist. Als Verteidiger im Sinne dieser Vorschrift ist eine sol-
che Person anzusehen, die nach dem Recht des ersuchen-
den Mitgliedstaates befugt ist, die rechtlichen Interessen
des Angeklagten wahrzunehmen.

Ausnahmsweise ist die Vollstreckung dann zulässig,
wenn der Verurteilte oder sein Verteidiger über das Ver-
fahren unterrichtet wurde bzw. angegeben hat, er wider-
setze sich nicht der bereits ergangenen Entscheidung über
die Anordnung des Verfalls bzw. der Einziehung. Letzte-
res ist insbesondere der Fall, wenn der Verurteilte einen
Rechtsmittelverzicht erklärt.

3. Nummer 3 sieht vor, dass das Ersuchen unzulässig ist,
wenn es gegen den Ne-bis-in-idem-Grundsatz verstößt.
Die Vorschrift setzt Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a
Rb Einziehung um. Der Wortlaut der Vorschrift orientiert
sich mit einer Einschränkung an § 83 Nummer 1 IRG und
§ 94 Absatz 2 Nummer 2 IRG und weicht von § 49
Absatz 1 Nummer 4 IRG-E ab.

Der Rahmenbeschluss selbst stellt den Mitgliedstaaten in
Artikel 8 Absatz 2 frei, die Anerkennung und Vollstre-
ckung der ausländischen Einziehungsentscheidung we-
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gen des Verstoßes gegen den Ne-bis-in-idem-Grundsatz
zu versagen. Die Maßnahmen des Verfalls und der Ein-
ziehung sind keine Strafen im Sinne von Artikel 103
Absatz 3 des Grundgesetzes (BVerfG, Beschluss vom
14. Januar 2004, Az. 2 BvR 564/95, NJW 2004, 2073).
Verfassungsrechtlich ist daher die Anwendung des
Ne-bis-in-idem-Grundsatzes nicht geboten. Der Gesetz-
geber des Strafgesetzbuchs hat sich in § 76a StGB ent-
schieden, trotz abgeschlossenen Strafverfahrens unter be-
stimmten Voraussetzungen eine selbständige Anordnung
des Verfalls oder der Einziehung zuzulassen. Die darin
zum Ausdruck gebrachte Wertung soll auch auf die Fälle
der Vollstreckungshilfe übertragen werden. Daher soll
die Sperrwirkung des ne bis in idem bei erfolgter Verur-
teilung zwar grundsätzlich eintreten, nicht aber, wenn ei-
ne Maßnahme des Verfalls oder der Einziehung nach
§ 76a StGB angeordnet werden könnte (vgl. im Einzel-
nen die Begründung zu § 49 Absatz 1 Nummer 4 IRG-E).

Anders als Artikel 3 Nummer 2 Rb EuHb verzichtet
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a Rb Einziehung auf eine
Definition der Voraussetzungen des Verbots der doppel-
ten Strafverfolgung, sondern spricht nur vom Grundsatz
ne bis in idem. Da dieser Grundsatz auf der Ebene des
Gemeinschaftsrechts noch nicht definiert ist, geht der
Entwurf in Anlehnung an Artikel 54 SDÜ von der dor-
tigen Definition und der hierzu entwickelten Recht-
sprechung deutscher Gerichte sowie des Gerichtshofs
der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) aus. Die
Sperrwirkung tritt ein, wenn der Betroffene freigespro-
chen wurde oder im Falle der Verurteilung die Sanktion
vollständig vollstreckt wurde, gerade vollstreckt wird
oder nach dem Recht des Urteilsstaates nicht mehr voll-
streckt werden kann. Gleichgültig ist, ob diese Entschei-
dung von einer deutschen Justizbehörde oder der Justiz-
behörde eines anderen Mitgliedstaates getroffen wurde.
„Vollstreckt“ im Sinne dieser Regelung wird eine Sankti-
on auch, wenn eine Strafe zur Bewährung ausgesetzt
wird (EuGH, Urteil vom 18. Juli 2007, C-288/05, Kret-
zinger). Ein „zwischen der Staatsanwaltschaft und dem
Betroffenen vereinbarter Vergleich“ wirkt nach der
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zu
Artikel 54 SDÜ wie ein rechtskräftiges Urteil (EuGH,
Urteil vom 11. Februar 2003, C-187/01 und C-385/01,
Gözütok u. Brügge), so dass die Einstellung des Straf-
verfahrens in einem anderen Mitgliedstaat nach der Er-
füllung von Auflagen einer strafrechtlichen Verfolgung
wegen derselben Tat entgegensteht. Als maßgebendes
Kriterium für die Definition des Begriffs „derselben Tat“
knüpft der Europäische Gerichtshof an den materiellen
Tatbegriff an, verstanden als das Vorhandensein eines
Komplexes unlösbar miteinander verbundener Tat-
sachen, unabhängig von der rechtlichen Qualifizierung
der Tatsachen oder von dem geschützten rechtlichen In-
teresse (EuGH, Urteil vom 9. März 2006, C-436/04, van
Esbroeck; EuGH, Urteil vom 18. Juli 2007, C-288/05).
Auch eine aus verfahrensrechtlichen Gründen nie voll-
streckbare Strafe kann die Strafverfolgung in einem an-
deren Staat hindern (EuGH, Urteil vom 11. Dezember
2008, C-297/07, Bourquain).

Die Beurteilung, ob der Zulässigkeit des Ersuchens eine
rechtskräftige „Aburteilung“ im Sinne von § 88a

Absatz 2 Nummer 3 IRG-E entgegensteht, erfolgt aus
den dargelegten Gründen allein im maßgebenden europa-
rechtlichen Kontext. Die in § 9 Nummer 1 IRG aufge-
führten Entscheidungen sind damit nicht ohne weiteres
deckungsgleich: Hat etwa ein deutsches Gericht den Be-
troffenen verurteilt, liegt eine Aburteilung im Sinne von
§ 88a Absatz 2 Nummer 3 IRG-E vor. Wie nach der Ent-
wurfsfassung von § 49 Absatz 1 Nummer 4 IRG-E soll
hingegen eine Verfahrenseinstellung nach § 153a StPO
oder nach den §§ 45, 47 JGG kein Zulässigkeitshindernis
für die Vollstreckung einer ausländischen Anordnung des
Verfalls oder der Einziehung darstellen, obwohl dies nach
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a Rb Einziehung ein zuläs-
siger Ablehnungsgrund wäre (vgl. auch die Begründung
zu § 49 Absatz 1 Nummer 4 IRG-E). Im Interesse der
Gleichstellung des grenzüberschreitenden mit dem rein
innerstaatlichen Sachverhalt soll in diesen Fällen die ver-
fahrensabschließende Entscheidung keine Sperrwirkung
entfalten. Daher soll der Ne-bis-in-idem-Grundsatz nicht
angewendet werden, wenn eine entsprechende Maßnah-
me nach § 76a StGB angeordnet werden könnte. Wurden
die Taten wenigstens teilweise im Inland begangen (wo-
von in vielen Fällen ausgegangen werden kann), steht der
Behörde aber ein Ermessen zu, das Ersuchen nach § 88c
Nummer 2 IRG-E abzulehnen.

4. Nach Nummer 4 IRG-E ist ein Ersuchen nur zulässig,
wenn die Vollstreckung nicht nach deutschem Recht ver-
jährt wäre. Der Entwurf orientiert sich an § 49 Absatz 1
Nummer 5 IRG-E. Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe h
Rb Einziehung lässt die Versagung der Anerkennung und
Vollstreckung einer Einziehungsentscheidung wegen
Verjährung nur zu, wenn die Gerichte des ersuchten Staa-
tes nach dessen Recht für die Handlungen zuständig sind.
Die rahmenbeschlusskonforme Umsetzung wird dadurch
hergestellt, dass bei diesen Straftaten das deutsche Straf-
recht gelten muss. Maßgeblich sind hierfür die §§ 3 bis 7
und 9 StGB. Zudem gibt auch das deutsche Recht in
§ 76a Absatz 2 Nummer 1 StGB die Möglichkeit, trotz
Verjährung der Tat bestimmte Gegenstände einzuziehen.
Soweit eine solche Maßnahme nach innerstaatlichem
Recht möglich ist, sollte – wie im Entwurf für § 49
Absatz 1 Nummer 5 IRG-E – ebenfalls Vollstreckungs-
hilfe geleistet werden können. Maßgebend für die Beur-
teilung ist dabei der Zeitpunkt der Bewilligung.

5. Artikel 1 Absatz 2 Rb Einziehung sieht vor, dass die
Pflicht zur Achtung der Grundrechte und der allgemeinen
Rechtsgrundsätzen, wie sie in Artikel 6 des Vertrags über
die Europäische Union niedergelegt sind, unberührt
bleibt. In § 88a IRG-E wurde ein entsprechender Ableh-
nungsgrund wegen eines Verstoßes gegen den Europäi-
schen „ordre public“ nicht gesondert aufgenommen. Ein
solcher Verstoß führt nach § 88 Satz 2 IRG-E in Verbin-
dung mit § 73 Satz 2 IRG zur Unzulässigkeit des Ersu-
chens.

Zu § 88b (Unterlagen)

Nach dem Vorbild des § 95 IRG regelt die Vorschrift die An-
gaben, die das Ersuchen enthalten muss, um gemäß § 88a
Absatz 1 Nummer 1 IRG-E zulässig zu sein.

Artikel 8 Absatz 1 Rb Einziehung sieht vor, dass der ersuch-
te Staat die Anerkennung und Vollstreckung der Einzie-
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hungsentscheidung versagen kann, wenn die Bescheinigung
nach Artikel 4 Rb Einziehung nicht vorgelegt wird.

Die Mitgliedstaaten haben sich zur äußerlichen Gestaltung
der Bescheinigung nach Artikel 4 Rb Einziehung auf ein
Formular geeinigt, das im Anhang des Rahmenbeschlusses
abgebildet ist. Das Formular stellt sowohl für die Behörden
des ersuchenden als auch für die Behörden des ersuchten
Staates eine praktische Hilfe und Erleichterung dar. Die Zu-
lässigkeit eines eingehenden Ersuchens soll zwar davon ab-
hängig gemacht werden, dass die Bescheinigung dem Vor-
druck des Anhangs zum Rahmenbeschluss entspricht.
Allerdings ist es nicht notwendig, dass sämtliche in dem For-
mular vorgesehene Angaben enthalten sind. Sonst müsste
ein grundsätzlich bewilligungsfähiges Rechtshilfeersuchen
wegen geringfügiger Unvollständigkeiten oder Abweichun-
gen von dem Formular abgelehnt werden. Entscheidend ist
vielmehr, dass das Formular die materiell für die Entschei-
dung über das eingehende Ersuchen wesentlichen Angaben
aufweist.

Ausreichend, aber für die Beurteilung der Bewilligungsfä-
higkeit des Ersuchens auch erforderlich, ist neben der Vorla-
ge der zu vollstreckenden Entscheidung auch die Vorlage des
Formulars nach Artikel 4 Rb Einziehung mit den folgenden
Angaben:

– die Bezeichnung und Anschrift des Gerichts, das den
Verfall oder die Einziehung angeordnet hat (vgl. Feld b
des Vordrucks);

– die Bezeichnungen und Anschriften der für das Ersuchen
zuständigen Justizbehörden (vgl. Felder c und d);

– die möglichst genaue Bezeichnung der natürlichen oder
juristischen Person, gegen die die Entscheidung voll-
streckt werden soll (vgl. Feld h);

– die Nennung des Geldbetrages oder die Beschreibung ei-
nes anderen Vermögensgegenstandes, der Gegenstand
der Vollstreckung sein soll (vgl. Feld i Nummer 1.1);

– die Darlegung der Gründe für die Anordnung (vgl. Feld i
Nummer 1.2)

– die Beschreibung der Umstände, unter denen die Straftat
begangen wurde, einschließlich der Tatzeit sowie des
Tatortes (vgl. Feld i Nummer 2.1);

– die Art und rechtliche Würdigung der Straftat, ein-
schließlich der gesetzlichen Bestimmungen, auf deren
Grundlage die Entscheidung ergangen ist (vgl. Feld i
Nummer 2.2 bis 2.4) und

– die Auskunft über das persönliche Erscheinen der verur-
teilten Person zu der Verhandlung oder Angaben darüber,
weshalb das Erscheinen nicht erforderlich war (vgl.
Feld j).

Die Beschreibung der Umstände in dem Umfang, wie dies
auch § 95 Absatz 2 SDÜ vorsieht, kann (und sollte) sich auf
die Schilderung des historischen Geschehens beschränken;
eine Subsumtion unter die jeweiligen Straftatbestände ist
nicht erforderlich. Die Bestimmung des zu vollstreckenden
Vermögensgegenstandes muss so hinreichend sein, dass er
von anderen Vermögensgegenständen unterschieden werden
kann, damit die Beschreibung als Grundlage einer Vollstre-
ckung dienen kann.

§ 88b Absatz 1 IRG-E setzt den fakultativen Verweigerungs-
grund aus Artikel 8 Absatz 1 Rb Einziehung unter Auflis-

tung der wesentlichen in dem Formular geforderten An-
gaben als zwingende Zulässigkeitsvoraussetzung um. Ein
Ersuchen um Maßnahmen nach dem Rb Einziehung, das die
wesentlichen der im Formular nach Artikel 4 Rb Einziehung
bezeichneten Informationen nicht enthält, ist mangels hinrei-
chender Bestimmtheit für eine Bewilligungsentscheidung
untauglich. Durch das so erreichte hohe Maß an Bestimmt-
heit der zu treffenden Bewilligungsentscheidung wird deren
Transparenz erhöht. Die gerichtliche Überprüfbarkeit der
Entscheidung wird erleichtert.

Nach Absatz 2 kann auf die Nachforderung von Unterlagen
verzichtet werden, wenn zwar im Formular zur Übersendung
des Überstellungsersuchens Angaben fehlen, sich diese aber
aus der zu vollstreckenden Anordnung oder anderen beige-
fügten Unterlagen entnehmen lassen.

Es ist zweckmäßig, dem ersuchenden Mitgliedstaat die Ge-
legenheit zur Vorlage vervollständigter oder berichtigter
Unterlagen zu geben. Wie § 95 Absatz 2 IRG sieht § 88b
Absatz 2 IRG-E vor, dass dem ersuchenden Staat hierzu eine
Frist gesetzt werden kann.

Das Fehlen der in § 88b Absatz 1 IRG-E aufgeführten Unter-
lagen führt zwingend zur Ablehnung des Ersuchens als un-
zulässig. Fehlen in der Bescheinigung andere in dem Vor-
druck im Anhang zum Rahmenbeschluss vorgesehene
Angaben, die für die Entscheidung über die Zulässigkeit
oder die Bewilligung als erforderlich erachtet werden, kann
das Ersuchen nach erfolgloser Fristsetzung nach § 88c
Nummer 1 IRG-E abgelehnt werden. Ein Ersuchen eines
EU-Mitgliedstaates, das nicht den Formvorschriften des
Rahmenbeschlusses entspricht, weil das vorgesehene For-
mular nicht verwendet wurde, kann als Ersuchen nach dem
Vierten Teil des IRG behandelt und unter den Voraussetzun-
gen des § 48 ff. bewilligt werden (vgl. § 88a Satz 2 IRG-E).

Zu § 88c (Ablehnungsgründe)

Artikel 7 Absatz 1 Rb Einziehung verpflichtet die Mitglied-
staaten zur Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Anordnungen des Verfalls und der Einziehung. Die Aner-
kennung kann abgelehnt werden, wenn dies im Rahmenbe-
schluss vorgesehen ist. Artikel 8 Absatz 4 Rb Einziehung
sieht in vielen Fällen vor, dass der ersuchende Staat vor einer
endgültigen Ablehnung zu konsultieren ist.

§ 88c IRG-E setzt die europarechtliche Verpflichtung aus
Artikel 7 Absatz 1 Rb Einziehung um, indem abschließend
aufgezählt wird, wann ein zulässiges Ersuchen abgelehnt
werden kann. Da sich die Pflicht zur Bewilligung nur auf
zulässige Ersuchen bezieht, hat die Ablehnung zwingend zu
erfolgen, wenn das Ersuchen nach anderen Vorschriften, ins-
besondere § 88a IRG-E und § 73 Satz 2 IRG, bereits unzu-
lässig ist. Der Katalog des § 88c IRG-E sieht weitere Gründe
vor, aus denen die zuständige Behörde die Bewilligung des
Ersuchens nach ihrem Ermessen ablehnen kann, aber nicht
zwingend ablehnen muss.

1. Artikel 8 Absatz 1 Rb Einziehung erlaubt es dem ersuch-
ten Staat, das Ersuchen abzulehnen, wenn die Bescheini-
gung nicht vorliegt, unvollständig ist oder der zu vollstre-
ckenden Anordnung offensichtlich nicht entspricht. Nach
§ 88a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 88b
Absatz 1 IRG-E sind Ersuchen als unzulässig abzuleh-
nen, wenn das Formblatt bestimmte Angaben nicht ent-
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hält, die für die Entscheidung über das Ersuchen wesent-
lich sind. § 88c Nummer 1 IRG-E ergänzt diese
Regelung und stellt es in das Ermessen der zuständigen
Behörde, Ersuchen wegen Fehlens anderer als in § 88b
IRG-E genannten Angaben zu bewilligen oder abzuleh-
nen. Eine Ablehnung setzt wie in § 88b Absatz 2 Satz 2
IRG-E jedoch voraus, dass vorab ein Konsultationsver-
fahren durchgeführt und dem ersuchenden Mitgliedstaat
eine Frist gesetzt worden ist. Hierdurch wird die Pflicht
zur Konsultation nach Artikel 8 Absatz 4 in Verbindung
mit Absatz 1 Rb Einziehung erfüllt.

2. Nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe f Variante 1 Rb Ein-
ziehung kann das Ersuchen abgelehnt werden, wenn die
Tat ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet des ersuchten
Staates oder an einem Ort, der diesem gleichwertig ist,
begangen wurde. Dieser Verweigerungsgrund wird in
§ 88a Absatz 2 Nummer 2 IRG-E in den Fallkonstella-
tionen der fehlenden beiderseitigen Strafbarkeit als Zu-
lässigkeitshindernis umgesetzt. Ist die im Inland began-
gene Tat nach deutschem Recht verfolgbar, stellt es § 88c
Nummer 2 IRG-E in das Ermessen der zuständigen Be-
hörde, wegen den dem deutschen Recht unterliegende
Straftaten selbst ein Verfahren einzuleiten (soweit dies im
Hinblick auf Artikel 54 SDÜ noch möglich ist) oder die
ausländische Entscheidung anzuerkennen und zu voll-
strecken. Die Frage, ob die Tat im Inland begangen wur-
de, richtet sich nach den Regeln des § 9 StGB.

3. Der Rahmenbeschluss lässt die Ablehnung nach Arti-
kel 8 Absatz 2 Buchstabe f Variante 2 zu, wenn die Tat in
einem Drittstaat begangen wurde und die Rechtsvor-
schriften des ersuchten Mitgliedstaates die Verfolgung
von Auslandstaten gleicher Art nicht zulassen. Es kom-
men zwei Gründe in Betracht, aus denen die strafrecht-
liche Verfolgung aus rechtlichen Gründen scheitert: Ent-
weder ist die Tat nach dem innerstaatlichen Recht nicht
strafbar oder sie wäre strafbar, aber das innerstaatliche
Recht ist auf den Auslandssachverhalt nicht anwendbar
(im deutschen Recht gemäß den §§ 3 bis 7 StGB). § 88c
Nummer 3 IRG-E sieht vor, dass es in beiden Fallkon-
stellationen in das Ermessen der zuständigen Behörde
gestellt wird, ob das Ersuchen vollstreckt werden soll
oder nicht. Eine Ausgestaltung dieses Ablehnungsgrun-
des als zwingendes Zulässigkeitshindernis erscheint
nicht sachgerecht, da es beispielsweise auch bei fehlen-
der Strafbarkeit nach deutschem Recht angebracht sein
kann, eine ausländische Anordnung zu vollstrecken. Der
Täter, der in einer anderen Rechtsordnung handelt, muss
stets damit rechnen, dass die Folgen der Straftat auch in
der Bundesrepublik Deutschland vollstreckt werden (vgl.
BVerfG, Urteil vom 18. Juli 2005, Az. 2 BvR 2236/04,
Rn. 86).

4. Artikel 11 Rb Einziehung regelt den Fall, dass nicht aus-
reichend Vermögenswerte vorhanden sind, um mehrere
Anordnungen des Verfalls oder der Einziehung zu voll-
strecken. Die Regelung betrifft sowohl konkurrierende
Anordnungen aus dem Inland als auch aus anderen Staa-
ten. In dieser Konstellation obliegt es dem ersuchten
Staat, anhand aller Umstände zu entscheiden, welchem
Ersuchen der Vorrang eingeräumt werden soll. In § 88c
Nummer 4 und 5 IRG-E wird diese Regelung in nationa-
les Recht umgesetzt.

Die Vorschriften erlauben die Ablehnung nachrangiger Ersu-
chen. Dabei bezieht sich die Regelung in § 88c Nummer 4
IRG-E auf konkurrierende inländische Anordnungen des
Verfalls und der Einziehung. Soweit der deutsche Staat
durch die Rechtskraft der Entscheidung bereits das Eigen-
tum an den Gegenständen bzw. das verfallene oder eingezo-
gene Recht erworben hat (§ 73e Absatz 1, § 74e Absatz 1
StGB), kann das Ersuchen nicht mehr erledigt werden, weil
keine Vollstreckungsmasse mehr im Vermögen des Verur-
teilten vorhanden ist. Von Bedeutung ist der Ablehnungs-
grund daher insbesondere dann, wenn das Gesetz keinen
Eigentumserwerb auf Grund der gerichtlichen Anordnung
des Verfalls oder der Einziehung vorsieht, etwa beim Verfall
des Wertersatzes (§ 73a StGB) oder bei der Einziehung des
Wertersatzes (§ 74c StGB). Die Regelung in § 88c
Nummer 5 IRG-E betrifft konkurrierende Ersuchen anderer
Staaten (auch Staaten außerhalb der Europäischen Union).

Beide Regelungen verdeutlichen, dass die Bewilligungsbe-
hörde alleine nach dem öffentlichen Interesse unter außen-
und allgemeinpolitischen Gesichtspunkten entscheidet.
Durch das Tatbestandsmerkmal des „öffentlichen Interesses“
soll klargestellt werden, dass die Entscheidung unabhängig
von den Interessen der von der Vollstreckung betroffenen
Privatpersonen ergeht. So kann der Verurteilte beispielswei-
se nicht geltend machen, dass die Vollstreckung des jüngeren
Titels für ihn günstiger sei, weil die Verjährung der Vollstre-
ckung aus der konkurrierenden Anordnung kurz bevorsteht.
Auch soll das Interesse des Verletzten der Straftat, durch die
Vollstreckung einen Anspruch auf Entschädigung nach
§ 56a IRG-E zu erwerben, nicht zu berücksichtigen sein. Im
Übrigen ist die Behörde bei der Beurteilung frei, wie einzel-
ne Umstände bei der Abwägung der außen- und allgemein-
politischen Aspekte (gegebenenfalls mit dem Interesse an ei-
gener Strafverfolgung) zu gewichten sind. Umstände, die zu
der Bevorzugung eines Ersuchens führen können, sind bei-
spielsweise eine vorangegangene Sicherstellungsmaßnahme
nach den §§ 89, 94 IRG, Umstände der Tat (Ort, Zeit,
Schwere) oder auch der Zeitpunkt des Ersuchens. Wie in
§ 83b Absatz 1 Buchstabe c IRG soll darauf verzichtet wer-
den, im Gesetz detaillierte Leitlinien für die Ermessensaus-
übung aufzustellen.

Zu § 88d (Verfahren)

Die Vorschrift regelt den Ablauf des Verfahrens, welches
dem Prinzip des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe
in Strafsachen folgend, in Exequatur- und Bewilligungsver-
fahren unterteilt ist.

– Im Exequaturverfahren wird die Zulässigkeit der Vollstre-
ckung der ausländischen Anordnung geprüft. Sie beginnt
mit dem Eingang des Ersuchens, welches vom auslän-
dischen Mitgliedstaat unmittelbar an die Bewilligungsbe-
hörde gerichtet werden kann (vgl. Artikel 4 Absatz 1
Satz 1 Rb Einziehung). Die Bundesregierung hat die Aus-
übung der Befugnis, über die Bewilligung zu entscheiden,
auf die Landesregierungen übertragen (vgl. oben unter III
Nummer 2). Mit Ausnahme des Landes Berlin haben alle
Länder angegeben, dass die Staatsanwaltschaften bei den
Landgerichten als zuständige Behörden nach Artikel 3
Rb Einziehung notifiziert werden sollen. Für das Land
Berlin soll die Senatsverwaltung für Justiz benannt wer-
den. Dort leitet die Bewilligungsbehörde das Ersuchen an
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die Staatsanwaltschaft weiter, wenn aus ihrer Sicht keine
Bedenken gegen die Bewilligung bestehen.

Die nach § 51 IRG örtlich zuständige Staatsanwaltschaft
prüft die Zulässigkeit des Ersuchens (§ 88a IRG-E, § 73
Absatz 1 Satz 2 IRG) und die Ablehnungsgründe (§ 88c
IRG-E). Hat die Staatsanwaltschaft keine Bedenken ge-
gen die Vollstreckung des Ersuchens und ist aus ihrer
Sicht auch nicht ein Aufschub gemäß § 88d Absatz 2
IRG-E erforderlich, bereitet sie die Exequaturentschei-
dung des Landgerichts vor (§ 50 Satz 2 IRG). Zunächst
leitet sie die erforderlichen Maßnahmen ein, um die zu
vollstreckenden Vermögenswerte zu sichern. Anschlie-
ßend gibt sie dem Verurteilten und Dritten, die den Um-
ständen des Falles nach Rechte an dem zu vollstrecken-
den Gegenstand geltend machen könnten, Gelegenheit,
sich zu äußern (§ 88d Absatz 1 Satz 1 IRG-E) und ent-
scheidet, ob sie von den abschließend aufgeführten Ab-
lehnungsgründen des § 88c IRG-E Gebrauch machen
möchte. Ist sie der Auffassung, dass die Ablehnungsgrün-
de nicht vorliegen, stellt sie den Antrag beim Landgericht
auf Entscheidung über die Vollstreckbarkeit der ausländi-
schen Anordnung. In dem Antrag begründet sie, weshalb
sie von den Ablehnungsgründen des § 88c Nummer 1
bis 3 IRG-E keinen Gebrauch macht. Die Zuständigkeit
der Strafvollstreckungskammer ergibt sich aus § 78a
Absatz 1 Nummer 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes in
Verbindung mit § 50 IRG.

Hat die Staatsanwaltschaft ihre Entscheidung, von den
Ablehnungsgründen des § 88c IRG-E nicht Gebrauch zu
machen, dem Verurteilten nicht bereits bekanntgegeben,
ist er vom Gericht im Hinblick auf diese behördliche Ent-
scheidung erneut anzuhören (vgl. § 77 Absatz 1 IRG in
Verbindung mit § 33 Absatz 3 StPO). Das Landgericht
erklärt die ausländische Anordnung für vollstreckbar, so-
weit deren Vollstreckung zulässig ist und die Staatsan-
waltschaft ihr Ermessen, nicht von den Ablehnungsgrün-
den nach § 88c Nummer 1 bis 3 Gebrauch zu machen,
fehlerfrei ausgeübt hat (§ 88d Absatz 3 Satz 1 IRG-E).
Eine Umwandlung der Sanktion erfolgt nur, wenn die
Entscheidungsformel der ausländischen Anordnung aus
rechtlichen Gründen nicht vollstreckbar ist (§ 88d
Absatz 3 Satz 4 IRG-E). Gegen die Entscheidung des
Landgerichts ist die sofortige Beschwerde statthaft
(§ 88d Absatz 3 Satz 1 IRG-E in Verbindung mit § 55
Absatz 2 IRG). Das Exequaturverfahren endet mit der
Rechtskraft der gerichtlichen Exequaturentscheidung.

– Im Bewilligungsverfahren entscheidet die Bewilligungs-
behörde darüber, ob die ausländische Anordnung des
Verfalls oder der Einziehung anerkannt wird und zu voll-
strecken ist. Dies darf erst nach der Entscheidung des Ge-
richts über die Vollstreckbarkeit geschehen (§ 56
Absatz 1 IRG). Die Bewilligungsbehörde bleibt inner-
halb des gesetzlichen Rahmens jedoch frei, das Ersuchen
abzulehnen. Hat das Gericht entschieden, dass der Nicht-
gebrauch der Ablehnungsgründe nach § 88c Nummer 1
bis 3 IRG-E ermessensfehlerfrei ist, kann die Bewilli-
gungsbehörde insbesondere unter Berufung auf die Ab-
lehnungsgründe des § 88c Nummer 4 und 5 IRG-E das
Ersuchen also gleichwohl ablehnen. Gleiches gilt, wenn
sie das Ersuchen für unzulässig hält, z. B. weil zwischen-
zeitlich eine rechtskräftige Aburteilung im Sinne von
§ 88a Absatz 2 Nummer 3 IRG-E bekannt geworden ist.

– Nach dem Abschluss des Bewilligungsverfahrens führt
die nach § 50 Satz 2 zuständige Staatsanwaltschaft beim
Landgericht die Vollstreckung durch (§ 57 Absatz 1
Satz 1 IRG), vgl. hierzu § 88e IRG-E. Wurde bei der Ent-
scheidung über die Vollstreckbarkeit der ausländischen
Sanktion Jugendstrafrecht angewendet, leitet der Jugend-
richter die Vollstreckung (§ 57 Absatz 1 Satz 2 oder
§ 88e Absatz 1 IRG-E, jeweils in Verbindung mit § 82
Absatz 1 Satz 1, § 110 Absatz 1 JGG).

Zu Absatz 1

Satz 1 nimmt den Regelungsgehalt des § 52 Absatz 3 IRG
auf und wendet sich an die Staatsanwaltschaft, die gemäß
§ 50 Satz 2 IRG die gerichtliche Entscheidung vorbereitet.
Erachtet sie das Ersuchen für zulässig und beabsichtigt sie,
keine Ablehnungsgründe nach § 88c IRG-E geltend zu ma-
chen, leitet sie zunächst etwaige erforderliche Maßnahmen
ein, um die zu vollstreckenden Vermögenswerte zu sichern.
Nach dem Vierten Teil des IRG stehen derartige Sicherungs-
maßnahmen im Beurteilungsspielraum der Behörde (vgl.
§ 58 Absatz 3 Satz 3 IRG in Verbindung mit § 67 Absatz 1
IRG). Für den Vollstreckungshilfeverkehr mit Mitgliedstaa-
ten der EU soll hierfür eine gesetzliche Verpflichtung einge-
führt werden, da Artikel 10 Absatz 2 Rb Einziehung den er-
suchten Staat zur Ergreifung von Sicherungsmaßnahmen für
die Dauer eines Aufschubs verpflichtet und die Anhörung
des Verurteilten die europarechtliche Verpflichtung der Bun-
desrepublik Deutschland, den Vollstreckungserfolg herbei-
zuführen, beeinträchtigen kann. Die Sicherungsmaßnahmen
richten sich nach den §§ 111b bis 111d StPO. Die Zuständig-
keiten nach den §§ 111e, 111f StPO bleiben unberührt.

Nach erfolgter Sicherstellung gewährt die Staatsanwalt-
schaft dem Verurteilten und Dritten, die den Umständen des
Falles nach Rechte an dem zu vollstreckenden Gegenstand
geltend machen könnten, rechtliches Gehör. Das Recht, sich
zu äußern erstreckt sich auch darauf, Umstände vorzutragen,
die geeignet sind, einen Ablehnungsgrund des § 88c IRG-E
zu begründen. Da hierüber die Staatsanwaltschaft zu ent-
scheiden hat (§ 88d Absatz 1 Satz 2 IRG-E), führt diese die
Anhörung durch, und zwar unabhängig davon, ob der Be-
troffene seinen Wohnsitz im Inland oder im Ausland hat.
Nummer 66 Absatz 2 der RiVASt, wonach die Anhörung im
Sinne von § 52 Absatz 3 IRG durch die Staatsanwaltschaft
lediglich bei Aufenthalt der verurteilten Person im Inland
durchzuführen ist, kann nicht auf § 88d Absatz 1 Satz 1
übertragen werden. Anders als § 52 Absatz 3 IRG lässt § 88d
Absatz 1 Satz 1 IRG-E nicht offen, durch welche Behörde
erstmals rechtliches Gehör gewährleistet wird, sondern wen-
det sich an die Staatsanwaltschaften.

§ 88d Absatz 1 Satz 2 IRG-E sieht vor, dass die Staatsan-
waltschaft vor der Exequaturentscheidung des Gerichts eine
Entscheidung darüber fällt, ob sie Ablehnungsgründe nach
§ 88c Nummer 1 bis 3 IRG-E geltend macht. Die Regelung
orientiert sich an § 79 Absatz 2 Satz 2 und 3 IRG. Im Unter-
schied zu jener Vorschrift bestimmt § 88d Absatz 1 Satz 2
IRG-E, dass die Entscheidung nicht durch die Bewilligungs-
behörde getroffen wird, sondern durch die Staatsanwalt-
schaft bei dem Landgericht. Nicht in allen Ländern wird die
Staatsanwaltschaft zugleich Bewilligungsbehörde sein. Es
ist sachgerecht, dass die nach außen wirkende und gegebe-
nenfalls in Rechte Dritter eingreifende Entscheidung unab-
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hängig von der Befugnis zur Bewilligung des Ersuchens
durch diejenige Behörde getroffen wird, die nach § 50 Satz 2
IRG die gerichtliche Entscheidung vorbereitet. Zudem be-
rühren die Ablehnungsgründe des § 88c Nummer 1 bis 3 die
Zuständigkeiten der Staatsanwaltschaft, so dass ihre Einbe-
ziehung zweckmäßig ist.

Im Unterschied zu § 79 Absatz 2 IRG trifft die Staatsanwalt-
schaft eine Entscheidung, Ablehnungsgründe des § 88c
Nummer 1 bis 3 IRG nicht geltend zu machen und erklärt
nicht lediglich eine entsprechende Absicht. Da die Staatsan-
waltschaft nicht in allen Ländern auch über die Bewilligung
entscheiden wird, kann das Gesetz nicht vorsehen, dass sie
die beabsichtigte Entscheidung einer anderen Behörde an-
kündigt.

§ 88d Absatz 1 Satz 2 IRG-E gewährleistet die gerichtliche
Überprüfbarkeit der Entscheidung der Staatsanwaltschaft
und dient der Gewährleistung wirksamen Rechtsschutzes ge-
gen Akte der öffentlichen Gewalt (Artikel 19 Absatz 4 des
Grundgesetzes). Die Rechtsweggarantie greift zwar nur ein,
wenn dem Betroffenen eine Rechtsposition zusteht. Diese
Rechtsposition kann aber auch durch ein Gesetz begründet
sein, wobei der Gesetzgeber bestimmt, unter welchen Vor-
aussetzungen dem Bürger ein Recht zusteht und welchen In-
halt es hat. Diese Grundsätze gelten auch, wenn ein Gesetz
eine Maßnahme in das Ermessen der zuständigen Behörde
stellt. Gibt das Entscheidungsprogramm des Gesetzes der
Behörde jedoch auf, bei der Ermessensausübung auch recht-
lich geschützte Interessen des Betroffenen zu berücksichti-
gen, so greift die Rechtsschutzgarantie des Artikels 19
Absatz 4 des Grundgesetzes. Schützt die Norm demgegen-
über keine rechtlichen Interessen des Betroffenen, muss die
Ermessensentscheidung für ihn nicht justitiabel sein; im
Grenzbereich verdient die grundrechtsfreundliche Interpre-
tation den Vorzug (BVerfG, Beschluss vom 18. Juni 1997,
Az. 2 BvR 483/95, Rn. 86).

§ 88c IRG-E sieht eine grundsätzliche Verpflichtung der Be-
hörden vor, Ersuchen anderer EU-Mitgliedstaaten auf der
Grundlage des Rb Einziehung zu bewilligen. Eine Ableh-
nung ist nur möglich, wenn das Ersuchen unzulässig ist
(§ 88a IRG-E, § 73 Absatz 1 Satz 2 IRG) oder von dem in
§ 88c IRG-E eröffneten Ermessen Gebrauch gemacht wer-
den soll. Damit wird der ursprünglich weite Ermessensspiel-
raum der Exekutive, über die Bewilligung eines zulässigen
Ersuchens unter Berücksichtigung außen- und allgemein-
politischer Aspekte des jeweiligen Falles zu entscheiden,
eingeschränkt und gesetzlich geregelt.

Die fakultativen Ablehnungsgründe des § 88c Nummer 1
bis 3 IRG-E dienen dabei auch den rechtlich geschützten
Interessen des Betroffenen:

– Zur gebotenen Effektivität des Rechtsschutzes gehört
auch, dass die Unterlagen des Ersuchens eine den betrof-
fenen Grundrechten angemessene gerichtliche Überprü-
fung erlauben (vgl. BVerfG, Urteil vom 18. Juli 2005,
Az. 2 BvR 2236/04, Rn. 115). Der Entwurf bezeichnet
daher in § 88b IRG-E bestimmte Unterlagen, die in je-
dem Fall erforderlich sind, damit das Ersuchen bearbeitet
werden kann. Fehlen andere Angaben, die das Formular
im Anhang zum Rahmenbeschluss zwar vorsieht, die die
zuständige Behörde aber als entbehrlich ansieht, hat sie
nach § 88c Nummer 1 IRG-E einen Spielraum, das Ersu-
chen im Einklang mit Artikel 8 Absatz 1 Rb Einziehung

abzulehnen oder es gleichwohl zu bearbeiten. Das Glei-
che gilt, wenn die Angaben in der Bescheinigung der zu
vollstreckenden Anordnung offensichtlich nicht entspre-
chen, die Behörde aber der Meinung ist, dass der Wider-
spruch durch Auslegung oder auf andere Weise aufgelöst
werden kann. Auch hiervon können im Einzelfall die
subjektiven Rechte des Betroffenen beeinträchtigt sein,
wenn das Gericht der Auffassung ist, dass bestimmte An-
gaben des ersuchenden Staates nachgereicht werden
müssen oder Widersprüche in den Unterlagen entgegen
der Ansicht der zuständigen Behörde nicht aufgelöst wer-
den können.

– § 88c Nummer 2 IRG-E erlaubt die Ablehnung des Ersu-
chens, weil die Tat deutscher Gerichtsbarkeit unterliegt
und erfordert einen Abwägungsprozess mit dem Strafver-
folgungsinteresse der deutschen Behörden. Auch hiervon
können rechtlich geschützte Interessen des Betroffenen
beeinträchtigt werden, wobei stets zu berücksichtigen ist,
dass der Täter bereits von einem anderen Mitgliedstaat
verurteilt wurde und wegen Artikel 54 SDÜ – je nach
Fallgestaltung – keine weitere Verfolgung durch die deut-
schen Behörden mehr möglich ist.

– § 88c Nummer 3 IRG-E erlaubt die Ablehnung des Er-
suchens, wenn die Tat in einem Drittstaat begangen wur-
de und nach deutschem Recht nicht verfolgt werden
kann, weil sie nach deutschem Recht nicht strafbar wäre
oder – wenn sie es doch wäre – das deutsche Strafrecht
nicht auf den Auslandssachverhalt anwendbar ist. Dieser
Ablehnungsgrund verlangt somit eine Abwägung der au-
ßenpolitischen Interessen mit den Interessen des Betrof-
fenen.

§ 88d Absatz 1 Satz 2 IRG-E sieht vor, dass die Staatsan-
waltschaft vor dem Antrag auf gerichtliche Exequaturent-
scheidung eine Entscheidung darüber fällt, ob sie die Ableh-
nungsgründe des § 88c Nummer 1 bis 3 IRG-E geltend
macht. Entschließt sich die Staatsanwaltschaft, das Ersuchen
nach § 88c IRG-E abzulehnen, ist ein Antrag an das Gericht,
die Anordnung für vollstreckbar zu erklären, nicht mehr er-
forderlich. Die Bewilligungsbehörde kann das Ersuchen oh-
ne gerichtliche Entscheidung ablehnen.

Ist die Staatsanwaltschaft der Auffassung, dass keine Ableh-
nungsgründe nach § 88c IRG-E geltend gemacht werden sol-
len, begründet sie ihre Entscheidung und leitet diese mit dem
Antrag auf Entscheidung über die Vollstreckbarkeit an das
Landgericht weiter. Das Gericht überprüft, ob die Behörde
von ihrem Ermessen fehlerfrei Gebrauch gemacht hat (vgl.
§ 88d Absatz 3 Satz 1 IRG-E). Dabei berücksichtigt das Ge-
richt, dass ein sehr weites behördliches Ermessen besteht.

Kommt die zuständige Behörde – etwa wegen neu eingetre-
tener Umstände – zu dem Ergebnis, dass entgegen der ur-
sprünglichen Entscheidung das Ersuchen doch abgelehnt
werden soll, steht die gerichtliche Exequaturentscheidung
dieser Vorgehensweise nicht entgegen. Die gerichtliche Exe-
quaturentscheidung bildet nur eine notwendige Grundlage,
nicht die Verpflichtung zur Vollstreckung im Inland. Die
Vollstreckung als solche dient insbesondere nur dem öffent-
lichen Interesse, so dass die Interessen von Verletzten der
Tat, die Entschädigungsansprüche nach § 56a IRG-E erwer-
ben könnten, zu diesem Zeitpunkt noch nicht geschützt sind,
da sie ihren Anspruch erst mit Abschluss des Vollstreckungs-
verfahrens erwerben.
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Der Entwurf sieht davon ab, dass die Staatsanwaltschaft auch
im Hinblick auf die Ablehnungsgründe des § 88c Nummer 4
und 5 bereits bei Antragstellung an das Gericht eine Entschei-
dung zu treffen hat. Beide Ablehnungsgründe betreffen die
Frage konkurrierender Anordnungen aus dem In- oder Aus-
land, die sich auf die gleichen Vermögenswerte beziehen.
Richten sich mehrere Anordnungen auf dieselben Vermö-
gensgegenstände bzw. reicht die Vermögensmasse nicht aus,
um alle Anordnungen vollstrecken zu können, muss die Be-
willigungsbehörde entscheiden, welcher Anordnung der Vor-
rang gebühren soll. Die Regelungen in § 88c Nummer 4 und 5
haben zwei Funktionen: Zum einen soll der Bewilligungsbe-
hörde in diesen Konstellationen ein Ermessensspielraum er-
öffnet werden. Zum anderen muss von der gesetzlichen
Pflicht zur Bewilligung der Ersuchen eine Ausnahme ge-
macht werden, da nicht alle Anordnungen vollstreckt werden
können. Bei der Entscheidung orientiert sich die zuständige
Behörde alleine am öffentlichen Interesse, d. h. sie trifft ihre
Entscheidung unter außen- und allgemeinpolitischen Aspek-
ten und nicht nach den Interessen der von der Vollstreckung
betroffenen Personen. Durch die Entscheidung, welcher An-
ordnung der Vorzug gegeben wird, wird nicht weiter in die ge-
schützte Position des Betroffenen eingegriffen, als dies bereits
durch die Verurteilung und gegebenenfalls durch das an-
schließende Exequaturverfahren erfolgt ist.

Nicht erforderlich ist die Regelung eines Verfahrens nach
dem Vorbild von § 79 Absatz 3 IRG, das dem Betroffenen
Rechtsschutz gewährt, wenn auch noch nach der gerichtli-
chen Zulässigkeitsentscheidung Umstände eintreten, die der
Bewilligungsbehörde ein Ermessen einräumen, die Bewilli-
gung abzulehnen. Ob die fakultativen Ablehnungsgründe
des § 88c Nummer 1 bis 3 gegeben sind, lässt sich bereits im
gerichtlichen Exequaturverfahren feststellen, so dass dem
Verurteilten ausreichend rechtliches Gehör gewährt wird.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 ist die zuständige Behörde, d. h. die Bewilli-
gungsbehörde oder die Staatsanwaltschaft bei dem Landge-
richt, unter bestimmten Umständen berechtigt, das Verfahren
aufzuschieben. Diese Regelung ist in jedem Stadium des
Exequatur- und Bewilligungsverfahrens anwendbar. Für das
Vollstreckungsverfahren verweist § 88e Absatz 3 IRG-E auf
diese Norm.

Artikel 7 Rb Einziehung sieht im Grundsatz die Verpflich-
tung vor, unverzüglich alle erforderlichen Maßnahmen zur
Vollstreckung der ausländischen Einziehungsentscheidung
zu treffen. Artikel 10 Rb Einziehung erlaubt dem ersuchten
Mitgliedstaat – als Ausnahme von diesem Grundsatz –, das
Ersuchen in bestimmten, abschließend genannten Fällen auf-
zuschieben. § 88d Absatz 2 IRG-E setzt diesen Katalog in
nationales Recht um und erlaubt der zuständigen Behörde
den Aufschub des Verfahrens aus zwei Gründen:

1. Nach Artikel 5 Absatz 2 Rb Einziehung besteht in be-
stimmten Fällen eine Verpflichtung zur Bewilligung des
Ersuchens, auch wenn ein gleichgerichtetes Ersuchen an
einen anderen Mitgliedstaat gerichtet wurde (vgl. auch
§ 90 Absatz 1 Satz 2 IRG-E). Hat der ersuchte Mitglied-
staat Grund zu der Annahme, dass der sich aus der Voll-
streckung ergebende Gegenwert den in der Anordnung
festgelegten Betrag auf Grund einer gleichzeitigen Voll-
streckung der Anordnung in einem weiteren Mitglied-
staat übersteigen könnte, darf er die Bewilligung nach

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a Rb Einziehung auf-
schieben. § 88d Absatz 2 Nummer 1 IRG-E setzt diese
Regelung in nationales Recht um.

2. Ein Aufschub ist auch dann möglich, wenn die Durchfüh-
rung des Bewilligungsverfahrens laufende strafrechtliche
Ermittlungen oder laufende strafrechtliche Verfahren be-
einträchtigen würde. § 88d Absatz 2 Nummer 2 IRG-E
setzt Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe c und e Rb Ein-
ziehung um. Eine den Aufschub rechtfertigende Beein-
trächtigung liegt nicht erst bei der Einleitung von Voll-
streckungsmaßnahmen, sondern bereits dann vor, wenn
durch das vorangehende Verfahren, insbesondere durch
Gewährung des rechtlichen Gehörs vor Erlass der Exe-
quaturentscheidung, eine Gefährdung des Straf- und
Vollstreckungsverfahrens eintritt. Dieser Begriff des
Straf- und Vollstreckungsverfahrens ist weit auszulegen.
Er umfasst nicht nur Ermittlungs-, Zwischen- und Haupt-
verfahren, sondern auch das gesamte Verfahren zur Voll-
streckung der gerichtlichen Entscheidung. Ein Aufschub
ist daher auch möglich, wenn die Vermögensgegenstände
im Sinne des Artikels 10 Absatz 1 Buchstabe e Rb Ein-
ziehung bereits Gegenstand eines Verfahrens sind, das
auf deren Verfall oder deren Einziehung gerichtet ist.

Zu Absatz 3

Nach Artikel 7 Rb Einziehung sind die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, die übermittelten Einziehungsentscheidungen als
solche anzuerkennen und zu vollstrecken. Hierdurch soll ge-
währleistet werden, dass die ausländische Entscheidung
nicht abgeändert wird. Deshalb bestimmt § 88d Absatz 3
Satz 1 IRG-E in Abweichung von § 54 Absatz 1 Satz 1 IRG,
dass die ausländische Anordnung nicht umzuwandeln, son-
dern (als solche) für vollstreckbar zu erklären ist. Vorausset-
zung ist die Zulässigkeit nach § 88a IRG-E, § 73 Satz 2 IRG
sowie die fehlerfreie Ausübung des Ermessens, von den
Ablehnungsgründen des § 88c Nummer 1 bis 3 keinen Ge-
brauch zu machen.

Für das gerichtliche Verfahren verweist Satz 1 auf die §§ 50
und 55 IRG. In der Beschlussformel ist – neben der Bezeich-
nung des Verurteilten und der zu vollstreckenden Entschei-
dung – auch der zu vollstreckende Geldbetrag oder Vermö-
gensgegenstand anzugeben (§ 88d Absatz 3 Satz 2 IRG-E).
Auch wenn die ausländische Anordnung durch eine Um-
wandlung nicht abgeändert werden soll, sollte durch das Ge-
richt klargestellt werden, welcher Geldbetrag oder welche
Vermögensgegenstände zu vollstrecken sind. Hierdurch wird
gewährleistet, dass dem Betroffenen gemäß § 77 Absatz 1
IRG in Verbindung mit § 35 Absatz 2 StPO eine Entschei-
dung zugestellt wird, aus der sich der Umfang der Vollstre-
ckung ergibt. Da im Regelfall keine Umwandlung der Ent-
scheidung erfolgt, ist im Hinblick auf die Bezeichnung der
zu vollstreckenden Gegenstände § 54 Absatz 2a IRG-E für
entsprechend anwendbar zu erklären (§ 88d Absatz 3 Satz 3
IRG-E). Die Anrechnung einer teilweisen Vollstreckung im
Ausland erfolgt entsprechend § 54 Absatz 4 IRG.

Eine Umwandlungsentscheidung der ausländischen Sankti-
on in die ihr im deutschen Recht am meisten entsprechende
Sanktion ist nur für den Fall vorgesehen, in dem die auslän-
dische Entscheidungsformel aus rechtlichen Gründen nicht
nach § 459g StPO vollstreckbar ist (§ 88d Absatz 3 Satz 4
IRG-E). Eine Umwandlung der Sanktion kann erforderlich
werden, wenn der Tenor der ausländischen Entscheidung
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eine Formulierung verwendet, die dem deutschen Recht im
Zusammenhang mit der Vollstreckung in Vermögensgegen-
stände fremd ist, beispielsweise wenn die ausländische Ent-
scheidung darauf gerichtet ist, bestimmte Gegenstände zu
„enteignen“.

Ferner kommt eine Umwandlung in Betracht, wenn die Ent-
scheidungsformel der ausländischen Anordnung die einge-
zogenen oder für verfallen erklärten Gegenstände nicht be-
stimmt genug bezeichnet. Nach der Rechtsprechung müssen
die Gegenstände entweder in der Urteilsformel, einer Anlage
hierzu oder in den Urteilsgründen so konkret bezeichnet
werden, dass für die Beteiligten und die Vollstreckungsbe-
hörde Klarheit über den Umfang des Verfalls oder der Ein-
ziehung geschaffen und eine rechtliche Nachprüfung durch
das Revisionsgericht ermöglicht wird (vgl. BGH, Beschluss
vom 27. Juni 2003, Az. 2 StR 197/03). Die Konkretisierung
der Entscheidungsformel ist jedoch nur in dem Umfang zu-
lässig, wie die ausländische Anordnung selbst auslegungsfä-
hig ist. Können die zu vollstreckenden Gegenstände auch
unter Heranziehung der Gründe nicht hinreichend bestimmt
werden, ist das Ersuchen unzulässig, da es sich nicht auf die
Vollstreckung einer Anordnung des Verfalls oder der Einzie-
hung „bestimmter Vermögensgegenstände“ bezieht (vgl.
§ 88a Absatz 1 IRG-E) bzw. der Vermögensgegenstand in
der Bescheinigung nicht bestimmt ist und die Bestimmung
sich auch nicht aus den beigefügten Unterlagen ergibt (vgl.
§ 88b Absatz 1 Nummer 4, § 88b Absatz 2 IRG-E).

Zu § 88e (Vollstreckung)

Zu Absatz 1

Gemäß § 88e Absatz 1 IRG-E sind die in § 57 Absatz 1
IRG-E genannten Behörden für die Vollstreckung der aus-
ländischen Anordnung zuständig. Dies ist nach § 57
Absatz 1 Satz 1 IRG im Regelfall die Staatsanwaltschaft, es
sei denn, die ausländische Entscheidung wurde in eine nach
dem Jugendgerichtsgesetz zulässige Sanktion umgewandelt.
Für diesen Fall wird in der Entwurfsfassung des § 57
Absatz 1 Satz 2 IRG-E die Zuständigkeit des Jugendrichters
(§ 82 Absatz 1 Satz 1 JGG und § 110 Absatz 1 JGG) als
Vollstreckungsleiter klargestellt (vgl. die Begründung zu
§ 57 Absatz 1 IRG-E). Anders als nach den allgemeinen Re-
geln der Vollstreckungshilfe (vgl. § 54 Absatz 1 Satz 2 IRG),
soll im Vollstreckungshilfeverkehr mit der Europäischen
Union eine ausländische Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung nur ausnahmsweise umgewandelt werden (vgl.
die Begründung zu § 88d Absatz 3 IRG-E). § 88e Absatz 1
IRG-E stellt sicher, dass der Jugendrichter auch in den Fällen
einer unmittelbaren Vollstreckung der ausländischen Anord-
nung nach den Bestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes
die Vollstreckung leitet. Voraussetzung ist, dass in der
gerichtlichen Entscheidung über die Vollstreckbarkeit bei
der Prüfung der Voraussetzungen nach § 88a Absatz 1
Nummer 2 IRG-E das Jugendgerichtsgesetz angewendet
wurde. Bei einer Umwandlung der Sanktion gemäß § 88d
Absatz 3 Satz 4 IRG-E ergibt sich die Zuständigkeit des Ju-
gendrichters als Vollstreckungsbehörde aus § 57 Absatz 1
Satz 2 IRG-E.

Zu Absatz 2

Nach § 88e Absatz 2 Satz 1 IRG-E in Verbindung mit § 57
Absatz 4 IRG-E richtet sich die Vollstreckung der Anord-

nung des Verfalls oder der Einziehung nach den Vorschrif-
ten, die auf eine entsprechende Anordnung eines deutschen
Gerichts anwendbar wären.

Die Vorschriften über die Vollstreckung einer deutschen An-
ordnung des Verfalls bzw. der Einziehung sehen vor, dass die
Vollstreckung in einen bestimmten Vermögensgegenstand
gemäß § 459g Absatz 1 StPO durch Wegnahme der Sache
erfolgt. Richtet sich die Anordnung auf eine Geldzahlung,
etwa beim Verfall von Wertersatz, sind nach § 459g Absatz 2
StPO einzelne Vorschriften über die Vollstreckung von Geld-
strafen entsprechend anwendbar (z. B. über Zahlungser-
leichterungen). Die Art und Weise der Vollstreckung erfolgt
nach der Justizbeitreibungsordnung (BGBl. III, Gliede-
rungsnummer 365-1), die in § 6 auf Vorschriften der Zivil-
prozessordnung über die Zwangsvollstreckung verweist. Ge-
meinsame Verwaltungsvorschriften des Bundes und der
Länder enthalten weitere Regelungen über die Vollstre-
ckung. Die Vollstreckung von Geldbeträgen richtet sich nach
der Einforderungs- und Beitreibungsanordnung (EBAO)
vom 1. April 2001 (Bundesanzeiger S. 9164). § 60 ff. der
Strafvollstreckungsordnung vom 1. April 2001 (Bundes-
anzeiger S. 9164) enthält weitere Verwaltungsvorschriften,
insbesondere über die Verwertung und Veräußerung einge-
zogener oder verfallener Gegenstände.

Eine Einstellung der Vollstreckung hat zu erfolgen, wenn die
Anordnung bereits in einem anderen Staat vollstreckt wurde
(vgl. § 88 Satz 2 IRG-E in Verbindung mit § 57 Absatz 5
IRG-E).

In § 88e Absatz 2 IRG-E wird Artikel 12 Absatz 4 Rb Ein-
ziehung umgesetzt. Danach dürfen freiheitsbeschränkende
Maßnahmen nur mit Zustimmung des ersuchenden Mitglied-
staates verhängt werden. Bei der Vollstreckung einer Anord-
nung des Verfalls oder der Einziehung in der Bundesrepublik
Deutschland kommt grundsätzlich auch die Anordnung der
Haft zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung über das
Vermögen oder über den Verbleib von Gegenständen in
Betracht (§ 459g Absatz 1 Satz 2 StPO bzw. § 459g Absatz 2,
§ 459 StPO, jeweils in Verbindung mit § 6 der Justiz-
beitreibungsordnung und den §§ 807, 883 Absatz 2, § 901
ZPO). Eine solche Anordnung darf nur mit Zustimmung des
ersuchenden Mitgliedstaates erfolgen. Der Vollstreckungs-
schuldner kann einen Verstoß gegen § 88e Absatz 2 IRG-E
im Vollstreckungsverfahren geltend machen.

Zu Absatz 3

§ 88e Absatz 3 IRG-E erlaubt auch der Vollstreckungsbehör-
de (§ 57 Absatz 1 IRG-E), das Verfahren unter den Voraus-
setzungen des § 88d Absatz 2 IRG-E einstweilen einzustel-
len.

Zu § 88f (Aufteilung der Erträge)

Zu Satz 1

Die Vorschrift setzt die in Artikel 16 Absatz 1 Rb Ein-
ziehung enthaltene Verpflichtung des ersuchten Staates um,
vollstreckte Beträge in Höhe von mehr als 10 000 Euro mit
dem ersuchenden Mitgliedstaat (vollständig) hälftig zu tei-
len. Der ersuchte Mitgliedstaat erhält keinen „Sockelbetrag“
von 10 000 Euro, d. h. bei einem Vollstreckungserlös von
15 000 Euro sind 7 500 Euro abzuführen. Die Pflicht, die
Beträge zu teilen, ist gesetzlich zu verankern. Im Übrigen er-
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gibt sich aus den §§ 88, 56 Absatz 4 IRG-E in Verbindung
mit den §§ 73e, 74e StGB, dass der restliche Betrag dem
deutschen Staatshaushalt zufließt.

Der zu teilende Ertrag im Sinne des § 88f Satz 1 IRG-E ist
– entsprechend der Definition in Artikel 16 Absatz 1
Rb Einziehung – derjenige Betrag, der sich aus der Vollstre-
ckung der Einziehungsentscheidung ergibt. Die Mitglied-
staaten der Europäischen Union haben sich bei den Ver-
handlungen zu Artikel 16 Rb Einziehung darauf geeinigt,
dass von dem vollstreckten Betrag nicht die im ersuchten
Staat angefallenen konkreten Kosten vorab abgezogen wer-
den sollen. Der in § 88f IRG-E verwendete Begriff der Kos-
ten ist entsprechend Nummer 9005 des Kostenverzeichnis-
ses zum GKG dahingehend zu verstehen, dass Gebühren
und Auslagen, einschließlich von Vergütungs- und Entschä-
digungsleistungen nach dem Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetz (JVEG), umfasst sind.

Der Rahmenbeschluss sieht vor, dass die Aufteilung der Er-
träge entsprechend Artikel 16 Absatz 1 Rb Einziehung den
Regelfall darstellt, wenn keine abweichende Vereinbarung
zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten getroffen wurde.
Eine solche Vereinbarung nach § 56b Absatz 1 IRG-E hätte
Vorrang. Da der Abschluss einer Vereinbarung nach § 56b
Absatz 1 IRG-E selbst nur bei Gegenseitigkeit erfolgen darf,
ist eine Abweichung von § 88f IRG-E nur ausnahmsweise
möglich und kann nur bei besonderen sachlichen Gründen
erfolgen. Als sachliche Gründe kommen beispielsweise die
Berücksichtigung von außergewöhnlich hohen Kosten der
Vollstreckung oder die Berücksichtigung von Entschädi-
gungszahlungen an den Verletzten der Straftat in Betracht.
Zu denken ist auch an eine Vereinbarung über die Rückfüh-
rung von Kulturgütern, die nicht dem Kulturgutschutzgesetz
unterliegen.

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gingen in den
Verhandlungen zum Rb Einziehung davon aus, dass die in
Artikel 16 Rb Einziehung gefundene Regelung Vorrang vor
Artikel 57 des Übereinkommens der Vereinten Nationen
vom 7. Oktober 2003 gegen die Korruption hat.

Zu Satz 2

Wurden Gegenstände, die nach dem Kulturgutschutzgesetz
geschützt werden, vollstreckt, ist die Herausgabe dieser Ge-
genstände entsprechend § 56b Absatz 2 IRG-E an das Aus-
land nur mit Einwilligung des Beauftragten der Bundes-
regierung für Kultur und Medien möglich. Wird diese
verweigert, entfällt die gesetzliche Pflicht zur Teilung der
Erträge mit dem ersuchenden Mitgliedstaat.

Zu § 90 (Ausgehende Ersuchen)

Zu Absatz 1

Absatz 1 stellt zunächst klar, dass die zuständigen Justizbe-
hörden Ersuchen auf Grundlage des Rb Einziehung an einen
anderen Mitgliedstaat stellen können.

Artikel 5 Absatz 1 Rb Einziehung sieht vor, dass ein Ersu-
chen um Vollstreckung einer Einziehungs- oder Verfallsan-
ordnung grundsätzlich an nur einen anderen Mitgliedstaat
gerichtet werden kann. In § 90 Absatz 1 Satz 1 IRG-E ist
diese Beschränkung gesetzlich verankert. Nach dem Rah-
menbeschluss darf ein Ersuchen nur dann an mehrere Mit-

gliedstaaten gerichtet werden, wenn die in Artikel 5
Absatz 2 Rb Einziehung genannten Voraussetzungen vorlie-
gen. § 90 Absatz 1 Satz 2 IRG-E bildet diesen Katalog ab:

1. Das Ersuchen darf an einen weiteren Mitgliedstaat ge-
richtet werden, wenn es Grund zu der Annahme gibt, dass
sich ein bestimmter (in der Entscheidung bezeichneter)
oder verschiedene (in der Entscheidung bezeichnete) Ge-
genstände in verschiedenen Mitgliedstaaten befinden
(Nummer 1). Die ausdrückliche Aufnahme dieser Rege-
lung aus Artikel 5 Absatz 2 Variante 1 Rb Einziehung hat
allein klarstellende Wirkung. Werden verschiedene Mit-
gliedstaaten um die Vollstreckung einer Einziehungsent-
scheidung in unterschiedliche Vermögensgegenstände
ersucht, sind die Ersuchen nicht „gleichgerichtet“ im Sin-
ne von § 90 Absatz 1 Satz 2 IRG-E.

2. Ein gleichgerichtetes Ersuchen kann auch an weitere
Mitgliedstaaten gerichtet werden, wenn die Vollstre-
ckung eines bestimmten Vermögensgegenstandes oder
eines Geldbetrages dies erfordert (Nummer 2). Der Ent-
wurf nimmt Artikel 5 Absatz 2 Variante 2 (für bezeich-
nete Vermögensgegenstände) sowie Artikel 5 Absatz 3
Rb Einziehung (für einen zu vollstreckenden Geldbetrag)
auf. Ob die Stellung mehrerer Ersuchen erforderlich ist,
steht im Beurteilungsspielraum des ersuchenden Mit-
gliedstaates. Dieses Grundprinzip kommt ausdrücklich
in Artikel 5 Absatz 2 Variante 1, 3 und Absatz 3
Rb Einziehung zum Ausdruck und gilt auch für die Kon-
stellation des Artikels 5 Absatz 2 Variante 2 Rb Einzie-
hung.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 sind noch nicht erledigte Ersuchen zurückzu-
nehmen, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht
mehr vorliegen. Neben den Fällen, in denen die in Absatz 1
Satz 2 erteilte Berechtigung zur Stellung eines gleichgerich-
teten Ersuchens an einen weiteren Mitgliedstaat nachträglich
entfällt, sind die Fälle der Aufhebung der Anordnung, der
freiwilligen Leistung oder der anderweitigen Vollstreckung
zu nennen. Artikel 15 Satz 1 Rb Einziehung verpflichtet in
diesen Fällen zur Unterrichtung des ersuchten Mitglied-
staates.

Zu Absatz 3

Absatz 3 erleichtert die Vollstreckung des Wertersatzes in
den Fällen, in denen die Anordnung des Verfalls oder der
Einziehung nicht ausgeführt werden kann oder aus be-
stimmten Gründen unzureichend ist, etwa weil der in der
Anordnung bezeichnete Vermögensgegenstand nicht voll-
streckt werden kann. Artikel 7 Absatz 2 des Rahmen-
beschlusses bestimmt, dass sich die Mitgliedstaaten in
einem solchen Fall auf eine Vollstreckung des Wertersatzes
einigen können.

Bei einer Vollstreckung innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland ist in diesen Fällen unter den Voraussetzungen
des § 76 StGB nachträglich eine Anordnung über die Voll-
streckung des Wertersatzes möglich. Erforderlich ist hierzu
eine gerichtliche Entscheidung gemäß § 440 StPO. Wurde
diese herbeigeführt, kann die Vollstreckungsbehörde der
Vollstreckung des Wertersatzes zustimmen.
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Zu Absatz 4

Die für ausgehende Ersuchen um Vollstreckung einer Anord-
nung des Verfalls oder der Einziehung relevanten Vorschrif-
ten des Sechsten Teils des Gesetzes über die internationale
Rechtshilfe in Strafsachen sind in Absatz 4 für entsprechend
anwendbar zu erklären:

– § 71 Absatz 5 IRG, wonach die deutsche Vollstreckungs-
behörde einstweilen von der Vollstreckung absieht, soll
auch in diesen Fällen weiterhin Gültigkeit haben, auch
wenn Artikel 14 Absatz 1 Rb Einziehung dem ersuchen-
den Mitgliedstaat erlaubt, selbst die Anordnung weiter zu
vollstrecken.

– § 71a IRG-E gibt den Bewilligungsbehörden die Kompe-
tenz zum Abschluss von Vereinbarungen über die Ver-
wertung, Herausgabe und Aufteilung des abgeschöpften
Vermögens (§ 56b Absatz 1 IRG-E).

– § 72 IRG bindet die deutschen Behörden an die Bedin-
gungen, die der ersuchte Staat gestellt hat.

Zu § 93 (Gemeinsame Ermittlungsgruppen)

Neben der durch diesen Entwurf eingeführten Vorschrift des
§ 61b IRG-E bedarf es mit § 93 IRG weiterhin einer ergän-
zenden, im Rechtshilfeverkehr mit den EU-Mitgliedstaaten
anwendbaren Sondervorschrift, weil wegen des Rahmen-
beschlusses 2002/465/JI des Rates über gemeinsame Er-
mittlungsgruppen auch mit solchen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union eine Bildung gemeinsamer Ermitt-
lungsgruppen ermöglicht werden muss, die das EU-Rechts-
hilfeübereinkommen nicht ratifiziert haben.

Die Änderungen in § 93 IRG sind redaktionell erforderlich,
um die Vorschrift geschlechtsneutral zu formulieren. Inhalt-
lich sind damit keine Änderungen verbunden, insbesondere
ist es trotz der Verwendung des Wortes „Mitglied“ in Absatz
1 nach wie vor erforderlich, dass dieses den Status als Rich-
ter, Richterin, Staatsanwalt, Staatsanwältin oder Ermitt-
lungsperson der Staatsanwaltschaft (§ 152 GVG) hat. Dies
ergibt sich im nationalen Recht aus den §§ 160, 162 StPO,
wonach für Ermittlungen im Ermittlungsverfahren die eben
genannten Personen zuständig sind.

Zu § 94 (Ersuchen um Sicherstellung, Beschlagnahme
und Durchsuchung)

a) Zu den Änderungen in § 94 Absatz 1 Nummer 1 IRG-E
vgl. die Begründung zu § 81 IRG-E.

b) Nach § 94 IRG ist ein Ersuchen in Steuer-, Zoll- und
Währungsangelegenheiten bei Anwendung des § 58
Absatz 3, § 67 IRG auch dann zulässig, wenn das deut-
sche Recht keine gleichartigen Steuern vorschreibt oder
keine gleichartigen Steuer-, Zoll- und Währungsbestim-
mungen enthält wie das Recht des ersuchenden Mitglied-
staates. Die Ergänzung dieser Vorschrift um Angelegen-
heiten der Abgaben gleicht die Bestimmung der auf
Grund Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b Rb Einziehung
weiten Fassung von § 88a Absatz 1 Nummer 2 IRG-E an.
Hierdurch wird eine Lücke vermieden, wonach zwar die
Anerkennung einer Einziehungsentscheidung in Angele-
genheiten des Abgabenrechts unter vereinfachten Bedin-
gungen erfolgen müsste, aber nicht die vorherige einst-

weilige Sicherstellung von abschöpfbaren Vermögens-
werten gemäß den §§ 89 und 94 IRG.

c) § 94 Absatz 2 IRG sieht vor, dass ein Ersuchen um eine
Maßnahme zur Sicherstellung von Vermögensgegenstän-
den unzulässig ist, wenn der Grundsatz des ne bis in idem
entgegensteht. Da entsprechend der Regelung nach deut-
schem Recht die Hilfe bei der Vollstreckung einer Anord-
nung des Verfalls oder der Einziehung auch unter den Vo-
raussetzungen des § 76a StGB ermöglicht werden soll
(vgl. § 88a Absatz 2 Nummer 3 IRG-E), ist eine Anpas-
sung des § 94 Absatz 2 IRG erforderlich. Hierdurch wird
eine Lücke vermieden, die entstehen würde, wenn zwar
eine Anordnung vollstreckt werden könnte, nicht aber die
erforderlichen Sicherungsmaßnahmen ergriffen werden
könnten.

Zu § 95 (Sicherungsunterlagen)

Nach § 95 Absatz 2 IRG kann die zuständige Justizbehörde
auf die Vorlage weiterer Sicherungsunterlagen unter be-
stimmten Voraussetzungen verzichten. Der Entwurf sieht
vor, statt von „Justizbehörden“ von den „zuständigen Behör-
den“ zu sprechen, um den Wortlaut an die Terminologie des
IRG anzupassen (vgl. etwa § 60 IRG und auch § 88b
Absatz 2 IRG-E, § 88d Absatz 2 IRG-E).

Zu Artikel 2 (Änderung der Justizverwaltungs-
kostenordnung)

Zu § 5

Zu Absatz 4

Artikel 20 Absatz 1 Rb Einziehung sieht vor, dass die Mit-
gliedstaaten gegenseitig auf die Erstattung von Kosten ver-
zichten. Sind außergewöhnliche Kosten entstanden, kann der
ersuchte Mitgliedstaat dem ersuchenden Mitgliedstaat vor-
schlagen, die Kosten zu teilen. Ein weitgehender Verzicht
auf Kostenerstattung ist im Rechtshilfeverkehr üblich, bei-
spielsweise in Artikel 20 des Rechtshilfeübereinkommens
des Europarates von 1959 oder in Artikel 18 des Vertrages
vom 13. Mai 2002 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und Kanada über die Rechtshilfe in Strafsachen
(BGBl. 2004 II S. 962). Auch in Artikel 30 des Rb EuHb
und in Artikel 17 des Rb Geldstrafen ist ein Verzicht auf
Kostenerstattung vorgesehen. Dabei geht man davon aus,
dass sich die auf beiden Seiten anfallenden Kosten für die
Erledigung der Rechtshilfeersuchen langfristig ausgleichen
und der mit dem Kostenausgleich verbundene Verwaltungs-
aufwand unverhältnismäßig wäre.

§ 5 Absatz 2 der Justizverwaltungskostenordnung (JVKostO)
sieht vor, dass auch im Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland
in strafrechtlichen Angelegenheiten bestimmte Auslagen er-
hoben werden. Hiervon macht § 5 Absatz 4 JVKostO-E eine
Ausnahme: Wurde nach § 75 IRG oder nach § 71 IStGH-Ge-
setz auf Kostenerstattung verzichtet, werden Auslagen nicht
erhoben. Das Gleiche gilt für Auslagen in Verfahren nach
den Abschnitten 2 und 3 des Achten Teils des IRG, also die
Auslieferung oder Durchlieferung auf der Grundlage eines
Europäischen Haftbefehls.

Da bereits jetzt mehrere Rahmenbeschlüsse einen Verzicht
auf Kostenerstattung vorsehen, ist es geboten, eine allgemei-
ne Formulierung zu finden, mit der der Verzicht auf Kosten-
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erstattung auch für Umsetzungsgesetze von künftigen Rah-
menbeschlüssen, die einen gegenseitigen Kostenverzicht
vorsehen, gesetzlich verankert wird. Dies soll zum Anlass
genommen werden, zur Vervollständigung auch die völker-
rechtlichen Vereinbarungen mit einzubeziehen.

§ 5 Absatz 4 Satz 2 dient der Klarstellung. Gegenstand der
Regelungen in der JVKostO ist grundsätzlich das Justizver-
waltungsverfahren. Bei dem Verfahren der Vollstreckung der
Anordnung eines Verfalls oder einer Einziehung handelt es
sich dagegen um ein Verfahren, auf das die Vorschriften für
eine entsprechende in Deutschland verhängte Maßnahme an-
zuwenden wären (§ 57 Absatz 4 IRG-E). Die damit verbun-
denen Kosten hat der Verurteilte zu tragen (§ 57a IRG-E).

Zu § 6

Zu Absatz 3

Die unter Buchstabe a vorgeschlagene Änderung ist eine re-
daktionelle Folge der Einfügung eines Satzes 2 in § 6
Absatz 1 JVKostO durch das Gesetz über elektronische
Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das
Unternehmensregister vom 10. November 2006 (BGBl. I
S. 2553). Im Übrigen wird auf die Begründung zu § 5
Absatz 4 Satz 2 JVKostO verwiesen.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Nach Artikel 82 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes soll
jedes Gesetz den Tag des Inkrafttretens bestimmen. Die
Vorschrift sieht vor, dass das Gesetz am vierzehnten Tag
nach seiner Verkündung in Kraft tritt.
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge-
setzes auf Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten
begründet werden, geprüft.

Mit dem Gesetzentwurf werden 9 Informationspflichten für
die Verwaltung eingeführt. Informationspflichten der Wirt-
schaft und für Bürgerinnen und Bürger werden durch den
Entwurf nicht berührt.

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge-
setzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Rege-
lungsvorhaben.
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Anlage 3

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 856. Sitzung am 6. März 2009
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zur Eingangsformel,
Zu Artikel 2a – neu – (§ 7 Absatz 3 StrEG)

a) In der Eingangsformel sind nach dem Wort „hat“ die
Wörter „mit Zustimmung des Bundesrates“ einzufü-
gen.

b) Nach Artikel 2 ist folgender Artikel 2a einzufügen:

,Artikel 2a

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung
für Strafverfolgungsmaßnahmen

In § 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Entschädi-
gung für Strafverfolgungsmaßnahmen vom 8. März
1971 (BGBl. I S. 157), das zuletzt durch … geändert
worden ist, wird das Wort „elf“ durch die Anga-
be „25“ ersetzt.‘

B e g r ü n d u n g

Das Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungs-
maßnahmen (StrEG) gewährt Personen, bei denen eine
rechtskräftige Verurteilung ausbleibt oder nachträglich
entfällt, Entschädigungen für die Zeit der Untersu-
chungshaft oder der Strafhaft. Neben einer konkret nach-
zuweisenden und zu beziffernden Entschädigung für Ver-
mögensschäden haben die Betroffenen Anspruch auf
einen Pauschalbetrag für jeden Tag der Inhaftierung, der
der Entschädigung immaterieller Schäden dient.

Die Höhe des Entschädigungsbetrages für die Entschädi-
gung des immateriellen Schadens bei gerichtlich ange-
ordneter Freiheitsentziehung in § 7 Absatz 3 StrEG blieb
lange unverändert. Mit dem Gesetz vom 24. Mai 1988
(BGBl. I S. 638) wurde die Entschädigungspauschale für
den immateriellen Schaden mit Wirkung zum 1. Januar
1987 von zehn auf 20 Deutsche Mark angehoben. Mit
dem Gesetz zur Einführung des Euro in Rechtspflegege-
setzen u. a. vom 13. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3574)
wurde eine geringfügige Erhöhung auf elf Euro vorge-
nommen. Nach nunmehr über 20 Jahren ist der gegen-
wärtige Entschädigungssatz von elf Euro nicht mehr an-
gemessen.

Nach einer Umfrage des Bundesministeriums der Justiz
aus dem Jahr 2002 unterscheiden sich im Gebiet der Eu-
ropäischen Union die einschlägigen nationalen Regelun-
gen erheblich. In den Staaten, die konkrete Beträge oder
Spannbreiten vorsehen, werden überwiegend höhere Ent-
schädigungszahlungen als in Deutschland geleistet, wo-
bei diese Leistungen teilweise auch den materiellen Scha-
den umfassen. Danach werden beispielsweise in
Finnland 100 Euro pro Tag und in den Niederlanden 70
bis 95 Euro pro Tag gezahlt. In den EU-Mitgliedstaaten,
die freie Ermessensentscheidungen vorsehen, betragen

die Entschädigungen in der Regel in Luxemburg zwi-
schen 25 und 200 Euro pro Tag und in Italien zwischen
15 und 25 Euro pro Tag. Dieser Vergleich unterstützt die
Annahme der fehlenden Angemessenheit.

Ein Untersuchungs- oder Strafgefangener, der nicht
rechtskräftig verurteilt wird oder dessen Verurteilung
nachträglich aufgehoben wird, erbringt während der Zeit
der Freiheitsentziehung ein Sonderopfer, zu dessen Ent-
schädigung die Haftpauschale dient. Ungeachtet der Un-
möglichkeit, den immateriellen Freiheitswert zu bezif-
fern, muss der Entschädigungssatz wegen der Bedeutung
des Freiheitsgrundrechts geeignet sein, bei billiger Be-
trachtung einen mehr als symbolischen Ausgleich für die
erlittene Freiheitsentziehung zu gewähren. Angesichts
der neben der Pauschale zu gewährenden Entschädigung
für Vermögensschäden gemäß § 7 Absatz 1 StrEG muss
der Entschädigungssatz der Pauschale andererseits auf
die Wiedergutmachung immaterieller Schäden begrenzt
werden.

In dem Beschluss der Konferenz der Justizministerinnen
und -minister vom 20. November 2008 haben sich diese
für eine Anhebung der Entschädigungspauschale für den
immateriellen Schaden wegen gerichtlich angeordneter
Freiheitsentziehungen in § 7 Absatz 3 StrEG von bisher
elf auf 25 Euro ausgesprochen. Mit der Einigung auf ei-
nen Pauschalsatz von 25 Euro je Hafttag haben die Jus-
tizministerinnen und Justizminister eine Höhe gefunden,
die dem Entschädigungsgedanken gerecht wird und die
Mehrbelastung der Länderhaushalte kalkulierbar macht
und begrenzt.

Nach Auskünften der Landesjustizverwaltungen gegen-
über dem Bundesministerium der Justiz im Jahr 2008
können für die Länderhaushalte folgende jährliche Mehr-
belastungen geschätzt werden:

Bundesland Mehraufwendungen in
Tausend Euro

Baden-Württemberg 126

Bayern 162,4

Berlin 113,8

Brandenburg 43,4

Bremen 18

Hamburg 58,4

Hessen 100

Mecklenburg-Vorpommern 22,7

Niedersachsen 81,6

Nordrhein-Westfalen 214,1

Rheinland-Pfalz 42,9
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Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes folgt aus
Artikel 104a Absatz 4 des Grundgesetzes.

2. Zu Artikel 2 Nummer 1
(§ 5 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 JVKostO)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens zu prüfen, ob es sich empfiehlt, die Rah-
menbeschlüsse des Rates der Europäischen Union und

die völkerrechtlichen Übereinkommen, die einen Ver-
zicht auf Kostenerstattung vorsehen, in § 5 Absatz 4
Satz 1 Nummer 2 JVKostO im Einzelnen zu bezeichnen.

B e g r ü n d u n g

Die vorgeschlagene Fassung des § 5 Absatz 4 Satz 1
Nummer 2 JVKostO-E ist wenig praktikabel. Sie belastet
die mit der Bearbeitung von Kostensachen befassten Jus-
tizbediensteten mit der unter Umständen schwierigen Prü-
fung, ob im Einzelfall ein Rahmenbeschluss des Rates der
Europäischen Union oder eine völkerrechtliche Vereinba-
rung der Erhebung von Kosten entgegensteht. Zur
Arbeitserleichterung sollten die zu beachtenden Rahmen-
beschlüsse und völkerrechtlichen Vereinbarungen in der
Norm genau bezeichnet werden (einschließlich Fundstel-
le). Der damit verbundene Nachteil, dass § 5 Absatz 4
JVKostO in diesem Fall häufiger geändert werden müsste,
kann hingenommen werden, zumal die Umsetzung von
Rahmenbeschlüssen und völkerrechtlichen Vereinbarun-
gen ohnehin stets Rechtsetzungsbedarf auslösen dürfte.

Saarland 28

Sachsen 74

Sachsen-Anhalt 36,5

Schleswig-Holstein 29

Thüringen k. A.

Bundesland Mehraufwendungen in
Tausend Euro
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Anlage 4

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun-
desrates wie folgt Stellung:

Zu Nummer 1 (Zur Eingangsformel, zu Artikel 2a – neu –
§ 7 Absatz 3 StrEG)

Die Bundesregierung begrüßt, dass sich die Länder, deren
Justizhaushalte die Entschädigungszahlungen ganz überwie-
gend leisten, auf eine Erhöhung der Haftentschädigung für
immaterielle Schäden geeinigt haben. Die vorgeschlagene
Anhebung auf 25 Euro entspricht dem Beschluss der Justiz-
ministerinnen und Justizminister der Länder auf ihrer Herbst-
konferenz am 20. November 2008. Eine zügige Umsetzung
dieses Beschlusses wird von der Bundesregierung grundsätz-
lich unterstützt; dies gilt auch für den Gesetzentwurf des Bun-
desrates für ein Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes
über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen
(Bundesratsdrucksache 151/09 – Beschluss), der das gleiche
Anliegen verfolgt. Die Bundesregierung teilt die Auffassung,
dass die vom Bundesrat vorgeschlagene Erhöhung sowohl
rechtsstaatlich als auch haushalterisch gut vertretbar ist.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Justizverwal-
tungsbehörden die neue Entschädigungspauschale ab dem
Datum des Inkrafttretens unabhängig vom Zeitpunkt der In-
haftierung auf alle noch nicht abgeschlossenen Entschädi-
gungsverfahren anwenden sollen.

Das Gesetz wird durch Artikel 2a zustimmungsbedürftig,
allerdings nicht gemäß Artikel 104a Absatz 4 des Grund-
gesetzes (GG), sondern gemäß Artikel 74 Absatz 2 in Ver-
bindung mit Absatz 1 Nummer 25 GG.

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 2 Nummer 1 – § 5 Absatz 4
Satz 1 Nummer 2 JVKostO)

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, dass es sich
empfiehlt, in § 5 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 JVKostO-E die
einen (teilweisen) Kostenverzicht enthaltenen Rahmenbe-
schlüsse und völkerrechtlichen Verträge im Einzelnen zu be-
zeichnen.

Eine Aufzählung aller Rechtsinstrumente würde das Gesetz
überfrachten. Sie würde zudem bei jedem neuen völkerrecht-
lichen Vertrag und bei jedem neuen Rahmenbeschluss eine
Gesetzesänderung erfordern. Die vom Bundesrat angestrebte
Arbeitserleichterung für die Justizbediensteten könnte auch
auf anderem Weg erreicht werden, beispielsweise durch
Aufzählung der relevanten Rechtsinstrumente in einer geeig-
neten Verwaltungsvorschrift, etwa den bundeseinheitlich
vereinbarten Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in
strafrechtlichen Angelegenheiten (BAnz. Nr. 196b vom
24. Dezember 2008), die bereits heute in Nummer 15 eine
Regelung über die Kosten enthalten.
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